
Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 
www.unsere-zeit.de 


Arbeitsschutz 

Arbeitsbedingun¬ 
gen zu gestalten, 
die nicht krank 
machen, ist eine 
Herausforderung. 
Seite 2 


Ermittlungen 

Die Polizei legt offen¬ 
bar frisierte Akten 
zum „Blockupy“-Ak- 
tionstag in Frankfurt 
Anfang Juni vor. 
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Demokratiespiel 

Am vergangenen Sonntag stimmten 
die Schweizer über Wehrpflicht, län¬ 
gere Arbeitszeiten im Einzelhandel, 
Stimmrecht für Migrantlnnen und 
Burka-Verbot ab. 
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Kein Wechselwille? 


F ür die Beschäftigten geht es um 
viel bei der Bundestagswahl - 
nämlich darum, die Weichen für 
einen Politikwechsel zu stellen. Und 
dafür zählt jede Stimme“ hatte der 
DGB-Vorsitzende Michael Sommer 
im Vorfeld der Bundestagswahlen 
erklärt. In einem Wahlspot forder¬ 
te die IG Metall gute Arbeitsplät¬ 
ze, bessere Bildung, soziale Gerech¬ 
tigkeit und eine menschenwürdige 
Rente. 

All dies sind Forderungen, die vie¬ 
le Menschen im Land haben. Und 
trotzdem, trotz wachsender sozialer 
Verwerfungen, hat eine Mehrheit der 
Wählerinnen und Wähler - unter ih¬ 
nen viele abhängig Beschäftigte und 
Arbeitslose - CDU und CSU gewählt. 
Diese stellten sich als „Macher“und 
„erfolgreiche Krisenbewältiger“ in der 
EU dar. Der FDP gelang dies nicht. 
Was Kanzlerin Merkel nutzte, erwies 
sich für die „Liberalen“ als Rohrkre¬ 
pierer. (Siehe auch Seite 4) 

Merkel und Co. konnten vielen vermit¬ 
teln, dass nur mit ihnen Stabilität und 


Wirtschaftswachstum erreicht wer¬ 
den kann - trotz der auch hierzulande 
wachsenden Kluft zwischen Arm und 
Reich, trotz Niedriglöhnen, Hartz IV, 
zunehmender Kinder- und Altersar¬ 
mut. Auch die Skandale - einschließ¬ 
lich des um Verteidigungsminister de 
Maiziere -, NSU und NSA haben den 
Unionsparteien ebenso wenig Stim¬ 
men gekostet wie die Kandidatur der 
Rechtsaußenpartei AfD, deren Stim¬ 
menzahl einen gefährlichen Trend 
zeigt. Im Wahlkampf war die Partei 
mit EU-skeptischen, nationalchauvi¬ 
nistischen sowie fremdenfeindlichen 
Losungen aufgefallen und erhielt aus 
dem Stand mehr als zwei Millionen 
Stimmen. 

Aber auch die gezielt geschürten Ängs¬ 
te vor dem Verlust des Arbeitsplatzes, 
vor sozialem Abstieg, Zukunftsängste 
und vor allem das Fehlen einer über¬ 
zeugenden gesellschaftlichen Alterna¬ 
tive haben zum Wahlergebnis für die 
Unionsparteien beigetragen ... 

Der von Sommer beschworene Poli¬ 
tikwechsel fand also nicht statt. Und es 


wird ihn auch mit einer SPD in einer 
Großen Koalition oder einer Schwarz- 
Grünen-Koalition nicht geben. 

Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele 
erklärte deshalb in einer ersten Stel¬ 
lungnahme zum Ausgang der Bundes¬ 
tagswahl: „Egal welche Koalition die 
Unionsparteien eingehen werden - für 
die Menschen hierzulande wird sich 
nicht viel ändern: Die Kriegseinsätze 
der Bundeswehr werden weitergehen. 
Der nächste EU-Rettungsschirm für 
Banken wird verabschiedet werden. 
Und der nächste Sozialraubzug wird 
in Angriff genommen werden, um die 
führende Position deutscher Banken 
und Konzerne in EU auf dem Rücken 
der Lohnabhängigen hierzulande und 
in Europa auszubauen. In diesem Sin¬ 
ne ist das Ergebnis ein Wahlsieg für die 
Banken und Konzerne.“ (Siehe Seite 8) 
Am Montag gratulierte die stellver¬ 
tretende DGB-Vorsitzende Elke Han- 
nack in Berlin der Kanzlerin, äußerte 
aber auch die Erwartung, „dass eine 
zukünftige Regierung umsteuert - hin 
zu einer sozial gerechten Politik.“ 


Die wird aber nicht „umsteuern“, son¬ 
dern die bisherige Politik fortsetzen, 
wenn es nicht einen wesentlich stär¬ 
keren Druck als bisher aus Betrieben, 
Gewerkschaften, von der Straße gibt. 
Wenn der Widerstand nicht breiter 
wird. Höhere Löhne, Bekämpfung von 
Leiharbeit und Niedriglohnjobs, Ab¬ 
schaffung von Hartz IV, der Rente mit 
67, bessere Bildung, keine Zweiklas- 
sen-Medizin, Sicherung und Ausbau 
von demokratischen Grundrechten 
und Frieden angesichts der drohenden 
imperialistischen Interventionspolitik, 
derzeit beispielsweise gegen Syrien - 
das sind die unmittelbaren sozialen 
und politischen Lebensinteressen der 
Menschen. 

Im Bundestag sitzen jetzt nur noch 
vier Parteien. Und unter ihnen ist nur 
eine wirkliche Oppositionspartei, die 
Partei „Die Linke“, die zur drittstärks- 
ten Partei wurde. Sie kann und muss 
diesem Protest eine parlamentarische 
Stimme geben. 

Nina Hager 


Zweifelhafte „Beweise“ gegen Assad 

Russische Experten zum Bericht der UN-Inspekteure 


Westliche Politiker - von US-Außen- 
minister Kerry über den „sozialisti¬ 
schen“ französischen Präsidenten Hol¬ 
lande bis zum deutschen Außenminis¬ 
ter Westerwelle - posaunen in die Welt 
hinaus, für den Einsatz von Chemie¬ 
waffen in der Nähe von Damaskus sei 
das syrische Regime verantwortlich. 
Und die Massenmedien wiederholen 
diese Behauptung in der Art tibeta¬ 
nischer Gebetsmühlen. Die Beweise 
dafür, so heißt es, liefere der Untersu¬ 
chungsbericht der UN-Inspekteure an 
den UN-Generalsekretär. 

Abgesehen davon, dass in dem Bericht 
nur festgestellt wird, dass es Hinweise 
für den Einsatz von Giftgas gibt, aber 
keine Schuldigen benannt werden, sind 
die Fakten des Berichts, auf die sich die 
westlichen Politiker und ihre medialen 
Nachbeter bei ihren Behauptungen be¬ 
rufen, fragwürdige „Beweise“. Sie re¬ 
duzieren sich darauf, dass die Inspek¬ 
teure zwei Geschossteile gefunden ha¬ 
ben und eines davon mit kyrillischen 
Zeichen. Daraus wird geschlussfolgert, 
solche Waffen könne nur die syrische 
Armee eingesetzt haben. 


Russische Experten haben diese küh¬ 
ne Behauptung postwendend wider¬ 
legt. So wird in einem Bericht der 
Agentur Ria Novosti Ruslan Puchow, 
Direktor des Moskauer Zentrums für 
Strategie- und Technologieanalyse an¬ 
geführt, der erklärte: „Das erste Ge¬ 
schoss lässt sich leicht identifizieren: 
Es wurde im Bericht als 140-mm-Ra- 
kete vom Typ M-14 für den alten sow¬ 
jetischen Mehrfachraketenwerfer BM- 
14-17 aus dem Jahr 1952 bezeichnet.“ 
Weiter stellte der Experte fest, die sy¬ 
rische Armee habe alle Mehrfachra¬ 
ketenwerfer BM-14-17 längst außer 
Dienst gestellt, auch die Geschosse 
des Typs M-14 hätten ihre Haltbar¬ 
keit längst überschritten. Jedenfalls 
habe die Sowjetunion kaum chemi¬ 
sche Geschosse an Syrien geliefert. Es 
handele sich offenbar um einen Um¬ 
bau eines alten Geschosses zu einem 
chemischen. 

Puchow hält es für unwahrscheinlich, 
dass die syrische Regierungsarmee 
die veralteten Geschosse verwen¬ 
det habe und die damit verbundenen 
Risiken eingegangen sein könnte. 


„Wenn sie chemische Geschosse hät¬ 
te einsetzen wollen, hätte sie eher die 
Standardsysteme BM-21 ,Grad‘ ge¬ 
nutzt, für die sie auch die Munition 
hat.“ Der Experte mutmaßt, dass die 
Regimegegner „diesen alten Kram“ in 
einem der eroberten Munitionslager 
gefunden haben. 

Zum zweiten Geschoss vermutet der 
russische Experte, dass dieses Ge¬ 
schoss vom Kaliber 360 mm offenbar 
aus einem „Eigenbau“ stamme. Er 
bezweifelt, dass die syrische Armee 
„derart primitive Munition produziert 
und einsetzt“. 

Was die kyrillischen Buchstaben auf 
einem Trümmerteil der genannten 
140-mm-Rakete vom Typ M-14 be¬ 
trifft, so hat der Chef der Administra¬ 
tion Präsident Putins, Sergej Iwanow, 
darauf hingewiesen, dass diese heute 
veraltete sowjetische Rakete in den 
1950er und 1960er Jahren an Dutzen¬ 
de Länder, darunter auch an Libyen 
geliefert wurde. 

Der Hinweis auf Libyen ist interes¬ 
sant. Auch er kann zu den tatsächlich 
Schuldigen für den Chemiewaffenein¬ 


satz in der Nähe von Damaskus füh¬ 
ren. Waren doch selbst in westlichen 
Medien Aussagen zu finden, dass zu 
den in Syrien gegen die Regierung 
kämpfenden Dschihadisten auch sol¬ 
che Gruppen gehören, die zuvor in 
Libyen gegen Gaddafi und für einen 
islamistischen Gottesstaat gekämpft 
haben. Nach dem mit Hilfe von NA¬ 
TO-Staaten herbeigebombten Ende 
Gaddafis sind diese Gruppen dann 
unter Mitnahme großer Waffenbe¬ 
stände aus geplünderten libyschen 
Waffenlagern nach Syrien weiterge¬ 
zogen. Zu diesen Waffen könnten 
durchaus auch die jetzt bei Damas¬ 
kus gefundenen Raketen sowie de¬ 
ren chemische Ladungen gehört ha¬ 
ben. Schließlich hatte Libyen mit 12 
000 Tonnen Chemiewaffen, bei deren 
Vernichtung heute auch deutsche Ex¬ 
perten mitarbeiten, ein noch größe¬ 
res Arsenal dieser Waffen als Syrien. 
Allerdings sind Zweifel daran ange¬ 
bracht, dass die Befürworter eines 
Krieges gegen Syrien ein Interesse 
daran haben, diesen Spuren nachzu¬ 
gehen. Willi Gerns 


Thema der Woche 


1938: Münchener 
Abkommen 

Am 30. September 1938 - vor 75 Jah¬ 
ren - wurde das Münchener Abkom¬ 
men geschlossen, mit dem das so ge¬ 
nannte Sudetenland an das faschisti¬ 
sche Deutsche Reich angeschlossen 
wurde und der tschechoslowakischen 
Republik der Todesstoß versetzt wur¬ 
de. 

Das Abkommen bedeutete, wie das 
ZK der KPD damals in einer Erklä¬ 
rung festellte, die Verhöhnung des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker 
und war ein wesentlicher, weiterer 
Schritt zum Krieg. 
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Demonstration 
gegen die 
NATO-Kommando- 
zentrale in Kalkar 

03. Oktober 2013 • 11.30 Uhr 




Ablauf 

11.30 Uhr-13.00 Uhr 

Auftaktkundgebung Kalkar 
13.00 Uhr-14.00 Uhr 
Demonstration zur von Seydlitz- 
Kaserne 

14.00 Uhr-15.30 Uhr 

Abschlusskundgebung vor der Ka¬ 
serne 


Rednerlnnen: 

Sevim Dagdelen,MdB„Die Linke“ 
Uli Sander, 

Bundessprecher VVN-BdA 
Wilfried Porwol, DFG-VK Kleve 

Musik: 

Fresh Game 


Ergebnisse der DKP- 
Direktkandidatlnnen 
Bundestagswahl 2013 

Berlin 

Berlin-Mitte 

Tunia Erler, 0,2% (260 Stim¬ 
men) 

Brandenburg 

Oberhavel - Havelland II: 
Brigitte Müller, 0,2% 

(292 Stimmen) 
Dahme-Spreewald -Teltow- 
Fläming III - Oberspreewald- 
Lausitz I: 

Lothar Fritz Nätebusch, 0,2 % 
(333 Stimmen) 

Cottbus - Spree-Neiße: 
Sebastian Zachow-Vierrath, 
0,2% (245 Stimmen) 

Elbe-Elster-Oberspreewald- 
Lausitz II: 

Wilfried Klare, 0,3 % (319 Stim¬ 
men) 

Baden-Württemberg 

Aalen-Heidenheim: 

Johann Holzheu, 0,1% 

(230 Stimmen) 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Die Wirtschafts-NATO 


Seit dem 8. Juli 2013 wird über ein 
Freihandelsabkommen zwischen den 
USA und der EU verhandelt. Mo¬ 
mentan spielt das Thema in den Me¬ 
dien keine Rolle. Abgesehen davon, 
dass die Verhandlungen geheim sind, 
ist das Schweigen im Blätterwald 
wohl auch dem NSA-Spitzelskan- 
dal und den noch immer drohenden 
„Racheraketen“ der USA auf Syri¬ 
en zu verdanken. Da macht es sich 
nicht so gut, wenn man durch Lob¬ 
hudelei über die Riesenvorteile eines 
solchen Abkommens der noch enge¬ 
ren Bindung an die USA das Wort re¬ 
det. Zwar sind die US-Bomben zum 
„Schutz der syrischen Bevölkerung“ 
vorerst gestoppt“, aber aufgeschoben 
ist nicht aufgehoben ... 

Mit welchen Superlativen waren 
noch in der ersten Jahreshälfte die 
Jubelrufe zu hören und zu lesen. Da 
sprachen die Medien von „der ganz 
großen Lösung (Deutsche Welle), von 
der „gigantischen Freihandelszone“ 
(Die Welt), „Die Früchte wären fast 
grenzenlos“ (US-Vizepräsident Joe 
Biden) „... noch engeres Zusam¬ 
menrücken ... „(US-Präsident Oba- 
ma bei seinem Besuch in Berlin) und 
Kanzlerin Merkel: „Nichts wünschen 
wir uns mehr als ein Freihandelsab¬ 
kommen zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten.“ (im Februar 
2013) 

Es geht um die Vereinheitlichung 
von Gesetzen für Verbraucher und 
Sozialstandards. Und es geht um die 
Schaffung eines imperialistischen 
Wirtschaftsblocks als Abwehr gegen 
die aufkommende neue wirtschaft¬ 
liche Macht der Schwellenländer. 
Dieser Wirtschaftsblock würde ca. 
50 Prozent des Welthandels beherr¬ 
schen und die Sicherheit bieten, dass 
die vom Westen aufgestellten Vorga¬ 
ben für die Wirtschaft auf Jahrzehnte 
global Gültigkeit haben. 

Zwei Millionen neue Arbeitsplätze 
insgesamt, davon allein 180 000 für 
Deutschland erhofft man sich von 
diesem Superblock. Und da eben 
liegt der Hase im Pfeffer. Von wel¬ 
chen Arbeitsplätzen ist da die Rede? 
Bei den Gesprächen wird über den 
Abbau „nicht-tarifärer Handels¬ 
hemmnisse“ debattiert, im Klar¬ 
text: Abbau von Rechten und Be¬ 
stimmungen, die durch die Arbei¬ 
terschaft und ihre Gewerkschaften 


in Jahrzehnten erkämpft wurden, 
im Freihandelsabkommen aber als 
Handelshemmnisse deklariert wer¬ 
den. Besorgt fordern die österrei¬ 
chischen Gewerkschaften die Betei¬ 
ligung sämtlicher Sozialpartner an 
den Verhandlungen, um Sicherheits¬ 
und Gesundheitsstandards in der Ar¬ 
beitswelt und den Umweltschutz zu 
erhalten. 

Auch der ver.di-Bundesvorstand ist 
skeptisch und dabei, seine Beden¬ 
ken zu formulieren. Uwe Wötzel, 
tätig beim ver.di-Bundesvorstand, 
weist in „ver.di-Publik“ darauf hin, 
dass „mehrere der in Europa selbst¬ 
verständlichen Gewerkschaftsrech¬ 
te - darunter die Freiheit zur Grün¬ 
dung von Arbeitnehmerverbänden, 
die Kollektivvertragsfreiheit sowie 
Übereinkommen für gleiche Ent¬ 
lohnung, in den USA nicht einklag¬ 
bar sind“. „Vor allem aber haben die 
USA gerade einmal zwei der insge¬ 
samt acht Kernarbeitsnormen der 
ILO (Internationale Arbeitsorgani¬ 
sation) übernommen: die Abschaf¬ 
fung der Zwangsarbeit und das Ver¬ 
bot schwerster Formen der Kinder¬ 
arbeit“. 

Der Vertrag soll eine Schiedsstelle 
zur Schlichtung von Streitigkeiten 
zwischen Investoren und Staaten 
vorsehen, wobei die Befürchtung si¬ 
cher nicht unberechtigt ist, dass den 
Investoren mehr Rechte eingeräumt 
werden als den Staaten - ähnliche 
Einrichtungen bei der WTO und der 
Weltbank bestätigen solche Befürch¬ 
tungen. Die Klage des schwedischen 
Konzerns Vattenfall gegen den deut¬ 
schen Staat wegen der Abschaltung 
der AKW’s lässt grüßen. 

Eine weitere Frage: Was passiert mit 
unseren Verbraucher-Schutzregeln? 
Im Lebensmittelbereich dürften wir 
uns dann freuen auf gentechnisch 
veränderten Mais, Sojabohnen, Kar¬ 
toffeln, Zuckerrüben etc. - natürlich 
alle ohne Kennzeichnung, denn das 
wären ja „Handelshemmnisse“. Auch 
den Bestrebungen von MONSAN¬ 
TO und ähnlichen Konzernen, Pa¬ 
tentrechte auf manipulierte Pflanzen 
und Tiere zu erwerben, wären kaum 
noch Barrieren entgegenzusetzen. 
Aufpassen, dass wir den Kampf ge¬ 
gen dieses Freihandelsabkommen 
nicht verschlafen! 

Christine Christofsky 


ver.di-Aktion am Wahlsonntag 

Berliner Senat erlaubte Öffnung von Geschäften 


Am vergangenem Wahlsonntag haben 
aus aktuellem Anlass ver.di Kollegin¬ 
nen und der H&M-Betriebsrat vor der 
H&M-Filiale an der Friedrichstraße 
eine Aktion durchgeführt. Die DKP 
übergab dabei den Kolleginnen die 
folgende Solidaritätserklärung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
die Mitglieder der Deutschen Kommu¬ 
nistischen Partei (DKP) solidarisieren 
sich mit Eurem Arbeitskampf! 

Wir unterstützen die ver.di -Forderung, 
in dieser Tarifrunde neben einer Erhö¬ 
hung der Löhne und Gehälter um ei¬ 
nen Euro je Stunde, eine deutliche Er¬ 
höhung der Ausbildungsvergütungen, 
die Verkürzung der Laufzeit des Tarif¬ 
vertrags und die Streichung von Ab¬ 
schlagsklauseln für Klein- und Kleinst- 
betriebe sowie für sog. Ferienjobs im 
Entgeltbereich durch¬ 
zusetzen sowie die un¬ 
veränderte Wieder-In- 
kraftsetzung des Man¬ 
teltarifvertrags. 

Wir unterstützen Eure 


tät“ hält, dass der Berliner Senat aus¬ 
gerechnet am Sonntag der Bundestags¬ 
wahl die Öffnung der Läden erlaubt. 
Dies ist nicht nur eine Missachtung 
und verletzende Wertschätzung der 
Verkäuferinnen und Verkäufer, die 
dadurch in der Wahrnehmung ihres 
Wahlrechts behindert werden. Die 
Veranstaltung „Berlin Art Week“ als 
angeführte Begründung für die Sonn¬ 
tagsfreigabe seitens des Senats macht 
deutlich, dass hier die Profitinteressen 
des Einzelhandels Vorrang vor den 
bürgerlich-demokratischen Grund¬ 
rechten haben. 

Wir wünschen Euch einen erfolgrei¬ 
chen Arbeitskampf und versichern 
Euch unserer solidarischen Unter¬ 
stützung. 

Mit solidarischen Grüßen 
DKP Landesverband Berlin 



heutige Aktion gegen 
die vom Senat geneh¬ 
migte Ladenöffnung 
am Wahlsonntag. Der 
Stellungnahme der 
Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) 
stimmen wir zu, die 
es für einen „Skandal 
von besonderer Quali¬ 


Arbeit darf nicht krank machen 


Mitbestimmungsmöglichkeiten der Betriebsräte werden durch Arbeitsschutz erweitert 


Arbeitsschutz ist seit mehreren Jahren 
ein Dauerthema. Nicht zuletzt auch 
dadurch, dass die Zahl der psychisch 
Erkrankten permanent steigt. Mittler¬ 
weile sind psychische Erkrankungen 
zu einem Drittel für Erwerbsminde¬ 
rungsrenten verantwortlich. Und auch 
die Gewerkschaften haben das Thema 
aufgegriffen. Sei es durch den DGB- 
Index „Gute Arbeit“ oder die ver.di- 
Kampagne „Faire Arbeit“. Aber wie 
sieht es innerhalb der Betriebe aus, 
welche Möglichkeiten haben die In¬ 
teressenvertretungen? Der folgende 
Beitrag versucht, sich dem Thema Ar¬ 
beitsschutz grundsätzlicher zu nähern 
und Paradigmenwechsel zu erläutern. 

„Wiegen, Messen, Zählen“ 

Die Ausgangssituation hinsichtlich des 
Arbeitsschutzes war bis 1996 dadurch 
gekennzeichnet, dass die mit Arbeits¬ 
sicherheit betrauten Personen im Un¬ 
ternehmen darauf achteten, dass die, 
zumeist von den Berufsgenossenschaf¬ 
ten, vorgegebenen Werte eingehalten 
werden. Insgesamt waren diese Werte 
an einem Durchschnittsmenschen=Nor 
mmenschen ausgerichtet. Der Schreib¬ 
tisch musste eine Normhöhe (74-76 
cm) haben, die Bürostühle hatten im 
Unterbau fünfstrahlig ausgestattet zu 


das Direktionsrecht des Arbeitgebers 
hingewiesen. Begleitet wurde dieses 
mit den Hinweisen, dass den Interes¬ 
senvertretungen eine Mitbestimmung 
bei wirtschaftlichen Angelegenheiten 
gesetzlich versagt ist oder bei der Per¬ 
sonalplanung letztlich nur ein Bera¬ 
tungsrecht besteht. Die Bedingungen 
blieben also so, wie sie sind - belastend 
und krankmachend. 


Menschengerechte 
Gestaltung der Arbeit 

Das in den vorigen Kapiteln Darge¬ 
stellte hat sich seit 1996 durch das Ar¬ 
beitsschutzgesetz (ArbSchG) geän¬ 
dert. Es „dient dazu, Sicherheit und 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten 
bei der Arbeit durch Maßnahmen des 
Arbeitsschutzes zu sichern und zu ver¬ 
bessern“ (§1 Abs.l). Bei den Maßnah¬ 
men handelt es sich auch um solche der 
„menschengerechten Gestaltung der 
Arbeit“ (§2 Abs.l). Dabei hat der Ar¬ 
beitgeber bei den Maßnahmen u. a. von 
folgenden allgemeinen Grundsätzen 
auszugehen (§4 Abs.l): Es sind „ge¬ 
sicherte arbeitswissenschaftliche Er¬ 
kenntnisse zu berücksichtigen“ (Ziff.3) 
und „Maßnahmen sind mit dem Ziel zu 
planen, Technik, Arbeitsorganisation, 
sonstige Arbeitsbedingungen, soziale 


Arbeitnehmer bei der Durchführung 
seiner Arbeit einen zeitlichen Spiel¬ 
raum, kann er also entscheiden, was er 
wann machen will, dann ist das positiv 
zu bewerten. Hat er keinen Spielraum, 
wie z.B. in einem Call Center, in dem er 
nicht entscheiden kann, ob er nun ei¬ 
nen Anruf annimmt oder nicht, ist das 
negativ zu bewerten. Je nach Ausprä¬ 
gung dieser Belastung und Kompensa¬ 
tion durch Ressourcen - Faktoren, die 
sich stressmindernd auswirken (Anto- 
novsky/Franke, 1997) - ist die Arbeit 
menschengerecht oder nicht. Jemand, 
der einen Einfluss auf den zeitlichen 
Spielraum seiner Arbeit hat, wird we¬ 
niger belastet sein, als derjenige, der 
einen Anruf nach dem nächsten abar¬ 
beitet - ohne ausreichend Pausen und 
Zeitpuffer. 

Grundlegende Veränderungen 

Die in der Einleitung genannten Para¬ 
digmenwechsel ergeben sich wie folgt: 
Der „Norm- oder Durchschnitts¬ 
mensch“ wurde ad acta gelegt. Wiegen, 
Messen, Zählen reicht nicht mehr aus. 
Um in unserem Beispiel zu bleiben, 
sind nun auch Schreibtische anzuschaf¬ 
fen, die auf die individuelle Körperlän¬ 
ge der Arbeitnehmer ausgerichtet sind. 
Aber auch Arbeitsinhalte, Arbeitsab¬ 



sein oder die Beleuchtung war dann 
ausreichend, wenn sie einen bestimm¬ 
ten Wert nicht unterschreitet (500 Lux 
im Arbeitsbereich an bestimmten Ar¬ 
beitsplätzen), um nur einige Beispie¬ 
le zu nennen. Sind diese messbaren 
Rahmenbedingungen eingehalten 
worden, dann war alles in Ordnung, 
das Unternehmen musste nichts mehr 
machen. Doch die Realität sieht an¬ 
ders aus. Nehmen wir als Beispiel nur 
die Körperlänge eines Menschen. Für 
einen „Durchschnittsmenschen“ mag 
die Schreibtischhöhe von 75 cm aus¬ 
reichend sein. Was ist aber mit den¬ 
jenigen, die von diesem Durchschnitt 
abweichen, also eine Körperlänge von 
164 cm oder 193 cm haben? Für die ei¬ 
nen ist der Schreibtisch zu hoch, für die 
anderen zu niedrig, geändert wurde in 
der Regel jedoch nichts, weil die Rah¬ 
menbedingungen eingehalten worden 
sind. Die Belastungen blieben. 

„Arbeit ist Chefsache“ 

Stress, Leistungsdruck, Über- oder 
Unterforderung, all das und noch viel 
mehr kennen wir. Es sind zumeist Fol¬ 
gen aus der Organisation der Arbeit, 
aus dem Inhalt der Arbeit oder dem 
zugewiesenem Arbeitspensum. Hier 
Änderungen durch die Interessenver¬ 
tretungen zu bewirken, war meist nur 
möglich, wenn die Vorschläge betriebs¬ 
wirtschaftlich interessant waren, wenn 
also durch die Änderungen Kosten ein¬ 
gespart oder Arbeitsabläufe effizienter 
wurden. Traf dieses nicht zu, dann war 
das das Aus, dann wurde letztlich auf 


Beziehungen und Einfluss der Umwelt 
auf den Arbeitsplatz sachgerecht zu 
verknüpfen“ (Ziff.4). Und dabei han¬ 
delt es sich nicht um einmalige Maß¬ 
nahmen, denn es geht nicht nur um 
die Sicherung des Gesundheitsschut¬ 
zes bei der Arbeit, sondern auch dar¬ 
um, diesen zu verbessern (§1 Abs.l). In 
Verbindung mit § 87 BetrVG erweitert 
sich hier das Mitbestimmungsrecht des 
Betriebsrats. 


Kriterien für menschenge¬ 
rechte Gestaltung der Arbeit 

Um die Arbeit bzw. eine Arbeitstä- 
tigkeit bewerten zu können, bedarf es 
der Antwort, was eigentlich gute, also 
dem Menschen gerechte Arbeit ist. Die 
Antwort findet sich in und durch die 
Arbeitswissenschaft. So hat der Ar¬ 
beitswissenschaftler W. Volpert 1990 
neun Aspekte menschengerechter Ar¬ 
beit herausgearbeitet. Dazu gehören: 

- Zeitautonomie 

- Handlungsspielraum 

- Strukturierbarkeit der Arbeitsauf¬ 
gabe 

- Regulationserfordernisse 

- Körperliche Aktivität 

- Beanspruchung vielfältiger Sinnes¬ 
qualitäten 

- Bezug zu sozialen Bedingungen 

- Unterschiedliche Realisierungswege 
für eine Aufgabe und 

- Zwischenmenschliche Kommunikati¬ 
on und Kooperation 

Am Beispiel der Zeitautonomie soll 
verdeutlicht werden, was menschen¬ 
gerechte Arbeit ausmacht. Hat der 


läufe oder Arbeitspensen sind dem 
einzelnen Beschäftigten entsprechend 
zu gestalten. 

Die Verantwortung der Interessen¬ 
vertretungen ist gestiegen: Zum ei¬ 
nen, weil sie nunmehr auch ein Mit¬ 
bestimmungsrecht bei Arbeitsinhal¬ 
ten, Arbeitsabläufen, ja selbst bei der 
Personalbemessung haben, wenn es 
darum geht, erkannte Belastungen 
zu reduzieren - und das sowohl bei 
bestehenden als auch bei zukünftig 
geplanten Arbeitsplätzen. Und zum 
anderen, weil sie selber Ideen für die 
Gestaltung von Arbeit im Sinne einer 
menschengerechten Gestaltung entwi¬ 
ckeln müssen. 


Unsere Aufgabe 

Als in der Interessenvertretung akti¬ 
ve Kommunisten ist es uns nicht egal, 
wie die Arbeitsbedingungen gestaltet 
sind. Das unterscheidet uns im Übri¬ 
gen auch nicht von anderen. Was uns 
jedoch oft unterscheidet, ist das Wis¬ 
sen, dass die Umsetzung von Maßnah¬ 
men im Sinne einer menschengerech¬ 
ten Gestaltung der Arbeit nur gelingt, 
wenn gleichzeitig entsprechende fi¬ 
nanzielle Mittel der Unternehmen zur 
Verfügung gestellt werden, was nichts 
anderes bedeutet, als dass sich der pri¬ 
vat angeeignete Mehrwert verringert. 
Und sich dafür einzusetzen, bereits im 
Kapitalismus Arbeitsbedingungen zu 
gestalten, die nicht krank machen, ist 
eine Aufgabe, die wir offensiv in den 
Interessenvertretungen im Betrieb vo¬ 
rantreiben müssen. Olaf Harms 
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Null-Stunden-Arbeitsverträge 

Das englische Beispiel könnte bald auch in Deutschland Nachahmer finden 


E ngland gilt als Wiege der Indust¬ 
rialisierung in Europa. Friedrich 
Engels setzte sich daher bekannt¬ 
lich sehr früh mit der prekären Lage 
der Arbeiterschaft im industriell schon 
hochentwickelten England auseinan¬ 
der um Schlussfolgerungen allgemein 
auch die Folgen der kapitalistischen 
Produktionsweise auf sie ableiten zu 
können. 

Und auch heute ist ein Blick über 
den Kanal auf die dortige aktuelle 
Entwicklung so lohnend wie erschre¬ 
ckend. Seit Jahren nehmen zeitlich 
befristete Arbeitsverträge in ganz Eu¬ 
ropa zu. Daher wird „der zeitlich un¬ 
begrenzte Kontrakt (CDI)“, beson¬ 
ders für Jungarbeiterinnen in immer 
mehr EU-Staaten zur heiß ersehnten 
Rarität. Stattdessen breitet sich die 
Prekarisierung der Arbeits- und Le¬ 
bensbedingungen europaweit krebs¬ 
artig aus. „Im Musterland des Kapita¬ 
lismus“ Großbritannien nimmt diese 
katastrophale Entwicklung geradezu 
erschreckende Ausmaße an. Bei der 
Entwicklung immer neuer Sklaven¬ 
haltungssysteme ist die Phantasie der 
Kapitalbesitzer grenzenlos. So wird in 
Britannien zum Beispiel derzeit ein re¬ 
lativ neues Phänomen zum Skandal: 
die „zero hour contracts“, ja richtig 
gelesen - Stunden! Mit einem solchen 
Nullstundenarbeitsvertrag werden die 
Beschäftigten zwar vertraglich an das 
Unternehmen gebunden, haben aber 
damit keinen Anspruch auf eine be¬ 
stimmte Arbeitszeit und damit auch 
nicht auf einen garantieren Lohn. 
Die Lohnabhängigen wissen nicht, 
wie oft, zu welchen Tageszeiten und 
ob überhaupt ihre Arbeitskraft abge¬ 
rufen wird. Sie sind damit also dem 
Unternehmer hundertprozentig aus¬ 
geliefert. Wenn der Boss keine Arbei¬ 
terinnen braucht, na dann müssen sie 
halt ohne Lohn auskommen und es 
bleibt ihnen nichts anderes übrig als 
auf bessere Zeiten zu warten. Denn 
die Nullstundenverträgler dürfen in 
der Zwischenzeit nicht für einen an¬ 
deren Auftraggeber arbeiten. Ihr Ar- 


Entlassene Minister fallen in Deutsch¬ 
land weich. Nach der bayerischen 
Landtagswahl erwischte es die kom¬ 
plette FDP-Riege: Dumm gelaufen - 
aber abgesichert. Dr. Wolfgang Heu¬ 
bisch hätte, so rechnete das Münchner 
Abendblatt aus, als „normaler Arbeit¬ 
nehmer“ 150 Jahre in die Rentenkas¬ 
se einzahlen müssen, um auf die Sum¬ 
me zu kommen, die er nun nach nur 
fünf Jahren als Minister für Wissen¬ 
schaft und Kunst unter Horst Seeho¬ 
fer (CSU) bekommt: 4 200 Euro pro 
Monat. 

Die Rente nennt sich dann nicht Rente, 
sondern „Ruhegehalt“. Diese Bezeich¬ 
nung entspricht vielleicht auch eher 
der bisherigen Tätigkeit. Die Summe 
entspricht 30 Prozent des letzten Ge¬ 
halts. Ein Minister in Bayern bekommt 
für seine systemrelevante Arbeit mo¬ 
natlich 14 088 Euro, Staatssekretäre 
12 993 Euro. 


Der abrupte Abgang von Peter Lö¬ 
scher und der Wechsel zu Joe Kaeser 
als neuem Vorstandsvorsitzenden der 
Siemens AG sorgte für einige Überra- 
schung.Den meisten Beschäftigten war 
jedoch schon nach der ersten Presse¬ 
konferenz klar: Der Neue hält fest am 
Alten. 

Joe Kaeser will weder am geplan¬ 
ten Stellenabbau noch an den völ¬ 
lig überzogenen Margenplänen et¬ 
was ändern. Auch wenn er die Zahl 
zwölf Prozent Gewinnerwartung 
nicht mehr in den Mund nimmt, for¬ 
dert er von den Beschäftigten bessere 


beitsvertrag beinhaltet nämlich eine 
Exklusivitätsklausel. 

Diese barbarischen Beschäftigungs¬ 
verhältnisse können mit dem Zauber¬ 
wort „Flexibilität“ weder erklärt und 
schon gar nicht gerechtfertigt werden. 
Sie sind der bisherige Gipfel der Per¬ 
version. 


Diese Art der Sklavenhalterei sei nur 
eine marginale Randerscheinung, be¬ 
hauptet die britische Regierung - bis 
Anfang August dieses Jahres der „Gu¬ 
ardian“ die von einem unabhängigen 
Institut ermittelten aktuellen Zahlen 
veröffentlichte. Diesen zufolge umfasst 
die neue Reservearmee rund eine Mil¬ 
lion Erwerbstätige - Menschen also, 
die „dank“ dieser ultraprekären Ar¬ 
beitsverträge zu Monatsbeginn nicht 
wissen, wie viele Stunden sie arbeiten 
werden, ob sie überhaupt etwas ver¬ 
dienen, wie sie ihre Familien durch- 


Der ehemalige Wirtschaftsminister 
Martin Zeil (FDP) ist erst 57 Jahre alt. 
Er muss noch etwas warten, bis sei¬ 
ne Rente ausgezahlt wird. Aber auch 
er fällt nicht tief, denn er bekommt 
„zum Abschied sofort 140 000 Euro. 
Zugegeben: Ein hartes Los, denn vor 
zehn Jahren gab es die Ministerrente 
schon mit 55 Jahren. Es gibt noch ein 
zusätzliches kleines Polster, denn das 
Gehalt für die drei FDP-Mitglieder in 
der Staatsregierung läuft auch noch im 
Oktober weiter. Die Auszahlung endet 
erst, wenn die neue bayerische Staats¬ 
regierung steht. 

Unter versicherungsmathematischen 
Gesichtspunkten und mit Blick auf 
ihre abgewählten Minister mag das 
FDP-Wahlprogramm nicht geschrie¬ 
ben worden sein. Dort heißt es näm¬ 
lich: „Die Versicherten müssen sich in 
ihrer Lebensplanung darauf verlassen 
können, dass sich die Höhe der Ren- 


Ergebnisse als die Wettbewerber, und 
zwar bald. 

In Erlangen haben die Betriebsräte 
schon mal zusammengerechnet und 
kommen auf etwa 2 000 Arbeitsplätze, 
die wegfallen sollen. Die Kolleginnen 
und Kollegen von der IG Metall spre¬ 
chen von Kahlschlag. In der Betriebs¬ 
zeitung aus Erlangen Mitte heißt es 
über deren Standort: 

„Erlangen G als Großstandort zählt 
dabei derzeit 18 Programme, von de¬ 
nen nach aktuellem Stand über 1 000 
Arbeitsplätze auf die eine oder andere 
Weise betroffen sind. 


bringen können. Es sind nicht nur die 
Chefs von kleinen Klitschen, die sich 
angesichts der Arbeitslosigkeit erlau¬ 
ben derart die Kosten für Ferien und 
Krankheitsgeld für ihre Beschäftigten 
zu sparen. Auch große Unternehmen 
wie z.B. der Sicherheitskonzern G4S, 
McDonald’s und Burger King, Ama- 


zon, die Drogeriemarktkette Boots, das 
Modelabel Abercrombie & Fitch, der 
Kinobetreiber Cineworld. Der Sportar¬ 
tikelhändler Sports Direct hat sage und 
schreibe neunzig Prozent seiner Beleg¬ 
schaft - rund 23 000 Beschäftigte - auf 
der Basis solcher Nullstundenverträge 
angestellt. McDonald’s hält derzeit mit 
82 800 Null-Stunden-Einstellungen den 
absoluten Rekord. Doch es sind nicht 
nur Privatfirmen, die aus diesem flexi¬ 
belsten aller flexiblen Arbeitskräftere¬ 
servoirs Profite abschöpfen - selbst der 
Buckingham-Palast, die Tate-Galerien, 


te an den eingezahlten Beiträgen ori¬ 
entiert. Deshalb stehen wir Liberalen 
für eine konsequent beitragsbezogene 
Rente.“ Würde dieser Maßstab an die 
Ministerriege angelegt werden, dürf¬ 
te es wohl kaum 4 200 Euro nach fünf 
Jahren geben. 

Und es gibt noch ein Ruhekissen: Sechs 
Monate Übergangsgeld. Zunächst für 
12 Wochen das komplette Monatsge¬ 
halt, danach die Hälfte. Voraussetzung 
ist allerdings, dass der Ex-Minister 
wirklich arbeitslos ist. Hätte er einen 
Job, dann würde der Lohn dafür vom 
Ruhekissen abgezogen. 

In NRW unter der Landesregierung 
von SPD und Grünen werden die 
Minister ähnlich versorgt: Nach fünf 
Jahren gibt es 4 142 Euro - allerdings 
schon mit 60 Jahren. Wer acht Jah¬ 
re Minister war, darf sich über 5 136 
Euro pro Monat freuen, sobald er 55 
Jahre alt ist. Die Gegenrechnung des 


Ein Ende ist dabei noch nicht klar er¬ 
kennbar in Sicht: Über weitere Pro¬ 
gramme mit einem noch zu beziffern¬ 
den Personalabbau laufen Verhand¬ 
lungen zwischen Betriebsräten und 
Firmenvertretern. Auch im operativen 
Management keimt mittlerweile eine 
alarmierende Frage auf: „Wer soll ei¬ 
gentlich zukünftig die Arbeit erledi¬ 
gen? Das Vertrauen in die Kompetenz 
und die Entscheidungen des Vorstands 
sinkt auf breiter Ebene.“ 

Die dortige Betriebsratsvorsitzende 
zieht ein Fazit: „Siemens 2014 schadet 
dem Unternehmen und den Beschäf¬ 
tigten. Es wird Zeit, dass sich etwas 
ändert. Auf die Einsicht des Manage¬ 
ments zu hoffen ist trügerisch. Wir wer¬ 
den unser Schicksal selbst in die Hand 
nehmen müssen.“ 


viele Kommunen und sogar der staatli¬ 
che Health Service bedienen sich die¬ 
ser ultraprekären Arbeitsverträge. Das 
neue englische Beispiel könnte bald 
auch in Deutschland Nachahmer fin¬ 
den. Ich höre schon die Herren Bran¬ 
chenführer der Gastronomie und ande¬ 
rer Dienstleistungsbranchen, wie sie die 


Einführung des Null-Stunden-Arbeits¬ 
vertrages in diesem unserem Lande be¬ 
gründen werden: „Für unsere Branche 
ist es geradezu überlebenswichtig, dass 
wir Leute dann beschäftigen können, 
wenn wir sie brauchen.“ Und die gera¬ 
de neugewählte Geschäftsführung der 
Deutschland AG wird nichts dagegen 
unternehmen, denn die derart Beschäf¬ 
tigten haben ja einen Arbeitsvertrag 
und sind so weg von der Arbeitslosen¬ 
statistik. Wehren wir uns also rechtzei¬ 
tig gegen diesen Weg zur „Vollbeschäf¬ 
tigung“ Manfred Dietenberger 


Bundes der Steuerzahler: Ein Durch¬ 
schnittsverdiener bekommt nach 45 
Jahren Arbeit ab 67 Jahren eine Rente 
von 1 250 Euro. Für eine Ministerrente 
müsste ein „normaler Arbeitnehmer“ 
170 Jahre lang eingezahlt haben. 

Zur Gruppe der am besten ausgestat¬ 
teten Politrentner dürfte der Magna- 
Lobbyist Dieter Althaus, ehemaliger 
CDU-Landtagsabgeordneter und Mi¬ 
nisterpräsident von Thüringen zählen. 
Er kommt nach Prof. Dr. Hans Herbert 
von Arnim in „Report Mainz“ vom 
26.10.2009 auf insgesamt 12 000 Euro 
pro Monat. - Für die UZ-Redaktion 
legte die Bundesregierung keine Be¬ 
rechnungen zu den Rentenansprüchen 
ihrer Ministerinnen und der Kanzlerin 
vor. Vielleicht passen die ja demnächst 
auf den Bierdeckel von Ex-MdB Fried¬ 
rich Merz (CDU), der für denVerkauf 
der WestLB ein Tageshonorar von 
5 000 Euro bekam. Uwe Koopmann 


Die IGM-Betriebszeitung bei Siemens 
Energy sieht das keinen Deut anders: 
„Durch die Bekanntgabe weiterer 
Maßnahmen wird immer klarer, dass 
ein langfristiges und zukunftsweisen¬ 
des Unternehmenskonzept fehlt... .Die 
geplanten Maßnahmen erscheinen will¬ 
kürlich und für die Betriebsräte an den 
Standorten nicht nachvollziehbar und 
schlüssig.“ 

Schlüssig und nachvollziehbar scheint 
einzig das Nein der Kolleginnen und 
Kollegen zu diesen Plänen der Kon¬ 
zernleitung. Alternativen zum Arbeits¬ 
platzabbau gibt es, auch am Standort 
Erlangen. 

Allerdings kostet das die Aktionäre 
was. Eigentum verpflichtet, Mr. Kaeser. 

Aus: Erlangen Rot, Zeitung der DKP Erlangen, 
Nr. 4/2013 


Personalvorschlag des 
IG Metall-Vorstandes 

Wie die IG Metall mitteilte, beschloss 
der Vorstand der IG Metall vergange¬ 
ne Woche seinen Personalvorschlag für 
die zukünftige Führung der IG Metall. 
Der Vorschlag sieht für das Amt des 
Ersten Vorsitzenden Detlef Wetzel 
(60) vor, derzeit Zweiter Vorsitzender 
der IG Metall. 

Für das Amt des Zweiten Vorsitzenden 
wird Jörg Hofmann (57), Bezirksleiter 
des IG Metall Bezirks Baden-Würt¬ 
temberg und als Hauptkassierer Jürgen 
Kerner (44), geschäftsführendes Vor¬ 
standsmitglied, nominiert. Als weitere 
geschäftsführende Vorstandsmitglie¬ 
der sollen Irene Schulz (49), Bezirks¬ 
sekretärin aus Berlin-Brandenburg- 
Sachsen sowie Wolfgang Lemb (51), 
Erster Bevollmächtigter der Verwal¬ 
tungsstelle Erfurt, neu hinzukommen. 
Die geschäftsführenden Vorstandsmit¬ 
glieder Christiane Benner (45) und 
Hans-Jürgen Urban (52) bleiben im 
Amt. Die Wahl der künftigen Führung 
erfolgt durch die Delegierten des von 
der IG Metall einberufenen 6. außeror¬ 
dentlichen Gewerkschaftstages am 24. 
und 25. November 2013 in Frankfurt. 

Bundesregierung: 

Geringes Armutsrisiko 

Nach Ansicht der gerade abgewählten 
Bundesregierung leben die meisten Fa¬ 
milien in Deutschland in sicheren ma¬ 
teriellen Verhältnissen. In der Europä¬ 
ischen Union gehöre Deutschland mit 
einer Armutsrisikoquote von 15,6 Pro¬ 
zent bei Kindern zu den Staaten mit 
einem unterdurchschnittlichen Wert. 
Das Nettoeinkommen eines Haushal¬ 
tes mit Kindern werde oftmals durch 
monetäre Familienleistungen und 
weitere Sozialtransfers über die sta¬ 
tistische Armutsrisikogrenze von 60 
Prozent des mittleren Einkommens in 
Deutschland gehoben. 

Kindeswohl vorrangig 
berücksichtigen 

Anlässlich des Weltkindertags forder¬ 
te Caritas-Präsident Peter Neher: “Alle 
Kinder brauchen Schutz, Fürsorge und 
Förderung. Das Wohl des Kindes muss 
bei allen gesetzlichen Entscheidun¬ 
gen, die sein Leben betreffen, Priori¬ 
tät haben“. Neher verwies dabei auf 
die UN-Kinderrechtskonvention, die 
Deutschland unterzeichnet hat. Der 
Caritas Boss kritisierte: „Bisher ist es 
der deutschen Gesetzgebung und den 
Behörden nicht gelungen, dies unein¬ 
geschränkt umzusetzen. Hier muss 
dringend gehandelt werden.“ Neher 
illustriert das Problem am Beispiel 
der Situation von Kindern, die ohne 
Eltern auf der Flucht sind: Minder¬ 
jährige Flüchtlinge in asyl- und aus¬ 
länderrechtlichen Verfahren werden 
bereits mit 16 Jahren wie Erwachsene 
behandelt. „Schutzbedürftige Kinder, 
die in ihrem Heimatland und auf der 
Flucht oftmals Gewalt, Hunger oder 
Verfolgung erlebt haben und höchst 
verwundbar sind, werden überfordert 
und alleine gelassen.“ 

Tarifverhandlungen 
zur Leiharbeit 

Die Tarifverhandlungen zur Leiharbeit 
sind vergangene Woche in Berlin ab¬ 
geschlossen worden. Darauf verstän¬ 
digte sich die Tarifgemeinschaft des 
DGB mit den beiden Arbeitgeberver¬ 
bänden Interessensverband Deutsche 
Zeitarbeitsunternehmen (IGZ) und 
Bundesarbeitgeberverband der Per¬ 
sonaldienstleister (BAP). Das Grund¬ 
entgelt für Leiharbeitsbeschäftigte 
steigt in drei Stufen ab 1. Januar 2014 
um insgesamt 9,6 Prozent im Westen 
und 12,8 Prozent im Osten. Zudem 
wurde erreicht, dass Leihbeschäftigte 
nicht als Streikbrecher eingesetzt wer¬ 
den dürfen. Nach zähen Verhandlun¬ 
gen erreichte die Tarifgemeinschaft 
für Hunderttausende Leiharbeiterin¬ 
nen und Leiharbeitern deutliche Ver¬ 
besserungen in den Tarifverträgen. Der 
Mindestlohn wird in einer ersten Stufe 
im Westen zum 1. Januar 2014 auf 8,50 
Euro, zum 1. April 2015 auf 8,80 Euro 
und zum 1. Juni 2015 auf 9,00 Euro an¬ 
gehoben. Im Osten steigt der Mindest¬ 
lohn ebenfalls in der Laufzeit auf 8,50 
Euro. Der Lohnunterschied zwischen 
Ost und West wird dabei deutlich re¬ 
duziert. 


4 200 Euro Rente für fünf Jahre systemrelevante Arbeit 

Über das harte finanzielle Los geschasster Politiker 


Neuer Wein in alten Schläuchen? 

Siemens hat einen neuen Chef 



Hunderte Bäcker streikten im vergangenen Monat in Wigan, einer Stadt in der britischen Grafschaft Greater Manchester. 
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Restlose Ausforschung 

Umfrageergebnisse - Wählerinnen und Wähler 



D ie Meinungsforschungsinsti¬ 
tute hatten in den letzten Wo¬ 
chen Hochkonjunktur. Bemer¬ 
kenswert übereinstimmend waren die 
Trends, etwas überraschend einige tat¬ 
sächliche Ergebnisse am Wahlsonntag. 
Seit Wochen wurden ein Sieg der Kanz¬ 
lerin und dem Kanzlerkandidaten eine 
Niederlage sowie ein Verschwinden der 
FDP aus dem Bundestag vorausgesagt. 
Forsa und insa/Bild ermittelten sogar, 
dass die Finkspartei vor den Grünen 
liegen würde. Richtig daneben, aber 
immer noch im Rahmen von Voraus¬ 
sagen, waren die ermittelten Ergebnis¬ 
se der Piratenpartei und der AfD. Die 
letzteren wurden in den 14 Tagen vom 
ganzen Medienzirkus vor dem Wahltag 
regelrecht hochgepuscht. Das Stich¬ 
wort: Die so genannten unentschlosse¬ 
nen Wählerinnen und Wähler. Damit 
und mit den Fernsehshows der Sender 
konnte die Wahlbeteiligung geringfügig 
um 0,7 Prozent im Vergleich zur letz¬ 
ten Wahl 2009 gesteigert und die Wahl 
der Unionsparteien sowie ihres neuen 
Rechtsauslegers AfD begünstigt wer¬ 
den. 

Doch schauen wir uns die Ergebnisse, 
Tendenzen und Erscheinungen genau¬ 
er an - aus Sicht der Ermittlungen der 
Meinungsforschungsinstitute. Wenn 
68 Prozent der Befragten der Meinung 
sind - übrigens doppelt so viele wie 
2009 -, dass Deutschland gut für die 
Zukunft aufgestellt sei und es diesem 
Land wirtschaftlich besser gehe als sei¬ 
nen europäischen Nachbarn, darf man 
sich über den Sieg der Unionsparteien 
nicht wundern, allenfalls über die Ver¬ 
senkung des FDP-Wirtschaftsminis- 
ters. Die Unionsparteien haben daher 
in allen Altersgruppen der Wählerin¬ 
nen und Wähler die größten Zustim¬ 
mungen erhalten. 45 Prozent der Frau¬ 
en stimmten für Frau Angela Merkel, 
auch 40 Prozent der Männer. Wir wuss¬ 
ten bisher, dass besonders Ältere den 
Unionsparteien die Stimmen geben, 
49 Prozent der über 60-jährigen wa¬ 
ren es diesmal. Aber auch 35 Prozent 
der unter 30-jährigen stimmten für die 
Unionsparteien. 30 Prozent der Erst¬ 
wählerinnen und -Wähler befolgten die 
Parole der Jungen Union „Cool blei¬ 
ben - Kanzlerin wählen!“ Etliche von 
ihnen bezeichneten diese platte Losung 
als „coolsten“ Wahlslogan. 

Wenn nun Michael Hüther, Chef des 
Instituts der Deutschen Wirtschaft, am 
Tag nach der Wahl erklärte, dass er 


„nicht erwartet habe, dass es die FDP 
derart zerlegen würde“ und ihr Aus¬ 
scheiden aus dem Bundestag als „his¬ 
torische Marke“ bezeichnete, ist das ei¬ 
nerseits auf Grund der lange vor der 
Wahl verbreiteten Umfrageergebnisse 
(ja, wo lebt der denn?) erstaunlich, aber 
andererseits realitätsnah. Denn das 
Ausscheiden der FDP aus dem Bun¬ 
destag ist ein historisches Ereignis mit 
Folgen. Wie kann der Niedergang die¬ 
ser Partei, die seit Gründung der Bun¬ 
desrepublik Deutschland im Parlament 
und meistens in der Regierung saß, be¬ 
gründet werden? Durch den Verlust 
von 2,2 Millionen Wählerinnen und 
Wählern, die diesmal zu den Unions¬ 
parteien (zurück-)gingen? Durch die 
knapp eine Million Wählerinnen und 
Wähler, die sich der SPD und AfD zu¬ 
wandten? Durch die 430 000, die zu 
Nichtwählern wurden? In Umfragen 
äußerten 90 Prozent der FDP-Sym- 
pathisanten, dass die FDP 2009 viel 
versprochen und fast nichts umgesetzt 
habe. 74 Prozent sind der Meinung, dass 
die Partei in den letzten Jahren nichts 
bewegt habe. So verspielte die FDP ihr 
Wahlergebnis von 2009, wo sie 6,4 Mil¬ 


lionen Stimmen mit ihren bekannten 
starken Sprüchen erreichte, und ver¬ 
sank jetzt mit 2,1 Millionen Stimmen 
in der außerparlamentarischen Opposi¬ 
tion. Erstaunlich war trotz alledem ihre 
Zustimmung unter Erstwählern - sind 
das Karrieresuchende? BDI-Präsident 


Grillo bedauerte ebenso wie Hüther, 
dass die FDP nicht mehr im Bundestag 
vertreten ist. „Liberales Gedankengut 
hat uns vorangebracht.“ Und der Präsi¬ 
dent des Mittelstandsverbandes, Oho- 
ven, meinte: „Die Liberalen standen 
und stehen für eine sehr mittelstands¬ 
freundliche Wirtschaftspolitik.“ Hinge¬ 
gen freute sich der Geschäftsführer des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands, Ul¬ 
rich Schneider, darüber, dass die FDP 
draußen ist. „Der Marktradikalismus 
ist abgewählt. Die Menschen haben 
den radikalen Neoliberalismus aus dem 
Parlament verwiesen.“ 

Dass sich Kritiker des Europakurses zu 
einer Partei zusammenschließen wür¬ 


den, ist wohl eher als eine Panne, aber 
auch als eine normale Begleiterschei¬ 
nung im bürgerlich-demokratischen 
Parteiensystem zu werten. Das kann 
zu einem Auffangbecken für eurokri¬ 
tische Stimmen im bürgerlichen Lager 
werden. Möglicherweise ist das schon 


die Ersatztruppe für die FDP. Wir wer¬ 
den es bei den Europawahlen sehen. 
Bei der Bundestagswahl hat die AfD 
von allen Parteien abgesaugt: 450 000 
Stimmen von der FDP, 300 000 von der 
Union und sogar - immer den Wahl¬ 
forschern zu Folge - 360 000 von der 
Partei „Die Linke“. In Ostdeutschland 
hat sie im Schnitt 5,8 Prozent, im Wes¬ 
ten hingegen 4,4 Prozent ergaunert. 
37 Prozent der AfD-Wählerinnen und 
Wähler geben an, für diese Partei ge¬ 
stimmt zu haben, weil sie mit den an¬ 
deren Parteien unzufrieden sind. Aber 
auch ihre eurokritische Linie hat Punk¬ 
te gebracht. 42 Prozent der Wählerin¬ 
nen und Wähler glauben, dass der 


Euro für Deutschland eher Nachteile 
hat, bei den AfD-Sympathisanten sind 
es 80 Prozent. Es wundert nicht, dass 
ausgerechnet Finanzminister Schäub¬ 
le, der die südeuropäischen Staaten 
mit seiner rigiden Politik erpresst, sich 
an Franz Josef Strauß erinnert, der 
die Devise ausgab, dass es am rechten 
Rand der Union keine andere Partei 
geben dürfe. 

Ein bemerkenswertes Wahlergeb¬ 
nis hat die Partei „Die Linke“ bei 
der Bundestagswahl 2013 erzielt: Die 
Linkspartei wurde mit 8,6 Prozent 
zur drittstärksten Partei im Bundes¬ 
tag. Zu Recht feierte Gregor Gysi das 
am Wahlabend ab: „Wer hätte 1990 
gedacht, dass unsere Partei zur dritt¬ 
stärksten Partei des Bundestages wer¬ 
den würde.“ Die Partei hat wie die 
Grünen Wählerinnen und Wähler im 
Vergleich zur Bundestagswahl 2009 
verloren: 3,3 Prozent. Obwohl sie - 
im Gegensatz zur heftig gepuschten 
AfD - nicht oft im Mittelpunkt der Me¬ 
dien stand, aber doch durch einige In¬ 
itiativen sehr wirkungsvoll, insgesamt 
3 752 577 Stimmen (= 8,6 Prozent) er¬ 
reicht. Sie bekam in den ostdeutschen 
Bundesländern zwischen 20 Prozent 
(Sachsen) und 23,9 Prozent (Sachsen- 
Anhalt). In den alten Bundesländern 
erreichte sie zehn Prozent im Saarland 
und 10,1 Prozent in Bremen sowie in 
allen anderen Ländern - mit Ausnah¬ 
me von Bayern 3,8 und Baden-Würt¬ 
temberg 4,8 Prozent - Ergebnisse über 
der Fünf-Prozent-Hürde. Das bedeutet 
64 statt 76 Bundestagssitze. Damit ist 
gesichert, dass eine Antikriegspartei 
weiterhin im Bundestag und erstmals 
wohl als stärkste Oppositionspartei 
vertreten ist. 

Wenn nun in diesem Land 74 Prozent 
der Befragten der Meinung sind, die 
wirtschaftliche Lage sei gut, kann kaum 
eine neue Politik erwartet werden. Be¬ 
kräftigt wird das durch jene 57 Prozent, 
die meinen, dass eine CDU/CSU/SPD- 
Koalition gut für das Land wäre. Ande¬ 
rerseits demonstrieren Zehntausende 
im Rahmen der Aktionen Umfairtei¬ 
len in Berlin, Bochum und anderswo 
in der Republik - es ist eine weite Stre¬ 
cke, die zwischen den Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer der Demonstrationen 
Umfairteilen und den Wählerinnen 
und Wählern gegangen werden muss, 
um für neue Einsichten, Erkenntnisse 
und Schlussfolgerungen an Wahltagen 
zu werben. Rolf Priemer 


Möglicherweise ist die AfD 
die Ersatztruppe für die FDP 


Kein „Politikwechsel“ in Sicht 

Zum Ausgang der Landtagswahl in Hessen 



Dass die FDP nach anfänglichen Ir¬ 
ritationen nun doch in den Landtag 
eingezogen ist, mag emotionales Be¬ 
dauern zur Folge haben, spielt aber 
ansonsten keine Rolle. Die verschie¬ 
denen Fraktionen des Kapitals kön¬ 
nen nun untereinander koalieren und 
den Sozialabbau fortsetzen. Dazu 
dient in Hessen auch der sogenann¬ 
te „Rettungsschirm“ für die Kommu¬ 
nen, den CDU/FDP beschlossen ha¬ 
ben, den auch SPD/Grün gerne ange¬ 
nommen haben, um sich mit diesem 
„Sachzwang“ beim „Sparen“ heraus¬ 
zureden. 

Wir Kommunisten begreifen uns in ers¬ 
ter Linie als Partei, die die Interessen 
der Arbeiter, Angestellten, Rentner 
und der Jugend im Betrieb und auf der 
Straße aufgreift, ohne nur Interessen¬ 
vertreter sein zu wollen. Es gilt nach 
wie vor: Werdet aktiv, kämpft für Eure 
Interessen. 

So konnten wir in Hessen sehen, wie 
Erzieherinnen, Erzieher und Eltern ge¬ 
gen die geplante Verschlechterung in 
Kindergärten und -horten (KiföG) auf 
die Straße gingen. In Teilen (Verhinde¬ 
rung der Einstellung von fachfremdem 
Personal) wurde ein kleiner Erfolg er¬ 
rungen. 

Die Schulzeitverkürzung mit der Ein¬ 
führung von G8 (Abitur nach 8 Jah¬ 
ren) musste weitestgehend durch den 


Kampf von Schülern, Lehrern, Eltern 
und ihren gewählten Vertretungen zu¬ 
rückgenommen werden. 

In beiden Fällen war es die Partei „Die 
Linke“ (PDL), die als einzige echte Op¬ 
positionspartei den Protest der Straße 
aufnahm und somit die Interessen der 
sich wehrenden Bürger nicht nur im 
Parlament vertrat. 

Die PDL tritt ein für die Rücknahme 
der Privatisierung der Uni-Klinken 
Gießen und Marburg - die UKGM 
muss wieder in öffentliches Eigentum 
des Landes Hessen überführt werden. 


Diese Beispiele waren neben anderem 
Anlass dafür, dass die DKP zur Wahl 
der PDL aufrief. „Für Menschen, die 
für ihre Interessen auf die Straße ge¬ 
hen, ist diese Partei die einzige Chan¬ 
ce, im Parlament ihre Belange vertre¬ 
ten zu sehen.“ (aus dem Wahlaufruf der 
DKP) 

Wenig genutzt haben dürften der PDL 
einige antikommunistische Äußerun¬ 
gen zum 17. Juni und auch ihre Bereit¬ 
schaft zur Koalition mit bzw. Duldung 
einer SPD/Grünen Regierung. Die Sa¬ 
che scheint noch nicht vom Tisch. 


Das Ergebnis der rechten Parteien, 
insbesondere der NPD kann zunächst 
erfreuen; ihre Bedeutungslosigkeit bei 
Wahlen darf jedoch nicht überschätzt 
werden. Erwähnt werden muss ihr Ab¬ 
schneiden in Allendorf-Lumda, wo 
sie nach antifaschistischen Protesten 
von 0,6 auf 2,0 Prozent zulegte und 
die PDL von 5,3 auf 3,9 Prozent fiel. 
In diesem Zusammenhang ist auch der 
Wiedereinzug des Volksverhetzers und 
Rechtsaußen H.-J. Irmer (CDU) aus 
Wetzlar als Beispiel für nach wie vor 
vorhandenen Boden für faschistische 
Ideologie zu sehen. 

Hinweisen möchte ich gerne auf Gie¬ 
ßen. Hier hat die PDL zugelegt - trotz 
einer schwachen Organisation und in¬ 
zwischen überwundener Streitigkei¬ 
ten, die zur Spaltung bei den letzten 
Kommunalwahlen führten. Obwohl 
die PDL landesweit 0,2 Prozent ver¬ 
lor (von 5,4 auf 5,2), konnte sie in Gie¬ 
ßen 1,1 Prozent hinzugewinnen - das 
ist der höchste Zuwachs in größeren 
hessischen Städten - und erreichte 8,4 
Prozentpunkte. In vielen Gesprächen 
mit deren Mitgliedern und Sympathi¬ 
santen wurde eine deutliche Position 
gegen Regierungsbeteiligung hörbar 
und Übereinstimmungen mit der DKP 
festgestellt. 

Im Gießener Echo haben wir zur Wahl 
der PDL aufgerufen, aber zugleich 


festgestellt, dass ein Regierungswech¬ 
sel keinen Politikwechsel beinhaltet: 
„Ob Merkel, Steinbrück... ganz egal, 
in Deutschland herrscht das Kapital.“ 
Die „junge Welt“ vom 23. September 
fasste richtig zusammen: „Deutschland 
hat gewählt: 80 Prozent für die Kriegs¬ 
parteien.“ Rechnerisch würde das auch 
für Hessen gelten. Dennoch muss man 
der jW einen Fehler vorwerfen, der 
immer wieder in bürgerlichen Medien 
und bei uns auftaucht: 80 Prozent bei 
70 Prozent Wahlbeteiligung entspricht 
56 Prozent. Die Nichtwähler werden 
vergessen. 

„Einmal in mehreren Jahren zu ent¬ 
scheiden, welches Mitglied der herr¬ 
schenden Klasse das Volk im Parlament 
niederhalten und zertreten soll - das ist 
das wirkliche Wesen des bürgerlichen 
Parlamentarismus... auch in den aller¬ 
demokratischsten Republiken.“ (Lenin) 
Die Menschen in den sozialen Brenn¬ 
punkten, die kaum zur Wahl gehen, 
haben das zumindest aus Erfahrung 
und emotional begriffen. Abgehakt! 
Jetzt geht’s wieder in den Betrieb, in 
die Wohngebiete, zur Gewerkschaft, in 
die Bündnisse und auf die Straße. 

Die persönliche Einladung der PDL zu 
ihrem 6. ordentlichen Parteitag nimmt 
der Vorsitzende der DKP Hessen (also 
ich) gerne an und wird die Möglichkeit 
zur Diskussion nutzen. Michael Beltz 
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Ermittlungen gegen fast i ooo Demonstranten 

Polizei legt offenbar frisierte Akten zum „Blockupy“-Aktionstag: vor 



D ie Staatsanwaltschaft Frankfurt 
am Main hat fast 1000 Ermitt¬ 
lungsverfahren gegen Demons¬ 
tranten eingeleitet, die bei den soge¬ 
nannten „Blockupy“-Aktionstagen 
am 1. Juni dieses Jahres in der Banken¬ 
metropole eingekesselt worden waren. 
Diesen Skandal machte in der letzten 
Woche der Leipziger Rechtsanwalt Da¬ 
niel Werner öffentlich, der im Namen 
eines Betroffenen gegen den damaligen 
Polizeieinsatz vorgeht. 

Unter dem Motto „Blockupy Frank¬ 
furt - Widerstand im Herzen des Eu¬ 
ropäischen Krisenregimes“ hatten anti¬ 
kapitalistische Organisationen damals 
nach Frankfurt mobilisiert, um die Eu¬ 
ropäische Zentralbank (EZB) zu blo¬ 
ckieren und gegen die Macht der Ban¬ 
ken zu demonstrieren. 

Die Polizei hatte damals eine Demon¬ 
stration, die zuvor von den Behörden 
genehmigt worden war und an der ins¬ 
gesamt mehrere Tausend Menschen 
teilgenommen hatten, ohne ersichtli¬ 
chen Grund gestoppt und fast 1 000 
Personen eingekesselt. Über 7 Stunden 
waren die Demonstranten von den Be¬ 
amten festgehalten worden, womit die 
damaligen Proteste de facto von der 
Polizei unterbunden wurden. 

Der Leipziger Rechtsanwalt Daniel 
Werner hatte infolge der Proteste Straf¬ 
anzeige gegen die Verantwortlichen 
des Polizeieinsatzes gestellt und den 
Einsatzleitern „Freiheitsentziehung“ 
vorgeworfen. Die Anzeige richtet sich 
dabei sowohl gegen die vor Ort einge¬ 
setzten Polizeibeamten, als auch gegen 
diejenigen, die den Polizeieinsatz ange¬ 
ordnet hatten. 

„Das stundenlange Einkesseln meines 
Mandanten stellt eine Freiheitsentzie¬ 
hung dar. Die Freiheit des Einzelnen ist 
ein durch das Grundgesetz besonders 
geschütztes und hohes Gut. Eine Ein¬ 
schränkung dieser Freiheit muss daher 
ganz besondere Kriterien erfüllen. Das 
gilt auch und besonders bei Polizeiein¬ 
sätzen“, kommentierte der Rechtsan¬ 
walt sein Vorgehen in einer der UZ 
vorliegenden Erklärung. Eben diese 
gesetzlichen Kriterien für eine „Frei¬ 
heitsentziehung“ durch die Polizei sieht 
der Jurist im vorliegenden Fall jeden¬ 
falls nicht erfüllt: 

„Wenn die Polizei die Freiheit eines 
Demonstrationsteilnehmers entziehen 
will, darf sie das nicht einfach anord¬ 


nen. Das Grundgesetz sieht vor, dass 
vorher ein Richter entscheidet. Soll¬ 
te dies nicht möglich sein, so muss die 
richterliche Entscheidung unverzüglich 
nachgeholt werden. Hierbei ist der von 
der Freiheitsentziehung Betroffene an¬ 
zuhören. Mein Mandant musste sich 
am 1. 6. 2013 mehr als sieben Stunden 
gegen seinen Willen im Polizeikessel 
aufhalten. Eine Anhörung bei einem 
Richter hat in der ganzen Zeit nicht 
stattgefunden. Eine solche Vorgehens¬ 
weise der Polizei verstößt offensicht¬ 
lich gegen das Grundgesetz“, berichte¬ 
te Werner weiter. 

Da die Staatsanwaltschaft Frankfurt 
im vorliegenden Fall gegen die Poli¬ 
zeiführung der Stadt Frankfurt ermit¬ 
teln müsste, hatte der Rechtsanwalt die 
Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft 
Darmstadt eingereicht. 

Obwohl gegen die Einkesselung be¬ 
reits zahlreiche Klagen beim Verwal¬ 
tungsgericht Frankfurt anhängig sind, 
hatte die Polizei in den vergangenen 
Monaten die Akten zurückgehalten. 


Als Grund hierfür wurde angegeben, 
diese müssten noch bearbeitet werden. 
„Ein solches Vorgehen ist mehr als un¬ 
gewöhnlich und legt den Verdacht der 
Aktenmanipulation nahe“, kritisier¬ 
te Daniel Werner, der darauf verwies, 
dass erst Anfang September erstmals 
polizeiliche Unterlagen an das Ver¬ 
waltungsgericht Frankfurt übersandt 
worden seien. Dabei war dem Anwalt 
aufgefallen, dass vorliegende Akten be¬ 
arbeitet worden sind, da mehrere Be¬ 
richte erst mit großem zeitlichen Ab¬ 
stand zur Demonstration, die bereits 
am 1. Juni stattfand, angefertigt wur¬ 
den. „Die Berichte ähneln sich außer¬ 
dem im Wortlaut und erwecken den 
Eindruck, dass sich die Verfasser beim 
Schreiben der Berichte abgesprochen 
haben“, kritisiert Werner weiter. 
Bemerkenswert sei außerdem, dass 
Professor Dr. Michael Brenner, wel¬ 
cher den Lehrstuhl für Deutsches und 
Europäisches Verfassungs- und Ver¬ 
waltungsrecht in Jena inne hat und als 
Parteifreund des hessischen Innenmi¬ 


nisters Boris Rhein gelte, bei Abfas¬ 
sung seines Gutachtens zum umstritte¬ 
nen Vorgehen der Polizei offensichtlich 
andere Akten Vorgelegen hätten, so der 
Rechtsanwalt weiter. Schließlich wür¬ 
de in besagtem Gutachen mehrfach aus 
„Aufklärungsergebnissen“ und „Ein¬ 
satzdokumentationen der Befehlsstel¬ 
le“ zitiert, welche in den nun vorgeleg¬ 
ten Akten jedoch nicht zu finden seien. 
Dass überhaupt so viele Verfahren ein¬ 
geleitet wurden, sieht Werner indes als 
Versuch, einen nicht gerechtfertigten 
und stark kritisierten Polizeieinsatz 
nachträglich zu legitimieren. „Kaum 
noch jemand glaubt daran, dass die 
stundenlange Einkesselung und das 
damit einhergehende Beenden der 
Demonstration rechtmäßig gewesen 
ist. Fast 1 000 Strafverfahren einzulei¬ 
ten ist ein durchschaubarer Versuch, 
unschuldige Demonstranten zu krimi¬ 
nalisieren und so den Fokus vom Versa¬ 
gen der Polizei abzulenken“, monierte 
der renommierte Anwalt weiter. 

Markus Bernhardt 


Neofaschistische Provokationen und 
antifaschistischer Widerstand 


Trier: Abermals kein 
Durchkommen für Nazis 

Am Samstag, den 14. September hat¬ 
te die neofaschistische NPD mal wie¬ 
der zu einer Demonstration in Trier 
aufgerufen. Diesen Termin hatte man 
von Seiten der NPD bewusst gewählt, 
da an diesem Tag die Aktionen des 
Bündnisses „Umfairteilen“ und eine 
Demonstration gegen den Bau eines 
Atomendlagers in Bure in Metz ge¬ 
plant waren. Man hoffte auf wenig 
Gegenwehr. Doch die Rechnung der 
NPD und ihrer Unterstützer („Sturm¬ 
division Saar“, „Kameradschaft Eifel¬ 
land“, „Heimatschutz Donnersberg“, 
NPD-Kreisverband Westpfalz „Pfalz¬ 
sturm“) ging nicht auf. 

Ein breites Bündnis hatte unter dem 
Motto „Trier stellt sich quer“ zu ei¬ 
ner Gegenkundgebung aufgerufen. 
Etwa 200 Antifaschistinnen blo¬ 
ckierten die Route der Nazis, so dass 
diese nicht marschieren konnten. 
Die anwesende Polizei, die nicht ein¬ 
schritt, als die Nazis alle Strophen des 
„Deutschlandliedes“ sangen und ei¬ 
nige den rechten Arm hoben, schlug 
dem Versammlungsleiter der NPD 
Safet Babic eine Alternativroute 
vor, die dieser ablehnte. Von Seiten 
der Polizei wurde der Versuch, die 
Blockade zu brechen, schnell auf¬ 
gegeben. Zwei von der Polizei ent¬ 
täuschte Nazis ließen ihre Wut und 


Enttäuschung an Polizisten aus und 
griffen diese an. Dies führte zu deren 
sofortiger Festnahme, nicht aber zum 
Abbruch der Nazizusammenrottung. 
Auch Markus Mang (NPD-Bundes- 
tagskandidat für Rheinland-Pfalz aus 
Saarlouis sic!) wurde festgenommen. 
Die Nazikundgebung dauerte noch 
bis ca. 20 Uhr. Unfähig sich von Ort 
und Stelle zu bewegen, hielt die NPD 
dennoch ihre Kundgebung vom Start 
ihrer Demoroute. Safet Babic kün¬ 
digte in seinem Redebeitrag „eine 


endgültige Lösung für die Linken 
und Grünen“ an. Die neofaschisti¬ 
schen Redebeiträge wurden seitens 
der Antifaschistinnen mit Lärm und 
Pfeifkonzerten begleitet. 

Katrin Werner, Bundestagsabgeord¬ 
nete der Partei „Die Linke“, wertete 
die Aktion als Erfolg - „wenngleich 
auch die Zahl der Antifaschistinnen 
mit unter 200 für eine Stadt wie Trier 
zu gering ist“. Daran muss und wird das 
Bündnis „Trier stellt sich quer“ weiter 
arbeiten und geht z.B. mit dem Kon¬ 
zert der Musikandes und ihrem Pro¬ 
gramm „Der andere 11. September“ 
am 30.10.2013 in der Trierer Tuchfa¬ 


brik andere Wege um Menschen für 
Antifaschismus zu interessieren. E. B. 

Wuppertal: Antifa¬ 
schistinnen erzwingen 
Abbruch von Nazidemo 

Am Samstag, den 21.09.2013, führte 
der Bundesverband der Partei „Die 
Rechte“ eine Demonstration in Wup¬ 
pertal durch. Hinter der Demo stecken 
auch Wuppertaler Nazis der Kamerad¬ 
schaft „Nationale Sozialisten Wupper¬ 


tal“, die für eine Vielzahl von schweren 
Straftaten (Cinemaxx-Überfall, Floh¬ 
markt-Überfall, Schändungen von 
Denkmälern, Messerstechereien und 
schwere Körperverletzungen etc.) ver¬ 
antwortlich sind. Auf gerufen wurde zu 
einer „Schlacht von Wuppertal“. Ein 
Neonazi-Rapper prophezeite den An¬ 
tifaschistinnen, sie seien „zum Glück 
bald tot“: „Wir machen weiter und 
weiter, bis euer Blut in unsere Wup¬ 
per fließt.“ In einen Agitationsvideo 
propagierten „Kameraden aus Süd¬ 
deutschland“: „Es kommt der Tag der 
Rache, und dann rechnen wir mit euch 
ab!“ Und ein maskierter Neofaschist 


warnt: „Jedes antideutsche Schwein 
jagen wir in die Wupper rein“. Die Po¬ 
lizei sah darin keinen Grund die neo¬ 
faschistische Kundgebung zu unter¬ 
sagen, so dass am Samstag etwa 150 
Neofaschisten am Barmer Bahnhof 
zusammenkamen. 

Nach Angaben der Westdeutschen 
Zeitung fanden sich ca. 1 000 Antifa¬ 
schistinnen ein, um die Neofaschisten 
zu stoppen. Es gelang ihnen den Be¬ 
ginn der Naziveranstaltung ca. eine 
Stunde zu verzögern. Der Polizei ge¬ 
lang es allerdings den Nazitross in Be¬ 
wegung zu versetzen: Gegen 13 Uhr 
setzte sich der Zug in Bewegung - eng 
begleitet von der Polizei, zu Fuß, mit 
Einsatzwagen und einem Wasserwer¬ 
fer. Entlang der Wupper wurden die 
Neofaschisten von lautstarken Protes¬ 
ten begleitet. An der Werther Brücke 
schließlich gelang es den Antifaschis¬ 
tinnen die Marschroute zu blockie¬ 
ren. Versuche der Polizei die Route 
freizustoßen misslangen, so dass sich 
die Neofaschisten unter enger Polizei¬ 
begleitung auf den Rückweg machen 
mussten. 

Als Fazit bleibt, dass durch massiven 
Polizeieinsatz es den Neofaschisten 
zwar ermöglicht wurde zu marschie¬ 
ren. Aber den Antifaschistinnen ge¬ 
lang es mit Blockaden und Protesten 
den Marsch zu verzögern und schließ¬ 
lich zu unterbrechen. MHad 


„Die Nazis haben Wuppertal schon einmal zerstört 
Das darf nicht noch einmal passieren 
Eine Wuppertaler Passantin (y8) 


Kundgebung für 
Pavlos Fissas 

Berliner Protest gegen Mord 
in Griechenland 

Unter dem Motto „Ich lass mich nicht 
einschüchtern“ haben am vergangenen 
Samstag mehre hundert in Berlin le¬ 
bende Griechen und Antifaschisten am 
Holocaust-Mahnmal in der Hauptstadt 
demonstriert. Sie reagierten damit auf 
den Mord griechischer Neofaschisten 
an dem Gewerkschafter, Antifaschisten 
und Rapper Pavlos Fissas alias Killah P. 
Der 34-jährige ist gemeinsam mit Freun¬ 
den am 17. September in der Hafenstadt 
Piräus von einer Gruppe von rund zwan¬ 
zig Neofaschisten angegriffen und mit 
drei Messerstichen niedergestreckt wor¬ 
den. In unmittelbarer Nähe des Tatorts 
soll sich auch eine Motorrad-Einheit 
der griechischen Polizei aufgehalten, 
aber erst eingriffen haben, als der Groß¬ 
teil der Angreifer bereits geflohen war. 
Der Musiker Fissas starb wenig später 
im Krankenhaus. Festgenommen wur¬ 
de kurze Zeit darauf der mutmaßliche 
Haupttäter samt Tatwaffe. Der 45jähri- 
ge, Mitglied der neofaschistischen Partei 
„Goldene Morgendämmerung“, soll die 
Tat samt politischem Hintergrund ge¬ 
standen haben. In Griechenland gab es 
nach dem Mord Demonstrationen meh¬ 
rerer Tausend Antifaschisten. 

Der Mord an Pavlos Fissas ist der Hö¬ 
hepunkt einer Serie von Übergriffen 
und Gewalttaten von Neofaschisten 
in Griechenland. In erster Linie hatte 
sich die Gewalt gegen Migrantinnen 
und Migranten gerichtet. Zuletzt kam 
es verstärkt auch auf Angriffe gegen 
politische Gegner. Nur wenige Tage 
vor dem Überfall auf Pavlos Fissas und 
seine Freunde hatte eine Gruppe von 
etwa 50 Neonazis Mitglieder der Kom¬ 
munistischen Partei (KKE) und ihrer 
Jugendorganisation (KNE) beim Pla¬ 
katieren mit Stöcken und mit Nägeln 
versehenen Latten angegriffen. Neun 
Genossinnen und Genossen wurden 



Pavlos Fissas 


verletzt und mussten zum Teil im Kran¬ 
kenhaus behandelt werden. 

Am Samstag auf der Kundgebung in 
Berlin sprach neben Vertreterinnen 
von Syriza und dem Berliner Solida¬ 
ritätskomitee für Griechenland für 
das Aktionskomitee neuzugewander- 
ter Migrantinnen und Migranten in 
Berlin auch ein Mitglied der KKE. Es 
verurteilte die Neonazigewalt in Grie¬ 
chenland ebenso wie die Übergriffe in 
Deutschland, zuletzt den Angriff auf 
eine Gruppe von Schülern in Sachsen 
und kennzeichnete die Neonaziorga¬ 
nisationen als Bestandteil des kapita¬ 
listischen Systems. Die Rechten ver¬ 
suchten Arbeiterinnen gegeneinander 
auszuspielen und Hass zwischen Ar¬ 
beiterinnen und Migrantinnen zu sä¬ 
hen. Deshalb sei es kein Zufall, dass ein 
Flüchtlingsheim in Berlin-Lichtenberg 
Ziel der Angriffe der NPD sei. Ebenso¬ 
wenig, dass Mitglieder der „Goldenen 
Morgendämmerung“ in Griechenland 
versuchten, die Werftarbeiter gegen die 
Mitglieder der klassenkämpferischen 
Gewerkschaft PAME aufzuwiegeln. 
„Sie wollen die klassenorientierte Ar¬ 
beiterbewegung zerschlagen“ und die 
wirklichen Probleme, die „die Famili¬ 
en aus den Volksschichten und die Mi¬ 
grantinnen quälen“ verschleiern. Der 
Genosse endete mit dem Appell, die 
Neonazis zu isolieren: „Wir müssen sie 
stoppen, so dass sie in keine Arbeits¬ 
stelle, keine Gewerkschaft, in keinen 
Verein, keine Migrantengemeinde, in 
keine Schule und keinen Stadtteil ein- 
dringen können.“ Wera Richter 
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Rücktritte nach Rapper-Mord 

Zwei hochrangige Polizisten haben nach 
dem Mord an einem linken Musiker in 
Athen ihren Rücktritt erklärt. Die re¬ 
gionalen Polizeichefs für Süd- und Zen¬ 
tralgriechenland legten ihre Ämter nie¬ 
der, wie die Polizei am Montag mitteilte. 
Hintergrund sind Ermittlungen zu mög¬ 
lichen Verbindungen zwischen der Poli¬ 
zei und der Neonazi-Partei Chrysi Avgi 
(Goldene Morgenröte). Auch mehrere 
hochrangige Polizisten auf der Insel Evia 
wurden des Dienstes enthoben, weil sie 
einen Waffenfund in einem Parteibüro 
von Chrysi Avgi nicht untersucht hatten. 
Ein Mitglied der Nazipartei war am 
Samstag wegen vorsätzlicher Tötung 
angeklagt worden. Der 45-Jährige hatte 
zugegeben, den Rapper Pavlos Fyssos in 
der Nacht zum 18. September erstochen 
zu haben. Er berief sich auf „Notwehr“. 
Fyssos, der bei Konzerten unter dem 
Rapper-Namen Killah P auftrat, war für 
seine kritischen und antifaschistischen 
Songs bekannt. 

Seit dem Mord an dem Musiker greifen 
die griechischen Behörden verschärft 
gegen die Neonazi-Partei durch. So wer¬ 
den alle Ermittlungen zu Gewalttaten, 
hinter denen Chrysi Avgi stehen soll, von 
den Antiterror-Diensten übernommen. 
Zudem wurde den 18 Abgeordneten der 
Partei sowie den örtlichen Parteibüros 
der Polizeischutz entzogen. Chrysi Avgi 
wird für mehrere Angriff auf Einwan¬ 
derer, Mitglieder der Kommunistischen 
Partei und der Kommunistischen Jugend 
sowie linksgerichtete Aktivisten verant¬ 
wortlich gemacht. 

168 Millionen Minderjährige 
leisten Kinderarbeit 

Waren es zur Jahrtausendwende noch 
246 Millionen Kinder in aller Welt, die 
auf dem Feld, in Kleiderfabriken, Stein¬ 
brüchen oder auf Müllhalden Geld 
verdienen mussten, sind es Ende ver¬ 
gangenen Jahres immer noch rund 168 
Millionen Minderjährige gewesen, wie 
die Internationale Arbeitsorganisati¬ 
on (ILO) am Montag in Genf mitteil¬ 
te. „Wir gehen in die richtige Richtung“, 
sagte ILO-Generaldirektor Guy Ryder, 
„aber zu langsam“. 

Die UNO hatte vereinbart, bis 2016 die 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit 
abzuschaffen. Mehr als die Hälfte der 
168 Millionen Kinder, die arbeiten müs¬ 
sen, tun dies in gefährlicher Umgebung, 
wie die ILO mitteilte. Ihre Gesundheit, 
ihre Sicherheit und ihre geistige Ent¬ 
wicklung seien dort in Gefahr. Die meis¬ 
ten Kinder, die arbeiten müssen, gibt es 
in der Asien-Pazifik-Region - rund 78 
Millionen. In den Subsahara-Staaten 
allerdings ist der Anteil der Kinderar¬ 
beit im Verhältnis zur Bevölkerung am 
höchsten: Er beträgt 21 Prozent. Kin¬ 
derarbeit ist nach Definition der ILO 
Arbeit, die ein Kind davon abhält, Kind 
zu sein, sowie die es seiner Entwick¬ 
lungsmöglichkeiten und seiner Würde 
beraubt. 

Mswati ließ wählen 

Der Herrscher von Swasiland, Mswati 
III., hat seinen Untertanen in der ver¬ 
gangenen Woche Parlamentswahlen ge¬ 
währt. Das Land mit etwas über einer 
Million Einwohnern ist eine absolute 
Monarchie. Folgerichtig riefen die Partei 
„Vereinigte Demokratische Volksbewe¬ 
gung“ (Pudemo) und die KP Swasilands 
zum Wahlboykott auf, unterstützt auch 
vom in Südafrika ansässigen Swasiland- 
Solidaritätsnetzwerk. Daraufhin wurde 
der stellvertretende KP-Generalsekre- 
tär Musa Dubes verhaftet. Die demokra¬ 
tischen Kräfte Swasilands fürchten nun 
um Dubas Leben. 

Swasiland ist eines der ärmsten Länder 
der Welt, obwohl der Monarch über ein 
geschätztes Vermögen von 100 Milli¬ 
onen Euro verfügt. Rund 70 Prozent 
der Bevölkerung leben unterhalb der 
Armutsgrenze und 31 Prozent der Er¬ 
wachsenen sind HlV-infiziert. Soziale 
Erhebungen gibt es kaum noch, da die 
Polizei in den vergangenen Jahren jeden 
friedlichen Protest brutal niedergeschla¬ 
gen hat. 

Für „Genf II“ 

Russland und China treten für die 
schnellstmögliche Einberufung einer in¬ 
ternationalen Konferenz zur Beilegung 
des Syrien-Konfliktes ein, heißt es in ei¬ 
ner Erklärung beider Parlamente. 


Vorlesestunde mit Willem Alexander 

Der König der Niederlande verkündet das Ende des Sozialstaats 



A m dritten Dienstag im September 
ist in Den Haag großer Trubel. Es 
ist „Prinsjesdag“: Der jeweilige 
Monarch - seit April König Willem Ale¬ 
xander - fährt in einer goldenen Kut¬ 
sche durch die Straßen des niederlän¬ 
dischen Regierungssitzes und hält vor 
dem Parlament seine Thronrede. Die¬ 
ser Pomp und Prunk schaffte es auch 
in die deutschen Nachrichten. Auch die 
beglückt lächelnde neue Königin Mäxi- 
ma im goldenen Kleid und des Königs 
Dank an seine Mutter Beatrix, die vor 
ihm 33 Jahre an der Spitze des Staates 
stehen durfte. Weniger Erwähnung fand 
die Tatsache, dass Seine Majestät, der in 
Wirklichkeit nur die Etatrede des jewei¬ 
ligen Kabinetts verlesen darf, das Ende 
des niederländischen Sozialstaats ver¬ 
kündete. An allen Ecken und Enden des 
Haushalts soll gespart werden, doch ob 
Brüssel mit diesen drastischen Kürzun¬ 
gen zufrieden ist, muss sich noch zeigen. 
Auch für Finanzminister Jeroen Dijs- 
selbloem von der sozialdemokratischen 
PvdA war es der erste Prinsjesdag. In 
dem Köfferchen aus Ziegenleder, das 
er traditionsgemäß um 15 Uhr dem 
Vorsitzenden der Zweiten Kammer 
offeriert, befindet sich die „Miljoenen- 
nota“ der Etat mit sechs Milliarden an 
Einsparungen. 

Die wirtschaftlichen Folgen wurden be¬ 
reits genau berechnet. „Der Wirtschaft“ 
wird es nächstes Jahr etwas besser ge¬ 


hen. Die Kaufkraft geht in diesem Jahr 
mit 1,25 Prozent zurück, im nächsten 
Jahr mit einem weiteren halben Pro¬ 
zent. Die Zahl der Arbeitslosen wird 
weiter ansteigen. 

Die Höhe der Kürzungen (6 Milliar¬ 
den) entspricht den Vorgaben von EU- 
Kommissar Olli Rehn. Dieser sagte zu 
Beginn des Jahres, dass die Niederlande 


mindestens sechs Milliarden einsparen 
müssten. Auch müsse das Haushaltsde¬ 
fizit zurückgedrängt werden, am besten 
um 2,8 Prozent, so Rehn. 

Der Wille Rehns ist Gesetz für das Ka¬ 
binett aus rechtsliberaler VVD und so¬ 
zialdemokratischer PvdA, weil die EU- 
Kommission ab diesem Jahr mehr über 
die Haushalte der Mitgliedstaaten zu 


sagen hat. Im Oktober muss Den Haag 
den Etat zur Beurteilung nach Brüssel 
schicken. Die Kommission kann dann 
Anpassungen fordern, vor allem wenn 
das Defizit nicht genügend verringert 
wurde. Sollte Brüssel den Haushalt nicht 
akzeptieren, droht schlimmstenfalls ein 
Bußgeld. So weit will es Dijsselbloem, 
der zugleich auch Vorsitzender der Eu¬ 
ro-Gruppe ist, nicht kommen lassen. 
Geplant sind u. a. eine Absenkung der 
Einheitsgrundrente AOW ab 2015 
(dies trifft vor allem ärmere Senioren), 
eine Absenkung des Kindergelds für 
die meisten Eltern, Erhöhung vieler 
Steuern und Abgaben, aber auch die 
Möglichkeit bis zu 100 000 Euro steu¬ 
erfrei an seine Kinder zu verschenken, 
wenn diese dafür ein Haus bauen. Das 
Kabinett will rund 600 Millionen vor 
allem ausgeben, um die Bauwirtschaft 
im Lande wieder anzukurbeln. Außer¬ 
dem sollen vier Milliarden Euro für die 
Beschaffung von 35 Kampfjets „Joint 
Stright Fighter“ ausgegeben werden. 
Kritik an der Sparpolitik kommt so¬ 
wohl von der linken Opposition im Par¬ 
lament (SP), von den Gewerkschaften 
FNV und CNV, aber auch von der Han¬ 
delskammer (KvK). Der Vorwurf lau¬ 
tet, dass die Wirtschaft kaputtgespart 
werde. SP und FNV fordern Investi¬ 
tionen statt weiterer Etatkürzungen, 
da letztere das Land weiter in die Kri¬ 
se treiben würden. Marcel de Jong 


Optimistische Berechnungen? 

Argentiniens Regierung legt ihren Haushaltsentwurf vor 


In dieser Woche brachte die Regie¬ 
rung Argentiniens den Staatshaushalt 
für 2014 in das Parlament ein. Aus der 
argentinischen Linken gibt es reichlich 
Kritik. 

Dabei spielt zum einen die zweifelhaf¬ 
te Grundlage der Berechnungen eine 
Rolle, nach der die Regierung unter 
Präsidentin Cristina Fernändez die er¬ 
wartete Inflationsrate und das Wirt¬ 
schaftswachstum viel zu optimistisch 
berechnet, zum anderen wird gleich¬ 
zeitig die Verteilung kritisiert, inner¬ 
halb derer die Schuldentilgung mehr 
Gewicht hat als die Ausgaben für Ge¬ 
sundheit und Bildung. 

Nichts Neues also, und auch die Be¬ 
rechnungen waren schon im Vorjahr 
falsch, so die Kolumnistin Fabiana 
Arencibia. Die Regierung geht danach 
für 2014 von einem Wachstum von 6,2 
Prozent und einer Inflation von 9,9 Pro¬ 
zent aus, bei einem Dollarwert von 6,33 
Pesos. Für das Jahr 2013 war die Re¬ 
gierung von einem Dollartausch von 
5,10 Pesos ausgegangen; derzeit steht 
der US-Dollar bei fast 5,80 Pesos. Es sei 


aber davon auszugehen, dass der US- 
Dollar 2014 die berechneten Zahlen 
wiederum übersteigen wird. 

Die Inflation hatte die Regierung 2013 
bei 10,8 Prozent kalkuliert, nun soll sie 
also niedriger liegen. Wirtschaftsana¬ 
lysten sehen sie für 2014 jedoch eher 
höher als tiefer. 

Mittels eines Notfalldekrets hat Argen¬ 
tinien kürzlich die vorgesehenen Aus¬ 
gaben um 23 Milliarden Pesos (2,95 
Milliarden Euro bzw. knapp vier Mil¬ 
liarden US-Dollar) erhöht, um damit 
der herrschenden Energieknappheit 
Herr zu werden sowie Gelder für die 
Infrastruktur im Transportwesen zu ha¬ 
ben. Das ging unter anderem, weil 19,4 
Milliarden Pesos nicht in den Schulden¬ 
dienst fließen mussten, da es einen Teil 
Schulden gibt (die so genannten Cou¬ 
ponzahlungen - dazu und zum Gesamt¬ 
schuldenstand Argentiniens siehe auch 
UZ vom 10. Mai), deren Tilgung an ein 
Mindestwachstum von 3,2 Prozent ge¬ 
bunden ist - und das wurde 2012 nicht 
erreicht. Für das laufende Jahr werden 
5,1 Prozent erwartet. Das würde Zah¬ 


lungen von etwa vier Milliarden US- 
Dollar bedeuten. 

Im Einzelnen geht die Regierung im 
Haushaltsplan von 860,4 Milliarden 
Pesos Einnahmen und 782,3 Milliar¬ 
den Pesos Ausgaben aus. Da an Schuld¬ 
zinszahlungen 2014 jedoch 77,2 Milliar¬ 
den Pesos auf Argentinien zukommen, 
bleibt recht wenig Überschuss: 0,87 
Milliarden (150 Millionen US-Dollar). 
Wenn es denn so kommt. Denn der 
letzte Haushalt hatte für 2013 einen 
Überschuss von 587 Millionen Pesos 
behauptet, aber nun steht ein Defizit 
von 44,6 Milliarden Pesos. 

Hinzu kommt, dass die Einnahmeseite, 
die um 27,2 Prozent höher liegen soll als 
2013, nicht nur Steuern aufführt, son¬ 
dern auch die Einzahlungen der Men¬ 
schen in die Sozialversicherungen, was 
umstritten ist. Mit 250 Milliarden Pesos 
stellen sie mit 29 Prozent auch gleich 
den dicksten Brocken, während die 
Mehrwertsteuer 18,6 %, die Gewinn¬ 
steuer und Ein- und Ausfuhrerträge je 
14 % betragen, neben anderen Steu¬ 
ereinnahmen aus dem Kreditwesen, 


von Treibstoffen und anderen. Nur 1,4 
Prozent, so führt die Regierung auf, 
kommen dabei aus Luxus-, Immobili¬ 
en- und Aktienbesteuerung. Hier wäre 
deutlich mehr zu holen, aber das gilt 
nicht nur für Argentinien. 

Bei den Ausgaben liegt der Anstieg 
bei 19,2 Prozent und damit über der 
regierungsamtlichen Inflationsannah¬ 
me. 44 % gehen in Sozialausgaben, also 
Renten, Pensionen, Familienunterstüt¬ 
zung, Kindergeld und Arbeitslosenun¬ 
terstützung. 9,3 % betragen die Ausga¬ 
ben für Energie und Treibstoffe, 9 % 
die Schuldzinszahlungen, 7,9 % Bildung 
und Kultur, 6,5 % Transport, und an 
sechster Stelle steht der Gesundheits¬ 
bereich mit 3,4 %. 

Mit der Annahme eines Dollarkurses 
von 6,33 Pesos werden die stündlichen 
Schuldzinszahlungen 1,4 Millionen US- 
Dollar betragen, was in einer einzigen 
Sekunde immerhin 387 US-Dollar be¬ 
deutet. Das haben zahlreiche Argenti¬ 
nier/innen in einem Monat nicht zur 
Verfügung. 

Günter Pohl 


Frieden - eine Angelegenheit der ganzen Gesellschaft 


Zum Stand der Friedensgespräche zwischen den Revolutio¬ 
nären Streitkräften Kolumbiens (FARC-EP) und der kolumbi¬ 
anischen Regierung hat die Delegation der Guerilla folgende 
Erklärung veröffentlicht: 

7 . Die 14. Runde ist beendet, und es ist uns immer noch nicht 
gestattet worden, dem Kongress, den politischen Parteien 
und Bewegungen unsere Position zum Friedensreferendum 
darzulegen, welches die Regierung dem Senat vor einigen 
Tagen einseitig vorschlug. 

2. Dem Allgemeinen Abkommen zur Beendigung des Konflikts 
und Aufbau eines stabilen und anhaltenden Friedens, das am 
26. August 2012 in Havanna, Kuba, unterzeichnet wurde, ent¬ 
springen Rechte und Verpflichtungen für die Regierung und die 
FARC-EP. Im Falle des vorgeschlagenen Referendums ignorier¬ 
te die Regierung das Abkommen. Die Regierungsinitiative zu 
einem Referendum war nicht am Verhandlungstisch zwischen 
den Parteien beschlossen worden. Es handelt sich um einen 
einseitigen Vorschlag, den die Regierung dem Kongress zuge¬ 
leitet hat, und der mithin Geist und Buchstabe des Havanna- 
Abkommens verletzt. Unter diesen Bedingungen haben wir kei¬ 
nen Anteil an der Initiative. Weder steht er mit einem Abkom¬ 
men mit der FARC-EP in Verbindung noch verpflichtet er uns. 

3. Die Rechte und Zusagen aus dem im August 2012 in Ha¬ 
vanna Unterzeichneten Abkommen geben wir nicht preis. Die 
bilaterale Entwicklung in Übereinstimmung und Treue zu sei¬ 
nen Inhalten garantiert einen stabilen und anhaltenden Frie¬ 
den. Danach streben wir. Das wünschen und beabsichtigen 


wir. Der Verhandlungslauf geht nicht von Siegern aus noch 
erkennt er welche an. Am Tisch sollte ein gleichberechtigtes 
Verhältnis zwischen den beiden Teilen herrschen. 

4. Frieden kann nicht an Daten gebunden sein oder den Inter¬ 
essen einer Partei folgen. Frieden muss staatliche Politik sein. 

5. Wenn der Zeitpunkt gekommen ist, dass wir zur Dis¬ 
kussion des sechsten Gegenstand der Agenda zu kommen, 
werden wir gemäß unserem Recht auf die Einberufung ei¬ 
ner verfassunggebenden Versammlung als Gegenzeichner 
bestehen. Ihre Bedeutung ist von Experten anerkannt. Wir 
werden diese Initiative diskutieren müssen, aber nicht hinter 
dem Rücken des Volkes, sondern mit einem Aufruf an die 
gesamte Nation, mit allen sozialen Gruppen und dem Kon¬ 
gress der Republik Einigkeit darüber zu erzielen, die Verein¬ 
barungen in Kraft zu setzen, die im Verhandlungslauf erzielt 
wurden, und die auftretenden Meinungsverschiedenheiten 
zu untersuchen, damit die verfassunggebende Versammlung 
damit Schritt halten kann. Die Möglichkeit, einen Verfas¬ 
sungsgeber einzuberufen, wird in der Verfassung behandelt. 
Diese anzuführen, überrascht niemanden. Dies ist jetzt eine 
Notwendigkeit Wir haben in dieser Hinsicht verschiedene 
Aspekte untersucht, um sicherzustellen, dass sie nach An¬ 
nahme des Rufs durch den Volkssouverän das geeignete 
Instrument zur Bestätigung und Legitimierung politischer 
Beteiligung mit den Zielen echter Demokratisierung, eines 
Friedens mit sozialer Gerechtigkeit und nationaler Versöh¬ 
nung werden kann. 


6. Das Abkommen betont: „Der Aufbau des Friedens ist eine 
Angelegenheit der gesamten Gesellschaft, welche unter¬ 
schiedslos die Beteiligung Aller erfordert... “. Dies ist keine 
banale Aussage, denn sie überträgt die Zuständigkeit für den 
Aufbau des Friedens auf die ganze Gesellschaft, den Souve¬ 
rän, das Volk. Keine Partei kann sich eine Macht anmaßen, die 
sich nicht aus dem Abkommenstext herleitet, beispielsweise 
nach Jahren des Kampfes zu erwägen, dass es lediglich einen 
Verursacher gäbe, dass die Geschichte und die Wahrheit über 
die Geschehnisse während vier Generationen des Blutver¬ 
gießens nur von einem der Akteure des Konflikts erzählt und 
bestimmt werden solle oder dass eine der Parteien die Rolle 
des „edlen Kriegers“ annehmen und die Rolle des „schlech¬ 
ten Kriegers“ dem Gegner unterschieben könne. Ein Staat, 
der begonnen hat, seine Verantwortlichkeit als Protagonist 
widerrechtlicher Taten anzuerkennen, die - durch Handeln 
oder Unterlassen - zu Szenen eines brutalen und gnadenlo¬ 
sen Krieges führten, kann auch nicht einseitig rechtliche Rah¬ 
menbedingungen für den Übergang entwerfen und einführen. 

7 . Wir sind in Havanna, um Vorgehensweisen zu vereinba¬ 
ren, die dem Land, dem Volk, der ganzen Nation ein Ende 
des Konfliktes sichern. Es ist wichtig, die Wahrheit über das 
Geschehene zu kennen, und die überarbeitete, verbesserte 
und wieder wirksame Verfassung ist ein Friedensvertrag. 

Friedensdelegation FARC-EP 
Havanna, Kuba, Ort der Friedensgespräche, 
19. September 2013 
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Kämpferische Stimmung 

ManiFiesta - Volksfest der Partei der Arbeit Belgiens 


Provinzwahlen 
in Sri Lanka 

Wichtiges Ergebnis: Friedlicher Verlauf 


154 Organisationen, 2 000 freiwillige 
Helfer/innen, zwölf Podiumsdiskussio¬ 
nen, 25 Konzerte, sieben Botschafter/ 
innen und ein Fest: das Fest der Par¬ 
tei der Arbeit Belgiens, kurz: die Ma¬ 
niFiesta. 

Als Peter Mertens, Vorsitzender der 
Partei der Arbeit Belgiens (PdA), die 
Hauptbühne am Samstagnachmittag 
betrat, konnte er bereits 10 000 Gäste 
begrüßen. Die ManiFiesta, welche am 
21. und 22. September in Bredene aan 
Zee stattfand, wird wesentlich getragen 
von der Parteizeitung „Solidaire“ sowie 
der Organisation „Medicine pour le 
peuple“ (Medizin für das Volk), einer 
Organisation vonÄrzt/innen, Kranken¬ 
pfleger/innen sowie freiwilligen Helfer/ 
innen in ganz Belgien, die einen kosten¬ 
freien Zugang zur Gesundheitsversor¬ 
gung bieten. 

Insgesamt präsentierte sich die ManiFi¬ 
esta nicht nur als überaus gut besuchtes, 
sondern auch hervorragend organisier¬ 
tes, kompaktes Fest. Der Zeitplan war 
eng gestrickt, denn Musik und inhaltli¬ 
ches Programm teilten sich vor allem 
den Samstag. Und egal ob Diskussions¬ 
zelte, Büchermarkt, Kinderdorf, Haupt¬ 
bühne, Infomarkt, Kuba-Zelt oder Ju¬ 
gendbereich - überall war etwas los, 
überall herrschte Besucher/innenan- 
drang. Ein Blick auf die internationa¬ 
len Gäste wiederum zeigte, dass eine 
Reihe von Schwesterparteien der DKP 


den Weg an die belgische Nordseeküste 
gefunden hatten. 

Die hohe Zahl der Gäste wie auch die 
spürbar gute Stimmung auf dem Fest 
sind Ausdruck der wachsenden Stärke 
der Partei der Arbeit Belgiens, die in 
den letzten Jahren nicht nur beträchtli¬ 
chen Mitgliederzuwachs, sondern auch 
eine Reihe von Wahlerfolgen vorwei¬ 
sen kann. Dazu kommt die ebenfalls 
deutlich sichtbare Verankerung der 
Partei in Betrieben und Gewerkschaf¬ 
ten. So war der sozialistische Gewerke¬ 


schaftsdachverband Belgiens auf dem 
Infomarkt unübersehbar und Kolleg/ 
inn/en der Bereiche Metall sowie 
Transport und Kommunikation waren 
neben dem PdA-Vorsitzenden Mer¬ 
tens unter den Hauptredner/innen. In 
einem prall gefüllten Festzelt machten 
sie klar, dass sie nicht bereit sind den 
sozialen Abstieg der Arbeiterklasse 
Belgiens weiter zu akzeptieren. Darin 
waren sie sich mit dem kämpferischen 
Publikum offenbar einig. 

Lars Mörking 


Auf Sri Lanka haben am 21. Septem¬ 
ber Wahlen zu drei Provinzparlamen¬ 
ten stattgefunden. Besonderes Inter¬ 
esse kam dabei der Wahl in der Nord¬ 
provinz zu, wo mehr als vier Jahre nach 
dem Ende des Bürgerkriegs und erst¬ 
mals seit 1987 wieder über eine regio¬ 
nale Regierung abgestimmt wurde. 
Während in der Nordwest- und der 
Zentralprovinz vor allem die Frage 
stand, wie deutlich sich das Regierungs- 
bündnis UPFA (United People’s Free¬ 
dom Alliance) behaupten würde, stand 
in der überwiegend von der tamilischen 
Bevölkerungsminderheit bewohnten 
Nordprovinz mit der Halbinsel Jaff- 
na die Frage, inwieweit die UPFA 
dort überhaupt Rückhalt besitzt, wäh¬ 
rend ein Sieg der ethnisch orientierten 
ITAK (Ilankai Tamil Arasu Kadchi) als 
ausgemacht galt. Offen war allenfalls, 
wie deutlich dieser ausfallen würde und 
wie friedlich er zustande käme. 

In den mehrheitlich von der singhalesi- 
schen Bevölkerungsmehrheit bewohn¬ 
ten Provinzen Nordwest und Central 
entscheiden sich Wahlen traditionell 
zwischen der sozialdemokratisch ge¬ 
führten UPFA und der neoliberalen 
United National Party (UNP). Die KP 
(CPSL) ist Bestandteil der UPFA, wäh¬ 
rend die größere und sich ebenfalls als 
marxistisch verstehende Volksbefrei¬ 
ungsfront JVP, die dieses Bündnis nach 
2005 verlassen hat, eigenständig antrat 
und politisch zur dritten Kraft, zumin¬ 
dest in der singhalesischen Bevölke¬ 
rung, wurde. 2010 unterstützte die ur¬ 
sprünglich maoistische JVP jedoch bei 
den Parlaments- und Präsidentschafts¬ 
wahlen, dort gemeinsam mit der UNP, 
den Ex-General Sarath Fonseka, unter 
dessen Ägide als Oberbefehlshaber die 
militärische Zerschlagung der so ge¬ 
nannten Befreiungstiger von Tamil Ee- 
lam (LTTE) im Mai 2009 gelang, gegen 
den amtierenden Präsidenten Mahinda 
Rajapakse. Fonseka unterlag, wurde an¬ 
geklagt und verschwand für einige Zeit 
in Haft. Er gründete im April 2013 die 
Democratic Party - jetzt wieder ohne 
die JVP. Von Interesse war also auch, 
welche Ergebnisse die JVP und die von 
ihr groß gemachte Democratic Party 
einfahren würden. 

In allen drei Provinzen gibt es zudem 
muslimische Minoritäten, deren politi¬ 
sche Repräsentanz durch den Sri Lan¬ 
ka Muslim Congress (SLMC) gebildet 
wird, während es im Hochland der Cen- 
tral-Provinz eine weitere große tamili- 
sche Minderheit gibt, die sich von jener 
im Norden und Osten der Insel dadurch 
unterscheidet, dass sie historisch nicht 
als indigen gilt. Es handelt sich um die 
Nachfahren der durch die Briten als 
Kontraktarbeiter aus Südindien ver¬ 
brachten Arbeiter auf den - im Beson¬ 
deren - Teeplantagen. Eine lange Zeit 
weitgehend entrechtete Gruppe, ohne 
Wahlrecht und Staatsbürgerschaft. Sie 
finden ihre Vertretung im Ceylon Wor- 
kers Congress (CWC), einem Hybrid 
aus gelber Gewerkschaft und Partei, 
sowie deren etwas linkerer Abspaltung, 
der Up-Country People’s Front. 

Die tatsächlichen Ergebnisse sind nicht 
ermutigend, auch wenn das Bündnis, 
dem die KP angehört, zufrieden sein 
kann. Sie demonstrieren nämlich vor 
allem eines: Auf Sri Lanka funktioniert 
die ethnische Fragmentierung weiter¬ 
hin und sie vermag die antagonistische 
Lage der Klassen zu verschleiern. Nicht 
ohne Schuld der Linken. Denn sowohl 
aus der UPFA als auch der JVP kom¬ 
men zuweilen chauvinistische Töne, de¬ 
nen die KP nicht wirksam entgegentritt. 
Während sich die sozialen Probleme auf 
der Insel weiter verschärfen, kommt es 
weiterhin immer wieder zu Ausschrei¬ 
tungen gegen ethnische Minoritäten, 
wobei diese sich nach der Niederlage 
der LTTE, die lange Zeit den Norden 
und Osten der Insel kontrollierte, in 
Richtung der Muslime verschieben. 

In der Nordprovinz siegte mit 
78,48 Prozent die ITAK, weit vor der 
UPFA (18,38%) und dem SLMC mit 
1,5 Prozent, was jedoch durch das rela¬ 
tiv gute Ergebnis auf Mannar noch zu 


einem Sitz im Provinzparlament reicht. 
Erstaunlich: Die UNP versank mit 
0,68 Prozent in der Bedeutungslosig¬ 
keit. Dass es die Democratic Party noch 
schlimmer erwischte, war vorhersehbar. 
Fonseka hat dort keinen guten Ruf. 
Anders in den anderen beiden Provin¬ 
zen. Hier gelang es der DP sich als dritte 
Kraft hinter UPFA und UNP zu etab¬ 
lieren und die JVP zu verdrängen, für 
die es lediglich in der Nordwest-Pro¬ 
vinz gerade noch für einen Sitz reich¬ 
te. Nun waren beide Provinzen nicht 
gerade deren Hochburgen, die liegen 
im Süden und Westen der Insel, gleich¬ 
wohl ist ein signifikanter Verlust fest¬ 
stellbar. Sie erreichte im NW gerade 
noch 1,85 und im Hochland sogar nur 
1,17 Prozent, während die DP es dort 
auf 3,8 Prozent und zwei Sitze brachte 
und in NW mit 4,34 Prozent drei Sitze 
erzielte. Als ernsthafte dritte Kraft in 
diesen Provinzen können damit beide 
Parteien nicht gelten. 

Für jeweils einen Sitz reichte es auch für 
den SLMC mit 2,62 (NW) und 1,49 Pro¬ 
zent (Central). Allerdings sind beide 
Provinzen keine muslimischen Sied¬ 
lungsschwerpunkte. Anders bei den 
Hochlandtamilen. Der CWC errang mit 
2,46 Prozent zwei Mandate und die Up- 
Country People’s Front mit 2,09 Pro¬ 
zent eines. Dabei zeigte sich, dass beide 
Parteien vor allem lokalen Bezug ha¬ 
ben. Während die Stimmen des CWC 
aus den etwas städtischeren Distrikten 
Kandy und Matale kamen, punktete die 
Up-Country PF nur in einem Distrikt, 
der Hochlandregion um Nuwara Eliya, 
in der viel teurer Tee produziert wird. 
Für die Tröge der Macht reichte das al¬ 
les nicht. Dies entschieden wie immer 
UPFA und UNP. Und das ziemlich 
deutlich. 

Die UNP verlor in fast allen Wahl¬ 
kreisen außer Mahanuwara (die Stadt 
Kandy in der Zentral-Provinz) wo sie 
sich mit 44,8 Prozent gegen die UPFA 
durchsetzte, die hier nur 40,83 Prozent 
erreichte. Ein für die UNP schlechtes 
Ergebnis, denn die größeren Städte 
fallen meist eher an sie, während die 
UPFA das Land beherrscht. Ähnlich 
auch dieses Mal, in den Städten hatte 
die UNP noch die besseren Ergebnisse 
im Verhältnis zum Gesamtergebnis. Ins¬ 
gesamt verlor sie aber beide Provinzen 
deutlich. In der Zentral-Provinz kam 
sie auf lediglich 27,79 Prozent, während 
die UPFA 60,16 Prozent erzielte, und 
in der Nordwest-Provinz kam es noch 
härter. Hier stand es am Ende 24,21 zu 
66,43 Prozent zuungunsten der UNP. 
Einfach betrachtet ein schönes Ergeb¬ 
nis aus linker Sicht: Sozis zusammen mit 
„Genossen“ gewinnen gegen konserva¬ 
tiv-neoliberal. 

Es bleibt aber, neben einer starken 
Zersplitterung der marxistischen Lin¬ 
ken, eine Fragmentierung nach ethni¬ 
schen Gesichtspunkten, also zwischen 
den „Völkern“, die tatsächliche Herr¬ 
schaftsverhältnisse nicht nur verschlei¬ 
ert, sondern letztlich ihre Fortsetzung 
ermöglicht. Es bleibt auch eine Frag¬ 
mentierung zwischen Stadt und Land. 
Und auch der eigene Sieg ist keiner. 
Eine revolutionäre Umgestaltung ist 
nicht angestrebt, allenfalls etwas mehr 
Verteilungsgerechtigkeit. Und die ge¬ 
genwärtige Regierung, der mehrere 
Familienangehörige des Präsidenten 
angehören, versteht in Teilen den Re¬ 
gierungsauftrag dahingehend, mit den 
Pfründen der Macht Patronatssysteme 
aufrecht zu erhalten, selbst Privilegien 
zu nutzen, agiert in Teilen offen singha- 
lesisch-chauvinistisch und kommt mit 
Moraldiktaten daher, während es zu 
keiner echten Demilitarisierung oder 
einem Rückbau des exzessiven Sicher¬ 
heitsapparates kommt, während die 
Lasten für die Bevölkerung, sei sie sin- 
ghalesisch, tamilisch oder muslimisch, 
ständig wachsen. Eine „Volksregie¬ 
rung“ ist das trotz des Namens nicht. 
Eine Revolution ist allerdings auch 
nicht in Sicht. 

Eines dürfte alle Beteiligten dennoch 
gefreut haben: Die Wahl verlief - auch 
im Norden - relativ friedlich. AF 



PdA-Vorsitznder Peter Mertens eröffnete die „ManiFiesta“ 


Demokratie der 16 Prozent 

Volksabstimmungen in der Schweiz 


Auch die Schweiz rief am 22. Septem¬ 
ber zu den Urnen. Über landesweite 
und kantonale Initiativen wurde abge¬ 
stimmt. Doch die direkte Demokratie 
ermöglicht bei niedrigsten Wahlbetei¬ 
ligungen immer neue Angriffe auf die 
Arbeiterschaft. Zumindest die Wehr¬ 
pflicht konnte verteidigt werden - ge¬ 
gen „links“. 

Die Schweiz wählt den österreichischen 
Weg: Bei der Abstimmung über die eid¬ 
genössische Volksinitiative „Ja zur Auf¬ 
hebung der Wehrpflicht“ votierte eine 
wuchtige Mehrheit für die Beibehal¬ 
tung der Wehrpflicht. Ganze 73 Pro¬ 
zent der Abstimmenden verwarfen die 
Initiative, die mit der Abschaffung der 
Wehrpflicht ein „freiwilliges Milizheer“ 
für die Schweiz gefordert hatte. 

Im Januar diesen Jahres erzielte ein 
ähnlich gelagertes Referendum über 
den Umbau der Armee in Österreich 
das selbe Resultat. 

Die Wehrpflicht-Initiative war von 
links-utopistischen Gruppen voran¬ 
getrieben worden. Die Gruppe für 
eine Schweiz ohne Armee (GSoA) 
war federführend, im Nach trab folg¬ 
ten ihr die Jungsozialistlnnen und die 
Jungen Grünen. Im Abstimmungs¬ 
kampf verwiesen sie auf den Zwang, 
den die Wehrpflicht gegenüber jungen 
Männern bedeutet („Nicht alle haben 
Zeit, Krieg zu spielen“) sowie auf die 
festgefügten Rollenbilder, die sie re¬ 
präsentiere. Andererseits wurde die 
Notwendigkeit betont, die Armee an 
die Bedürfnisse des 21. Jahrhunderts 
anzupassen. Eine Wehrpflichtigenar¬ 
mee sei nicht mehr zeitgemäß. Vom 
Ziel der Abschaffung der Armee nah¬ 
men die Initianten explizit Abstand; 
die Aufhebung der Wehrpflicht stehe 
in keiner Verbindung zum Ende der 
Armee. Entsprechend konnten sie ihr 
kleinbürgerlich-pazifistisches Klien¬ 
tel nur unterdurchschnittlich mobili¬ 
sieren. 

Hingegen eroberten sich rechtsbürger¬ 
liche Parteien vergleichsweise einfach 
die Meinungshoheit um die Armeefra¬ 
ge. Mit einer nationalistisch geprägten 
Kampagne - „Schweiz schwächen? 
Nein zur Unsicherheits-Initiative“ - 
dominierten die Rechtsaußen-Par¬ 
tei SVP, die schweizerische FDP und 
die „Mitte“-Parteien CVP und EVP 
sowohl Plakat- wie auch Inseratplät¬ 
ze. Sie machten den Wehrpflicht-Ent¬ 
scheid zur Grundsatzfrage über die 
Armee und deuten nun die Niederla¬ 
ge der GSoA als Bejahung der Armee. 


Auch Gruppen wie die Kommunisti¬ 
sche Jugend Zürichs (KJZ) widerspra¬ 
chen der Aufhebung der Armee. Sie 
verwiesen darauf, dass die Aufhebung 
der Wehrpflicht nur dem reaktionä¬ 
ren Umbau der Armee zum Profiheer 
dient. Im Diskurs um die Wehrpflicht 
wurde Deutschland zum Thema: Ko¬ 
operationsvereinbarungen von Schu¬ 
len mit dem Militär und Plakat- sowie 
Inseratkampagnen der Bundeswehr für 
die Werbung neuer Rekruten seit der 
„Aussetzung“ der Wehrpflicht dienten 
als Beispiel gegen die Initiative. So hieß 
es aus kommunistischen Kreisen, dass 
ein Ende der Wehrpflicht nicht weni¬ 
ger, sondern mehr Militarismus bedeu¬ 
te. 

Die Schweizer Armee umfasst momen¬ 
tan etwa 100 000 Soldaten. Umgerech¬ 
net auf die Bevölkerung hält sich das 
kleine Berge- und Bankenland damit 
eine der größten Armeen Europas. 
Auch die Militärausgaben stiegen in 
den vergangenen Jahren stetig, von 3,9 
Milliarden Franken 2011 auf 4,5 Mil¬ 
liarden 2013 und prognostizierten 4,7 
Milliarden im Jahr 2015. 

Ein Schlag gegen die Arbeitenden ge¬ 
lang dem Bürgertum an anderer Stel¬ 
le. Eine Änderung des Arbeitsgesetzes 
wurde mit 55,8 Prozent der Stimmen 
entschieden. Nun dürfen Schweizer 
Tankstellenshops ihr gesamtes Sorti¬ 
ment rund um die Uhr verkaufen. 

Was auf den ersten Blick harmlos 
wirkt, ist eine versteckte Arbeitszeit¬ 
verlängerung. Der Kern des neuen Ar¬ 
beitsgesetzes ist die „Liberalisierung“ 
der Arbeitszeiten. Mit den Tankstel¬ 
lenshops wurde nun ein Präzedenzfall 
geschaffen, der den 24-Stunden-Ar- 
beitstag möglich macht. Der Schwei¬ 
zerische Gewerkschaftsbund spricht 
von einem „Dammbruch“. Tatsächlich 
enthüllte die Gewerkschaftszeitung 
„work“ dass Dutzende neue Tankstel¬ 
lenshops gegründet werden sollen. Im 
Nationalrat werden bereits Forderun¬ 
gen nach Angleichung des normalen 
Einzelhandels mit den Tankstellen¬ 
shops laut - aus Wettbewerbsgründen. 
So soll die Ausweitung der Arbeitszei¬ 
ten erreicht werden, die in bisherigen 
Abstimmungen regelmäßig abgelehnt 
wurde. 

Diesen Sieg errang das Bürgertum 
durch eine Desinformationskampag¬ 
ne. Bundesrat und bürgerliche Partei¬ 
en gingen Hand in Hand mit der Ar¬ 
gumentation, es handele sich nur um 
die Änderung des Sortiments weniger 


Tankstellenshops. Trickreich war auch 
die millionenteure Werbekampagne 
„Bratwürste legalisieren!“ 

Bereits jetzt sind die Arbeitsbedingun¬ 
gen im Einzelhandel prekär. Die Bran¬ 
che kennt Löhne weit unterhalb des 
Schweizer Durchschnitts und auffällig 
lange Arbeitszeiten. Sie ist geprägt von 
einer zunehmenden Monopolisierung 
und einem erschreckend schwachen 
gewerkschaftlichen Organisationsgrad, 
etwa 5 Prozent. Allerdings kam es letzt¬ 
hin zu mehreren Arbeitskämpfen, etwa 
einem elftägigen Streik in einem Spar- 
Tankstellenshop in Dättwil. 

Zwei kantonale Initiativen verdeut¬ 
lichen die rassistischen Tendenzen 
der Schweiz. In Zürich wurde über 
die Initiative „Für mehr Demokratie“ 
abgestimmt, im Tessin über ein Bur- 
ka-Verbot. Die Zürcher Demokratie- 
Initiative, vorangetrieben von der So¬ 
zialdemokratie, forderte ein schnelleres 
Stimmrecht für Migrantlnnen auf Ge¬ 
meindeebene. Sie wurde mit 75 Prozent 
verworfen. 

Die Burka-Initiative befördert hinge¬ 
gen antimuslimische Ressentiments. 
Sie erhielt eine Unterstützung von 
65,4 Prozent der abgegebenen Stim¬ 
men. Damit steht sie in der Tradition 
des Minarett-Verbots und der ebenfalls 
angenommenen „Ausschaffungs-Initia- 
tive“ die die Ausweisung „krimineller 
Ausländer“ forderte. 

Die Beteiligung an den Abstimmun¬ 
gen war gewohnt niedrig. Bei den 
schweizweiten Abstimmungen gaben 
nur 46 Prozent der Stimmberechtigten 
ihr Votum ab. Doch diese Zahl ist nicht 
aussagekräftig. Von den etwa 8 Millio¬ 
nen Einwohnern und Einwohnerinnen 
der Schweiz sind lediglich 5,1 Millionen 
stimmberechtigt, also etwa 63 Prozent 
der Bevölkerung. Gerade die schlecht¬ 
gestellten Schichten der Arbeiterklas¬ 
se, die Pflegearbeit verrichten, im Ein¬ 
zelhandel oder auf dem Bau arbeiten, 
sind weitgehend ausgeschlossen: als 
Migrantlnnen haben sie kein Stimm¬ 
recht. 

Betrachtet man die Abstimmung über 
die Arbeitszeiten im Einzelhandel, er¬ 
gibt sich folgendes Bild: 55 Prozent von 
46 Prozent der Stimmberechtigten, die 
selbst keine zwei Drittel der Bevöl¬ 
kerung darstellen, wollen längere Ar¬ 
beitszeiten. Im Effekt: Etwa 16 Prozent 
der Bevölkerung bestimmen über die 
Gesellschaft. So sieht die direkte De¬ 
mokratie der Schweiz aus. 

JohannesSupe 
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Gastkolumne von Klaus Wagener 


Es hätte kaum schlechter 
kommen können 


Nachdem das „WIR“ nun doch nicht 
gewonnen hat und Frau Merkel mit 
Hilfe von rosa oder olivgrün wohl 
weiterhin Kanzlerin von Deutschland 
sein wird - lag der einzige Lichtblick 
des Sonntagabends in den, sagen wir 
es freundlich, betretenen Mienen je¬ 
ner Leute, die sich anmaßenderwei¬ 
se Partei der Freiheit nennen - hier 
nun ein paar Bemerkungen zu den 
geschobenen Rechnungen, die nun, 
da die Lila-Laune-Bären abgeräumt 
werden, wieder auf den Tisch kom¬ 
men werden. 

Die Krise war in diesem Wahlkampf 
seltsam unpopulär. Drei Autosugges¬ 
tionen der Bundesregierung, von den 
Gebetsmühlen der Großmedien bis 
zum Überdruss heraus getrötet, reich¬ 
ten für das Unternehmen Wiederwahl 
völlig hin: „Deutschland geht es gut“ 
und „Angela Merkel ist die beliebtes¬ 
te Bundeskanzlerin aller Zeiten“ und 
„Drei Viertel der Deutschen sind mit 
ihrer persönlichen wirtschaftlichen 
Lage zufrieden“. Die Demoskopen, 
die Herrscher über die Statistiken, 
und wichtiger noch, über die Fra¬ 
gen, verwandelten die Phantasie in 
Wirklichkeit und die Wirklichkeit in 
Phantasie. Seif Fullfilling Prophecy als 
Wahlkampf-Konzept. Den Rest be¬ 
sorgte der „Pfundskerl“ Steinbrück. 
Was wird also bleiben nach diesem 
„Demokratischen Hochamt“? Der 
Krieg, in Syrien und wo auch immer 
Freedom and Democracy herbei ge¬ 
bombt und geschossen werden. Die 
Armut und der Hunger, denen mehr 
als eine Milliarde Menschen preisge¬ 
geben sind. Die Arbeitslosigkeit, die 
momentan streng auf Wachstumskurs 
ist und selbst nach ILO-Kriterien die 
200-Millionen-Grenze durchschlagen 
hat. Und natürlich die globale Über¬ 
wachung von allem und jedem. 

Nicht unser Problem. „Deutschland 
geht es gut“, verkündet die Kanzlerin. 
Bekanntlich nicht allen. Die rosaoliv¬ 
grünschwarzgelbe Agenda-Politik hat 
die Zwei-Drittel-Gesellschaft durch¬ 
gesetzt. Die reiche Exportmaschine 
Deutschland wird durch Hungerlohn 
und Zwangsarbeit geschmiert. Und je 
ärmer, umso sinnloser erscheint die 
Stimmabgabe. Ein Drittel ist auch an 
der Urne draußen. Die Zustimmung 
zur Arbeit des US-Kongresses pen¬ 
delte laut Gallup in den letzten Jah¬ 
ren zwischen 10 und 20 Prozent. Von 
Amerika lernen ... 


Die größte Ökonomie der Welt steht, 
bei überbordendem Reichtum, wie¬ 
der einmal kurz vor dem Offenba¬ 
rungseid. Das 16,7 Bio.-Dollar-Limit 
ist erreicht. Die Republikaner neh¬ 
men das Land in Geiselhaft um neue 
Sparbeschlüsse durchzudrücken. Wo? 
Beispielsweise bei den Suppenkü¬ 
chen. 40 Mrd. Dollar sollen die in den 
nächsten 10 Jahren sparen. 46,5 Mio. 
Menschen leben laut US Census Bu¬ 
reau unter der Armutsgrenze. 

Um die Konjunktur nicht vollständig 
absaufen zu lassen, flutet die US-Zen- 
tralbank (Fed) den Finanzmarkt mit 
monatlich 85 Mrd. Dollar. Der Erfolg 
ist (außerhalb der Konten der Finanz¬ 
jongleure) lausig, aber es ist das ein¬ 
zig Expansive, was angesichts des 
Spardiktates bleibt. Schon zweimal 
hat die Fed versucht den Fuß vom 
Gas zu nehmen. Und zweimal wur¬ 
den schon die Ankündigungen zum 
Desaster. 

Und bleiben wird selbstverständlich 
die europäische Katastrophe. Die 
Merkel-Regierung - „Mutti“ - hat 
dafür gesorgt, dass Millionen in Ar¬ 
mut und Verzweiflung gestürzt wur¬ 
den, nur um der Spekulation den 
Arsch zu retten. Dafür, dass der Hun¬ 
ger und der Zusammenbruch staat¬ 
licher Infrastruktur - selbst der me¬ 
dizinischen - endlich auch wieder in 
Europa zurück sind. Und sie steht für 
die Perspektivlosigkeit einer ganzen 
Jugendgeneration, die sich dem ver¬ 
nichtenden Urteil gegenüber sieht, 
nicht gebraucht zu werden. Nach den 
militärischen Bemühungen im letzten 
Jahrhundert nun die Verwüstung mit 
den Mitteln der Finanzindustrie. 

So wie die Armut und die Arbeits¬ 
losigkeit wachsen, so wachsen auch 
die Schulden. Je weiter die Berlin¬ 
gesteuerte Troika die Austeritätsga- 
rotte anzieht, umso weniger werden 
die Strangulierten in der Lage sein, 
sich jemals aus der Schulden- und 
Euro-Falle zu befreien. Wenn es ein 
Konzept gibt, Deutschland mit einem 
Glacis „gescheiterter“ und abhängi¬ 
ger Staaten, mit einem unerschöpfli¬ 
chen Reservoir billiger Arbeitskräfte 
zu umgeben, so ist das Wahlergebnis 
des letzten Sonntag ein Meilenstein 
auf diesem Weg: Weiter so! Für die 
arbeitenden Menschen in Europa 
hätte es kaum schlechter kommen 
können. 
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Ein Wahlsieg für die Banken und Konzerne 

Einschätzungen des DKP-Vorsitzenden Patrik Köbele zum Ausgang der Bundestagswahlen 


Was die herrschenden Medien seit Mo¬ 
naten in ihrer Berichterstattung vor¬ 
weggenommen haben, ist bei den gest¬ 
rigen Bundestagswahlen eingetreten: 
CDU/CSU sind deutliche Wahlsieger - 
unter anderem auf Kosten der FDP, die 
nicht mehr im Bundestag vertreten ist. 
Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele 
schätzt dazu ein: „Egal welche Koali¬ 
tion die Unionsparteien eingehen wer¬ 
den - für die Menschen hierzulande 
wird sich nicht viel ändern: Die Kriegs¬ 
einsätze der Bundeswehr werden wei¬ 
tergehen. Der nächste EU-Rettungs- 
schirm für Banken wird verabschiedet 
werden. Und der nächste Sozialraub¬ 
zug wird in Angriff genommen werden, 
um die führende Position deutscher 
Banken und Konzerne in der EU auf 
dem Rücken der Lohnabhängigen hier¬ 
zulande und in Europa auszubauen. In 
diesem Sinne ist das Ergebnis ein Wahl¬ 
sieg für die Banken und Konzerne.“ 
Die Ergebnisse der Bundestagswahlen 
spiegeln - wenn auch verzerrt - den 
Bewusstseinsstand der arbeitenden 
Bevölkerung unter den momentanen 
Kräfteverhältnissen wieder. Dass auch 
große Teile der Arbeiterklasse den Par¬ 
teien ihre Stimme gegeben haben, die 
für Kriegspolitik, Sozial- und Demo¬ 
kratieabbau stehen, ist ein Ausdruck 
ihres derzeitigen Bewusstseinsstandes: 
Die Propaganda, dass „Deutschland“ 
im Gegensatz zu anderen Ländern in 
der EU gut dastehe, habe laut Köbele 



gegriffen - auch aufgrund der gezielt 
geschürten Ängste vor einem sozialen 
Abstieg. Der DKP-Vorsitzende weist 
aber gleichzeitig darauf hin, dabei Wi¬ 
dersprüchlichkeiten im Blick zu be¬ 
halten: „Wenn einerseits die Unions¬ 
parteien die Wahl gewinnen, anderer¬ 
seits aber laut Infratest selbst 74 % der 
CDU-Wähler für einen gesetzlichen 
Mindestlohn sind, weist das deutlich 
auf die Risse im Wählerspektrum der 
Unionsparteien entlang von Klassen¬ 
fragen hin.“ In diesem Sinne müsse es 
bei den kommenden außerparlamenta¬ 
rischen Kämpfen - aber auch bei den 
Wahlkämpfen 2014 - darum gehen, an 
den unmittelbaren Interessen der ar¬ 
beitenden Klasse anzusetzen, um die 
nächsten Angriffe des Kapitals mög¬ 
lichst geschlossen abzuwehren. Der 


Einzug der Partei „Die Linke“ in den 
Bundestag könne hierzu einen Beitrag 
leisten. 

Nicht zuletzt mit Blick auf das gute Ab¬ 
schneiden der reaktionären Kraft „Al¬ 
ternative für Deutschland“ begrüßte 
Köbele nochmals den Beschluss des 
DKP-Parteivorstandes, zu den EU- 
Wahlen 2014 anzutreten: „Wenn eine 
Partei aus dem Stand fast 5 % erhält, 
die nationalistische und rassistische 
Stimmungen bedient, ist es notwendi¬ 
ger denn je, dass eine kommunistische 
Partei kandidiert, die ihr NEIN zur EU 
der Banken und Konzerne mit einen 
NEIN zu Rassismus und Nationalismus 
verbindet. Denn eines ist klar: Wider¬ 
stand gegen die EU hat nur Aussicht 
auf Erfolg, wenn die Lohnabhängigen 
in Deutschland den Schulterschluss mit 
den Lohnabhängigen in den Ländern 
suchen, die durch die Spardiktate der 
EU-Troika in massive Armut getrieben 
werden.“ 

Ausdrücklich bedankte sich Patrik 
Köbele bei den fünf Direktkandida¬ 
tinnen und -kandidaten der DKP, die 
in Heidenheim, Brandenburg und Ber¬ 
lin angetreten sind, aber auch den Ge¬ 
nossinnen und Genossinnen, die den 
Wahlkampf engagiert unterstützten. 
Sie hätten einen Beitrag dazu geleis¬ 
tet, dass die Losung „Wählt den Weg 
des Widerstandes!“ sich auf den Wahl¬ 
zetteln manifestiert habe. Diesen Weg 
gelte es weiterzugehen. mg 


Gregor Gysi zum Ausgang der Bundestagswahl 



Für DIE LINKE ist es ein historisches 
Ergebnis: Dass wir drittstärkste politi¬ 
sche Kraft in Deutschland geworden 
sind, markiert einen Akzeptanzge¬ 
winn, der 1990 undenkbar schien. Wir 
haben uns mit vereinten Kräften das 
Vertrauen zurückerkämpft, dass wir 
zwischenzeitlich im Laufe der vergan¬ 
genen vier Jahre selbst verspielt hat¬ 
ten. Das ist ein Verdienst der ganzen 
Partei, besonders aber der beiden Par¬ 
teivorsitzenden. 

DIE LINKE ist aus der deutschen Po¬ 
litik nicht mehr wegzudenken und erst 
recht nicht mehr wegzukriegen. Mit 
dieser Wahl hat sich das Land endgül¬ 
tig europäisch normalisiert. 

Mit 32 in den westdeutschen und 32 in 
den ostdeutschen Ländern gewählten 
Abgeordneten, mit 36 Frauen und 28 
Männern haben wir eine wunderbare 
Mischung in der neuen Fraktion, die 
wir jetzt politisch produktiv machen 
werden. 

Wir werden uns sofort an die Arbeit 
machen und unsere Vorschläge für ei¬ 
nen Politik Wechsel in Deutschland in 
parlamentarische Initiativen gießen, 
über die der Bundestag dann noch in 
diesem Jahr entscheiden soll: Mindest¬ 
lohn, staatliche Strompreisaufsicht, 
Mietpreisbremse, Equal Pay in der 
Leiharbeit, Vermögensteuer. 


Denn - und das gerät angesichts der 
Zahlen für die Union bisher zu sehr 
aus dem Blick: Angela Merkel hat 
zwar ein sehr gutes Wahlergebnis er¬ 
zielt, aber sie hat eben keine Mehrheit 
für eine Fortsetzung ihrer Politik. Rot- 
Rot-Grün hat die Mehrheit, wenn SPD 
und Grüne ihre Wahlprogramme ernst 
meinen. Unsere Initiativen im Bundes¬ 
tag in den ersten Wochen werden für 
sie zur Probe aufs Exempel werden. 
Die Wahl hat gezeigt, dass man einen 
Politikwechsel nur dann glaubwür¬ 


dig gegenüber den Wählerinnen und 
Wählern vertreten kann, wenn man 
die politischen Realitäten und die po¬ 
litischen Mehrheiten dafür akzeptiert 
und offensiv nutzt, statt sich in Aus- 
schließeritis zu üben und Türen für 
eine andere Politik zuzumachen. Ich 
bin sicher, dass es dies in dieser Form 
zum letzten Mal gegeben hat. 

Für diese Erkenntnis kann man auch 
einen Blick nach Hessen werfen, dass 
ja schon häufig in den letzten Jahr¬ 
zehnten Labor für politische Neue¬ 


rungen in Deutschland war. Dort hat 
DIE LINKE letztlich die Fortsetzung 
von Schwarz-Gelb verhindert, Rot- 
Grün hatte dazu nicht die Kraft. Hes¬ 
sen zeigt auch, dass DIE LINKE im 
Westen auch in Flächenländern Wah¬ 
len gewinnen kann. Wir müssen die 
nächsten Jahre nutzen, um die Partei 
im Westen breiter in der Gesellschaft 
zu verankern. 

Es ist an der Zeit, den Wählerwillen 
und die politischen Mehrheiten Ernst 
zu nehmen, so wie sie die Wählerin¬ 
nen und Wähler bestimmt haben. DIE 
LINKE steht für einen Politikwech¬ 
sel hin zu mehr sozialer Gerechtig¬ 
keit, friedlicher Außenpolitik, mehr 
demokratischen Mitwirkungsmög¬ 
lichkeiten und unsere Türen für sol¬ 
che Gespräche waren und sind offen. 
Und wenn nicht heute, wird die SPD 
spätestens bei den Landtagswahlen 
im nächsten Jahr in Thüringen, Sach¬ 
sen und Brandenburg zeigen müssen, 
ob sie bereit ist, einen anderen Weg 
zu gehen. 

Ein Wort noch zur Abwahl der FDP: 
Dies ist ein historischer Vorgang, der 
letztlich die Konsequenz daraus ist, 
dass die FDP-Führung den politi¬ 
schen Liberalismus aufgegeben hat. 
Der Wirtschaftsliberalismus allein 
trägt nicht, sich als Anhängsel der Uni¬ 
on zu präsentieren auch nicht. Da wir 
selbst schon ähnlich bittere Stunden 
durchgemacht haben, verbietet sich 
jede Häme. Es wird schwer für die 


FDP, einen Ausweg aus dieser tiefen 
Krise zu finden. 

Ich bin froh, dass die AfD nicht in 
den Bundestag gewählt wurde. Hin¬ 
ter der professoralen Altherren- 
Fassade tummelt sich ein gruseliger 
Rechtspopulismus, Nationalchauvi- 
nismus und ein merkwürdiges De¬ 
mokratieverständnis. Die Kanzlerin 
sollte das Abschneiden der AfD den¬ 
noch als Warnsignal gegenüber ihrer 
falschen Euro-Rettungspolitik verste¬ 
hen und begreifen, dass die Rettung 
von Banken, Aktionären, Hedgefonds 
bei gleichzeitigen massiven Sozialkür¬ 
zungen die europäische Idee in einem 
Maße zerstört, dass eben derartige 
antieuropäische Parteien Raum ge¬ 
winnen können. 

Ich möchte unseren Wählerinnen und 
Wählern für ihr Vertrauen danken, 
das viele mir gegenüber auch sehr di¬ 
rekt geäußert haben. Ich möchte den 
vielen selbstlosen Wahlkämpferinnen 
und Wahlkämpfern danken, die mit ih¬ 
rer engagierten Arbeit dafür gesorgt 
haben, dass wir einen leidenschaftli¬ 
chen Wahlkampf geführt und wichtige 
Wahlziele erreicht haben. Nun geht es 
mit der gleichen Leidenschaft an die 
Arbeit. DIE LINKE tut Deutschland 
gut, dem Frieden, der sozialen Gerech¬ 
tigkeit, der Demokratie und der deut¬ 
schen Einheit. Das soll und wird auch 
so bleiben. 

linksfraktion.de, 23. September 2013 
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1938: Münchener Abkommen 

Verhöhnung des Selbstbestimmungsrechts der Völker und nächster Schritt zum Krieg 


A m 30. September 1938 - vor 
75 Jahren - wurde das Münche¬ 
ner Abkommen geschlossen, mit 
dem das so genannte Sudetenland an 
das faschistische Deutsche Reich an¬ 
geschlossen wurde und der tschecho¬ 
slowakischen Republik der Todesstoß 
versetzt wurde. 


Nach dem Anschluss Österreichs am 
13. März 1938 bereitete sich die Hitler¬ 
regierung verstärkt auf eine Eroberung 
der Tschechoslowakei vor. Truppen 
wurden an der Grenze konzentriert, 
um die Prager Regierung unter Druck 
zu setzen. Die junge tschechoslowaki¬ 
schen Republik hatte von Beginn an 
mit den Folgen des ersten Weltkrie¬ 
ges zu kämpfen. Aus dem zerfallenen 
habsburgischen Besitztümern Böhmen, 
Mähren und Galizien entstanden, leb¬ 
ten auf dem neuen Staatsterritorium 
neben Tschechen und Slowaken eine 
starke deutschsprachige Minderheit 
(von den Hitlerfaschisten als „Sudeten¬ 
deutsche“ bezeichnet), sowie Ungarn, 
Polen und Ukrainer. Die Hauptmetho¬ 
de der Faschisten zur inneren Aufwei¬ 
chung des tschechoslowakischen Staa¬ 
tes bestand darin, die deutschsprachi¬ 
ge Minderheit aufzuputschen und den 
nationalen Hader anzustacheln. Dazu 
förderten sie den Aufbau der Sudeten¬ 
deutschen Partei unter dem Faschisten 
Konrad Henlein, die mit einer „Heim- 
ins-Reich“-Propaganda und zahlrei¬ 
chen terroristischen Aktionen den 
tschechoslowakischen Staat schwächen 
und Stimmung in Deutschland für ein 
gewaltsames Eingreifen der Hitlerre¬ 
gierung machen sollte. Ziel der Hitler¬ 


faschisten war es, die gesamte Tsche¬ 
choslowakei dem Deutschen Reich ein¬ 
zuverleiben. 

Nominell waren Frankreich und Groß¬ 
britannien Verbündete der Tschecho¬ 
slowakei. Tatsächlich verfolgten sie je¬ 
doch mit ihrer „Appeasement-Politik“ 
andere Ziele. Am 15. September 1938 


traf sich der britische Premierminister 
Chamberlain mit Hitler auf dem Ober¬ 
salzberg und erklärte sich bereit, dessen 
Forderungen auf die sudetendeutschen 
Gebiete durchzusetzen. Im Gegensatz 
zu den Westmächten stand die Sowje¬ 
tunion treu zur Tschechoslowakei. In 
einem Vertrag vom 20. September 1938 
versicherte sie der Tschechoslowakei 
bei einem Überfall Hitlerdeutschlands 
militärische Hilfe zu leisten, wenn die 
Prager Regierung um sowjetische Hilfe 
ersuchen werde. 

Ein militärischer Überfall war jedoch 
für die Hitlerfaschisten nicht notwen¬ 
dig. Am 29. September 1938 trafen sich 
Chamberlain, Daladier (Frankreich), 
Hitler und Mussolini (Italien) zu Be¬ 
sprechungen in München in deren 
Verlauf das Münchener Abkommen 
zustande kam. Über das Schicksal der 
Tschechoslowakei wurde ohne Ver¬ 
treter der tschechoslowakischen Re¬ 
gierung entschieden. Hitler selbst be¬ 
dauerte später, dass er den Krieg nicht 
schon 1938 begonnen habe: „Aber ich 
konnte nichts machen, da die Englän¬ 
der und Franzosen in München alle 
meine Forderungen akzeptierten“. 

In dem Münchener Abkommen wurde 
die Tschechoslowakei gezwungen, die 
Sudetengebiete an das Deutsche Reich 


abzutreten - mitsamt aller industriellen 
sowie militärischen Anlagen, die nach 
dem ersten Weltkrieg zum Schutz vor 
einer erneuten deutschen Aggressi¬ 
on errichtet worden waren. Polnische 
und ungarische Gebietsforderungen 
wurden ebenfalls erfüllt. Am 1. Okto¬ 
ber 1938 marschierte die faschistische 
Wehrmacht in die Sudetengebiete ein. 
Die faschistische deutsche Propa¬ 
ganda verbreitete ebenso wie die 
„Befriedungs“-Politiker in Frankreich 
und Großbritannien die Fegende, das 
Münchener Abkommen habe den Frie¬ 
den in Europa gerettet. Tatsächlich 
haben die herrschenden Kreise der 
Westmächte mit ihrer Beteiligung am 
Abkommen die Interessen des tsche¬ 
choslowakischen Volkes verraten - ent¬ 
gegen aller vorher geschlossenen Frie¬ 
dens- und Beistandsbekundungen. 

Mit dem Münchener Abkommen wur¬ 
de die deutsche faschistische Gier nach 
„Febensraum im Osten“ keineswegs 
gebremst: Am 15. März 1939 annek¬ 
tierte Hitlerdeutschland das restliche 
tschechische Territorium und errichtete 
das so genannte Protektorat Böhmen 
und Mähren, sowie einen slowakisch 
faschistischen Marionettenstaat. Un¬ 
mittelbar nach der Annexion wurden 
Antifaschistinnen, Juden und Jüdin¬ 
nen, Sinti und Roma verfolgt und in die 
Konzentrationslager verschleppt. Die 
tschechoslowakische Regierung unter 
Edvard Benes ging nach Fondon ins 
Exil und wandte sich aber in der Folge¬ 
zeit, von den Westalliierten enttäuscht, 
der Sowjetunion zu. 

Nach der Tschechoslowakei standen 
im Osten Polen und schließlich die So¬ 
wjetunion auf der Fiste der deutschen 
Faschisten. Mit dem Münchener Ab¬ 
kommen hatten die Westmächte den 


„Deutsches Volk! München war 
eine Verhöhnung des Selbstbestim¬ 
mungsrechts der Völker. Die Tsche¬ 
choslowakei war von der Entschei¬ 
dung überihreigenesGeschickaus- 
geschaltet. Und Hitler hat das Diktat 
zu Unterdrückung von einer Million 
Tschechen, zur Unterdrückung vieler 
rein tschechischer Orte ausnützen 
können. Nein, der Münchener im¬ 
perialistische Kuhhandel entspricht 
ebenso wenig der Sehnsucht unse¬ 
res deutschen Volkes nach einem 
wirklichen und dauerhaften Frieden 
wie der Friedenssehnsucht der an¬ 
deren Völker.“ 

- Aus dem Aufruf des ZK der KPD 
„An das deutsche Volk!“, Anfang 
Oktober 1938 


deutschen Faschismus gestärkt und 
seine Position als Bollwerk gegen die 
Sowjetunion ausgebaut. 

MHad 

Quelle: Geschichte der deutschen Ar¬ 
beiterbewegung; Band 5; 1966; Dietz 
Verlag Berlin 




Bild ganz oben rechts: Nach der Unterzeichnung des Münchener Abkommens 
am 29.9.1938 durch Hitler, Daladier, Chamberlain und Mussolini okkupierte das 
faschistische Deutschland bedeutende Grenzgebiete der tschechoslowakischen 
Republik. 

Bild oben links: Der französische Premier Daladier vor dem Abflug aus München. 
Bild oben: Einmarsch in das Sudetenland. Sudetendeutsche Henleinfaschisten 
sind auf einem Marktplatz zur Begrüßung der Wehrmachttruppen angetreten. 
Bild unten: Die Synagoge brennt in Oprava. 

Bild links: Das mit der englischen und der französischen Flagge geschmückte Ge¬ 
bäude auf dem Königlichen Platz in München, in dem die Begegnung zwischen 
Adolf Hitler, dem italienischen Regierungschef Benito Mussolini, dem britischen 
Premierminister Chamberlain und dem französischen Ministerpräsidenten Dala¬ 
dier stattfand. 
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Politisches Buch / Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Sind wir „nach", „vor“ oder „inmitten“ Marx? 

Bücher zum Marxismus 


I ch denke, ich kann die Frage beantworten. Ne¬ 
ben meinem Laptop liegen derzeit drei Bücher 
zu Marx - ein viertes ist im Entstehungsprozess, 
der Autor hat den Kontakt zu mir gesucht, damit 
ich seinen Text kritisch anschaue - und ein fünf¬ 
tes hat Roman Stelzig gerade für die „Marxisti¬ 
schen Blätter“ besprochen. Besprochen? - Wohl 
zu Recht „zerrissen? 

Zuerst eine Vorbemerkung: In den sechziger/sieb¬ 
ziger Jahren hatten wir eine Art Höhepunkt in Sa¬ 
chen Marxismus-Literatur erreicht. Es waren dies 
Jahre, in denen im Laufe eines Jahres in unserem 
Land mehr zu diesem Thema veröffentlicht wurde, 
als in Jahrzehnten zuvor zusammen genommen. 
Kein Verlag von Bedeutung ließ es sich nehmen, 
wenigstens eine Sammlung von Werken Marx 4 , En¬ 
gels 4 , auch Lenins 4 - auf keinen Fall jedoch Stalins 
herauszubringen. Eine „Einführung in das Studi¬ 
um von Marx, Engels und Lenin“ erschien in vier 
Auflagen im Verlag C.H. Beck, München. Erst 
mit dem Abflauen der 68er Jahre und dem Bruch 
von 1989/90 hielt der Beck-Verlag die Zeit für ge¬ 
kommen, von einer weiteren Veröffentlichung des 
Schleifstein-Werks abzusehen - das bringt doch 
kein Geschäft mehr ... 

Wir brachten es in unserem Neue Impulse Verlag, 
Essen, heraus. 

Es muss aber auch noch erwähnt werden, dass es 
zur damaligen Zeit „Marxismus“-Literatur noch 
von ganz anderer Art gab: Es wurden Bücher auf 
den Markt gebracht, in denen Marx, Engels, weni¬ 
ger Lenin „ergänzt“ wurden durch Gedankengän¬ 
ge anderer Autoren, die sich für Marxisten hiel¬ 
ten, es teilweise auch waren. Aber es herrschte die 
Tendenz vor, gewissermaßen mit Marx und seinen 
„Ergänzern“ gegen Marx, Engels (insbesondere 
gegen ihn) und Lenin zu wirken. Nach dem Ein¬ 
schnitt 1989/90 verschwanden auch Werke dieser 
Art weitgehend aus den Verlagsprogrammen, an 
ihre Stelle traten im Gefolge Kinkels vermehrt 
journalistische Wadenbeißer. 

Hier ist aber eine Unterbrechung angebracht. 
Unmittelbar nach Engels 4 Tod wurde eine proba¬ 
te Methode von Marxismus-Kritik ausgetüftelt 
und die ging so: Engels selbst habe doch betont, 
dass Marx die erste Geige und er nur eine zwei¬ 
te neben Marx gespielt habe, worauf er aber stolz 
sei (und sein konnte, meine ich, R. St.). Also ist 
es möglich, in die Welt zu setzen, dass Engels den 
Marx entweder nicht immer richtig verstanden 
oder ihm hin und wieder etwas Gewalt angetan 
habe, so dass es nicht nur einen Marxismus, son¬ 
dern auch einen Engels-simus gebe, der sich zum 
Arbeiterbewegungs-Marxismus entwickelte, dem 
Lenin verfallen sei - und über Stalin rede man erst 
gar nicht. Mit dem Marxismus, das könnte man to¬ 
lerieren, aber einen Engels-sismus oder Arbeiter¬ 
bewegungs-Marxismus, die haben doch mit Marx 
nicht wirklich zu tun, den man allenfalls noch er¬ 
tragen könnte. 

Übrigens: Der Trick wird oft angewandt. Die hier 
vorzustellenden Bücher haben damit nichts zu tun. 


★ 

Damals, als die Marxismus-Literatur aus dem 
Verkehr gezogen wurde, schrieb ich, die Zeit wer¬ 
de wieder kommen, in welcher die Marxismus- 
Literatur neue Konjunktur habe, dann, wenn der 
Kapitalismus erkennbar in Schwierigkeiten ge¬ 
lange - und es könnte sein, dass wir aus solchen 
Gründen - nicht nur aus solchen - wieder ver¬ 
mehrt zum oder gegen den Marxismus zu lesen 
bekommen. 

Um es gleich zu sagen: Jene Marx-Bücher, die 
jetzt auf meinem Schreibtisch liegen, gehören 
nicht in die eben kritisch erwähnten, es handelt 
sich um ernste Texte. Norbert Blüms dummer 
Spruch, Marx sei tot, Jesus lebe (da hatte diese 
Intelligenzbestie nicht bemerkt, dass sie in Wahr¬ 
heit sagte: Der Sozialismus sei tot, der Kapita¬ 
lismus lebe) ist als Motto für unsere Tage nicht 
besonders gut geeignet. Der Grund? Ich hatte 
den damals so benannt: „Marx zwingt ihnen die 
Themen auf!“ und das kann ja auch von Leuten 
nicht bestritten werden, die wahrnehmen, wie es 
im gesellschaftlichen, im geistigen Leben unserer 
Tage zugeht. 

Ab er zu den oben erwähnen Büchern: Es handelt 
sich um die folgenden: 

„Nach Marx. Philosophie, Kritik, Praxis“, heraus¬ 
gegeben von Rahel Jaeggi und Daniel Loick. 

Urs Lindner, „Marx und die Philosophie, Wis¬ 
senschaftlicher Realismus, ethischer Perfektio¬ 
nismus und kritische Sozialtheorie“ sowie Horst 
Kreschnak, „Karl Marx und der Weg in die Zu¬ 
kunft. Zwischen sowjetischem Sozialismusmodell 
und Marktfundamentalismus“. 

★ 

Das erste Buch dokumentiert - nach einer gründ¬ 
lichen Einleitung der Herausgeber, die aufs Buch 
einstimmt -, die Referate eines in Berlin (Hum¬ 
boldt-Universität) unter dem Titel „Re-Thinking 
Marx. Philosophie, Kritik, Praxis“ abgehaltenen 
Tagung. Die dort vorgetragenen Texte wurden, im 
Ergebnis von Diskussionen, überarbeitet. Einige 
der Texte wurden von Autoren nachgereicht, die 
an der Konferenz selbst nicht teilnehmen konn¬ 
ten. 

Nach einem Überblick zum gesamten Buch kom¬ 
men die 20 Autorinnen und Autoren mit ihren 
Texten zu Wort (die natürlich diskutiert wurden). 
Es gab sechs Arbeitsgruppen zu diesen Komple¬ 
xen: Freiheit und Gemeinschaft, Normativität und 
Kritik, Wahrheit und Ideologie, Recht und Sub¬ 
jektivität. Kapitalismuskritik und Klassenkampf, 
Politische Praxis. 

Es ist natürlich sinnlos, auch nur zu versuchen, 
die Inhalte der Referate und der Komplexe hier 
wieder zu geben, nur dies sei gesagt: Selbst einem 
solchen „Orthodoxen“, wie ich einer bin, geben 
die Texte durchweg Anregung zum Weiterdenken, 
und es kam auch nur ganz vereinzelt vor, dass ein 
Autor - etwa Hauke Brunkhorst, es nicht unter¬ 
lassen konnte, auch einmal für eine kurze Stre¬ 
cke seines Textes entlang das Diskussionsfeld in 


Richtung landesüblicher Agitation zu verlassen. 
Aber dass Jürgen Habermas gelegentlich - wie 
der Volksmund sagt - sein Fett wegbekommt, hat 
mir durchaus gefallen ( S101, S. 105). 

Mich hat der Titel des Buches etwas amüsiert: 
Nach Marx? Na ja, es werden Entwicklungen mit 
Methoden und Mitteln unter die Lupe genom¬ 
men, die man zu Marxens Zeit nicht kannte - aber 
durchweg bewegt man sich dabei im Umfeld von 
Marx und ist insofern nicht (oder nicht nur) nach 
Marx, sondern auch bei und vor und mitten unter 
ihm „zu Haus“. 

★ 

Das zweite Buch ist von anderer Art, denn es un¬ 
ternimmt als Monografie den Versuch, das Marx- 
sche Werk selbst, von seinen Ursprüngen und 
Quellen her, in seinen Wandlungen zu entwickeln, 
dabei auch philologisch manche Lesart korrigie¬ 
rend und sich dabei - was ich für einen Mangel 
halte - am Thema Philosophie zu orientieren. 
Meines Erachtens tut man nicht gut, Marx allein 
als Philosophen, oder Ökonomen oder Politker 
zu behandeln, denn Marxismus ist eine integra- 
tive und integrierende Sache, in der Theorie und 
Praxis und die eben genannten drei Arbeits- und 
Forschungsbereiche eine Einheit bilden. 

Gewiss kann man von einer „marxistischen Phi¬ 
losophie“ sprechen, aber das geht nicht, ohne die 
Grenzen des Philosophischen zu überschreiten. 
Lindner tut dies, vor allem gegen Ende seines Bu¬ 
ches, aber die Reduktion des Marxschen Werde¬ 
gangs oder dessen Bewertung allein mit Bezug auf 
die Philosophie engt dieses Werk ein. Und diese 
Entwicklung einerseits vor dem Althusserschen 
Versuch zu bewahren, im Werden des Marxschen 
Werkes einen strengen Schnitt zwischen angeblich 
ideologischen und wissenschaftlichen Aspekten 
zu ziehen, den historischen Charakter des Mar¬ 
xismus gewissermaßen zu unterschlagen, führt zu 
keiner weiterführenden Erkenntnis. Es entsteht 
dann die Gefahr, vor lauter Änderungen auf dem 
Weg den Weg selbst zu verlieren, nicht zu mer¬ 
ken, dass - wie es bei Quante im Suhrkamp-Buch 
heißt: „Zwischen dem Marxschen Denken, wie es 
sich seit 1843 herausbildet, und dem Marxschen 
Denken, wie wir es bis zu den letzten Arbeiten 
am Kapital vorfinden, (...) es aus philosophischer 
Sicht eine fundamentale Kontinuität“ gibt. ( S. 70) 
Dass „im Marxschen Werk sich zwar viele Ent¬ 
wicklungen und Modifikationen identifizieren, das 
Grundgerüst seines Philosophierens aber davon 
... nicht betroffen“ ist (Ebenda). 

Lindner redet einer kritischen Sozialtheorie das 
Wort, sensibel gegenüber dem Machtproblem, 
vielstimmig, aus verschiedenen Ansätzen und 
Perspektiven zusammen gesetzt (S. 387), das ist 
mir aber entschieden zu viel „Leipziger Allerlei“! 

★ 

Krechnaks Buch ist von völlig anderer Art, ein 
Insider-Buch. 

Der Autor Jahrgang 1930, Professor in der DDR, 
aus der handwerklichen Tätigkeit herkommend 


(so etwas ist immer eine wohltuende Grundlage 
für’s theoretische und pädagogische Arbeiten!), 
war er in der DDR in der Lehrerbildung tätig, di¬ 
daktisch also erfahren, Direktor des Forschungs¬ 
und Rechenzentrums der Akademie der Pädago¬ 
gischen Wissenschaften der DDR tätig, bis ihn 
der Bannfluch der Freiheitlichen und Liberalen 
ereilte. 

Das Werk Krechnaks ist insofern von völlig an¬ 
derer Art, als es vom Standpunkt der Aufgaben 
geschrieben wurde, die sich bei der Überwindung 
des Kapitalismus stellen müssen. Dies aber nicht 
im Stil der Agitation, sondern der wissenschaftli¬ 
chen Analyse, wobei sich dieses Buch wohltuend 
unterscheidet von der Auseinandersetzung mit 
Theorie- und Praxis-Ansätzen modern-bürgerli¬ 
cher Art, die vorrangig vom Standpunkt der Kritik 
aus geschrieben wurden (das habe ich leider auch 
so gehandhabt). 

Krechnak will zunächst darstellen (aus der Sicht 
der praktischen und theoretischer Vernunft), war¬ 
um das sowjetische Sozialismus-Modell scheiterte 
und warum es dem Marktradikalismus nicht bes¬ 
ser ergehen wird. (S. 17) Er sucht nach Ansätzen 
in klassisch-marxistischen und (und!) in zeitgenös¬ 
sischen (also auch bürgerlichen!) Konzeptionen 
theoretischer und praktischer Vernunft (das The¬ 
ma untersucht er gründlich), die uns einen Ausweg 
aus der vermaledeiten Situation möglich werden 
lassen. Zu Wort kommen also auch Selbstorgani- 
sations- und Chaos-Theorie. Stegmüller und Pop¬ 
per werden nicht einfach „abgetan“. 
Konzeptionen des „Kurzen Lehrgangs“ zur Ge¬ 
schichte der KPDSU werden durchleuchtet. 

Es wird natürlich noch viel Zeit in Anspruch neh¬ 
men, bis man daran gehen kann, die Vorschläge 
Kreschnaks auszuprobieren - es wäre gut, diese 
Zeit währte nicht zu lang und um sie abzukür¬ 
zen müssen wir Marxisten, Sozialisten, Kommu¬ 
nisten - wie Goethe zu sagen pflegte - „die Pflicht 
des Tages“ ableisten. Für alles das ist Kreschnaks 
Buch - nicht nur das seine - ein solches zum 
gründlichen Nachdenken. 

Robert Steigerwald 

Nach Marx. Philosophie, Kritik, Praxis. Herausge¬ 
geben von Rahel Jaeggi und Daniel Loick. suhr- 
kamp taschenbuch Wissenschaft, 2006, 520 Sei¬ 
ten, 22,- Euro ISBN, 978-3-516-29 666-0, 

Urs Lindner, Marx und die Philosophie, Wissen¬ 
schaftlicher Realismus, ethischer Perfektionis¬ 
mus und kritische Sozialtheorie, Schmetterling 
Verlag, Stuttgart 2013,476 Seiten, ISBN 3-89 657- 
060-9 

Horst Kreschnak, Karl Marx und der Weg in die 
Zukunft. Zwischen sowjetischem Sozialismus¬ 
modell und Marktfundamentalismus, PapyRos- 
sa, Köln 2011, 298 Seiten, 19,- Euro. ISBN 978-3- 
894-464-7 


Land der Reisfelder 


.... das Geschichtsbuch von Günter Giesenfeld 
handelt von Vietnam, Laos und Kambodscha, ih¬ 
ren Beziehungen untereinander, ihren Schicksalen 
als Objekte von kolonialer und neokolonialer Ag¬ 
gression sowie als handelnde Subjekte des Wider¬ 
standskampfes. Im Mittelpunkt steht Vietnam mit 
seinen Befreiungskämpfen gegen die französische 
Kolonialmacht und - als Schwerpunkt - gegen die 
US-amerikanische Aggression. Also nur ein Buch 
für in die Jahre gekommene, linke Nostalgiker 
und einstige Vietnam-Aktivisten? Keineswegs. 
Der Autor richtet zwar seinen Blick weit zurück 
auf die Anfänge Vietnams, doch er konzentriert 
sich dabei auf durchaus aktuelle Fragestellungen 
wie auf innere Klassenauseinandersetzungen und 
Widerstandskämpfe gegen die Invasoren, auf die 
Träger revolutionärer Prozesse, auf die sozialen 
und politischen Ursachen von Volksaufständen 
sowie die sich verändernden ökonomischen und 
strategischen Interessen der verschiedenen Be¬ 
satzer und Aggressoren. Seit den 30er Jahren des 
20. Jahrhunderts wurden diese Aufstände von den 
vietnamesischen Kommunisten entscheidend mit 
organisiert. Wenn Giesenfeld betont, dass die viet¬ 
namesischen Kommunisten niemals die Führung 
monopolisiert haben, gibt er einen wichtigen Hin¬ 
weis darauf, weshalb ihre Bündnispolitik erfolg¬ 
reich war, wofür die Vietminh und die Nationale 
Befreiungsfront exemplarisch stehen. 

Giesenfeld räumt mit Klischees, Legenden und 
Lügen über diesen Krieg auf, die in der Zeit des 
Kalten Krieges antikommunistisch konnotiert und 
legitimiert wurden. Sie waren - so wie heute - Be¬ 
standteile der ideologischen Kriegführung der 
USA und wurden vom „westlichen Lager“ mehr¬ 


heitlich geteilt. Es war die ideologische Blindheit, 
die es den US-Regierungen nicht erlaubte, „Tatsa¬ 
chen zur Kenntnis zu nehmen, die nicht ins eigene 
Weltbild aus der Perspektive der unbesiegbaren 
Großmacht passen“. Als Beispiel sei das von ih¬ 
nen selbst geschaffene Horrorbild des „Vietcong“ 
genannt, jenem Zerrbild eines Kommunisten, dem 
ausschließlich barbarische, unmenschliche Attri¬ 
bute zugeordnet wurden. Es lag daher in der Logik 
der US-Kriegführung, schlitzäugige, blutrünstige 
Ungeheuer sowie ihre mutmaßlichen Anhänger, 
und seien es Greise, Frauen und Kinder, mit allen 
Mitteln zu bekämpfen, zu foltern, zu vergewalti¬ 
gen, mit Napalm zu verbrennen und wie Unge¬ 
ziefer mit dem von Dow Chemical produzierten 
Schädlingsbekämpfungsmittel Agent Orange aus¬ 
zurotten. Diese Kriegslogik aber trieb immer grö¬ 
ßere Teile der Bevölkerung Südvietnams, selbst 
Soldaten, auf die Seite der Nationalen Befreiungs¬ 
front. Und eben diese Kriegslogik führte auch zu 
wachsendem Widerstand in den USA und ihren 
Soldaten in Vietnam. So verlor die Weltmacht 
USA den Krieg, den sie zu einem Testfall dafür 
hatte mache wollen, jederzeit und an jedem Ort 
jedwede Befreiungsbewegung vernichten zu kön¬ 
nen. In Westdeutschland hatte das Selbstbild der 
USA als Land der Menschenrechte, der Freiheit 
und der Demokratie zumindest im Bewusstsein 
der damals jüngeren Generation, aber auch in 
Teilen der Öffentlichkeit, erhebliche (Blut-)Fle- 
cken bekommen. Im Januar 1973 forderten deut¬ 
sche Künstler und Intellektuelle vergeblich Bun¬ 
deskanzler Willy Brandt auf, öffentlich gegen die 
erneute Bombardierung Nordvietnams zu protes¬ 
tieren. Tatsächlich hat sich keine einzige bundes¬ 


deutsche Regierung jemals von der Unterstützung 
des US-Krieges distanziert. 

Giesenfeld setzt sich kritisch mit den Publikatio¬ 
nen über den Vietnamkrieg auseinander; u. a. auch 
mit der von Bernd Greiner. Dieser sieht den Viet¬ 
namkrieg als einen „asymmetrischen Krieg“, lastet 
der vietnamesischen Guerilla - unter Verdrehung 
historische Tatsachen - den Terrorismus gegenüber 
der Zivilbevölkerung an und entschuldigt die Ver¬ 
brechen der US-Regierung damit, sie habe ja nur 
den Terror der Guerilla kopiert. Der US-Krieg war 
aber nicht nur in militärischer Hinsicht asymme¬ 
trisch. Für die Vietnamesen, nicht nur für die vi¬ 
etnamesischen Kommunisten, bestand die auch in 
existenzieller Hinsicht: Sie mussten in ihrem eige¬ 
nen Land um „das pure Überleben nicht nur des 
Einzelnen, sondern des gesamten Volkes“ kämpfen. 
Und genau diese Asymmetrie war eine wesentli¬ 
che Bedingung des Sieges der Schwachen über die 
Weltmacht. 

Der Autor erinnert daran, dass die Aggressionen 
gegen Vietnam nicht eingestellt wurden, nachdem 
die US-Amerikaner im April 1975 in Panik Saigon 
verlassen hatten. Die neue amerikanisch-chinesi¬ 
sche Allianz hat weiterhin gegen das befreite Viet¬ 
nam intrigiert, Fehler und innere Konflikte genutzt, 
um das Land zu destabilisieren, u.a. mit der Kam¬ 
pagne der Bootsflüchtlinge, mit Hilfe der kambo¬ 
dschanischen Lon Nol-Diktatur und den mörderi¬ 
schen Roten Khmer, die Vietnam in einen mehr¬ 
jährigen Grenzkrieg verwickelten. Auch verlangten 
die USA von ihren Partnern, sich dem Wirtschafts¬ 
boykott gegen Vietnam anzuschließen. Das alles 
behinderte den Wiederaufbau Vietnams - und die 
vietnamesische Regierung tat sich schwer, sich da¬ 
rauf einzustellen. Der Zusammenbruch des sozia¬ 
listischen Lagers führte zu einer weiteren Krise. 
Es ist eine besondere Stärke des Buches, sich auch 


mit den jüngsten Jahrzehnten der vietnamesischen 
Geschichte auseinanderzusetzen: wie Reformen an 
der fehlerhaften Umsetzung scheitern, wie Viet¬ 
nam auf das Eindringen des Neoliberalismus re¬ 
agiert, sich aus der wirtschaftlichen Isolation zu be¬ 
freien versucht. Der Autor formuliert abschließend 
die Hoffnung, dass es Vietnam doch noch gelingen 
könne, „Moral, Menschlichkeit und Zusammenge¬ 
hörigkeitsgefühl als Grundlagen eines nichtkapita¬ 
listischen Weges gegen den Terror der Kommerzia¬ 
lisierung zu verteidigen.“ 

Jutta von Freyberg 

Günter Giesenfeld, Land der Reisfelder. Vietnam, 
Laos und Kambodscha. Geschichte und Gegen¬ 
wart, Argument Verlag 2013,19,- Euro 
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Wieder erscheinen - Wieder aufstehn - 

Widerstehn 

Erste CD der chilenischen Gruppe Musikandes erschienen 



Romina Tobar und Daniel Osorio 


„Archie“ mit dem roten Herzen 

Manfred Hocke zum 8o. Geburtstag 


D ie Metapher hinter dem Album 
bildet eine Episode aus der chi¬ 
lenischen Geschichte. Am Ma- 
pochofluss in Santiago entstehen in 
den sechziger Jahren politische Wand¬ 
malereien, murales genannt. Nach dem 
Putsch beginnt nicht nur die Verfol¬ 
gung und Ermordung der Anhänger 
der Unidad Populär, auch deren kul¬ 
turelles Erbe soll vernichtet werden - 
so lässt die Pinochet-Diktatur diese 
mehr als einen Kilometer langen Ge¬ 
mälde übermalen, um sie der Verges¬ 
senheit preiszugeben. Doch in diesem 
Fall misslingt die barbarische Attacke. 
Im Juni 1979, inmitten der Zeit der 
Unterdrückung, wäscht ein Hochwas¬ 
ser die weiße Farbe der Diktatur fort, 
die murales erscheinen wieder - nun als 
Fragmente des Widerstands und Erin¬ 
nerung an eine bessere Zeit. 

Fast wie am Ufer des Mapocho kön¬ 
nen wir in der Musik der Gruppe Mu¬ 
sikandes die Wiederkehr der Musik 
aus dieser Zeit erleben, nicht als Ko¬ 
pie sondern als dialektische Aufhe¬ 
bung in einem anderen kulturellen 
und politischen Kontext. Künstleri¬ 
scher Garant für diese Wiedergeburt 
ist der musikalische Kopf, Daniel Oso¬ 
rio (abgeschlossene Kompositionsstu¬ 
dium an der Universidad de Chile, För¬ 
derstipendium der Landeshauptstadt 
Saarbrücken und Stipendiumpreis 
der Bundesregierung für das deutsche 
Studienzentrum in Venedig) und die 
„Stimme“ des Projektes, Romina To¬ 
bar (Klavierbauerin). Die weiteren In¬ 
terpreten sind: David Beyer, Michael 
Zöllner, Felix Hubert sowie Franziska 
Erdmann (Erzählung). 

Zu ihrer Motivation, gerade jetzt die¬ 
se CD zu veröffentlichen, schreiben sie: 
„So ist es auch kein Zufall, dass unsere 
erste musikalische Arbeit während der 
Gedächtnisfeiern zum 40. Jahrestag der 
Tragödie um die chilenische Demokra¬ 
tie erscheinen. Jetzt ist der Augenblick, 
um unsere Stimme zu erheben, um un¬ 
ser kollektives Gedächtnis lebendig zu 
halten, mithilfe der Kunst und der Dich¬ 


tung, jenes Gedächtnisses, das es uns er¬ 
möglicht aus der Vergangenheit zu ler¬ 
nen, um unsere Zukunft zu gestalten.“ 
Auf der CD beeindrucken Ausschnit¬ 
te aus dem Liederzyklus „Das unvoll¬ 
endete Lied“ (2003-2007) von Daniel 
Osorio, der auf dem letzten Gedicht 
von Victor Jara basiert, geschrieben in 

Die „Musikandes“ sind live zu erleben 
am 

29.9.in Saarbrücken: „Lieder für Latein¬ 
amerika“ , Diriamba-Verein 

2.10. Aachen: „Der andere 11. Septem¬ 
ber“ , Volkshochschule 

20.10. in Püttlingen: „Lieder der Befrei¬ 
ungsbewegung aus Lateinamerika“, 
Püttlingen 


der Haft kurz vor seiner Hinrichtung 
im Konzentrationslager des Estadio 
Chile. Diese deutsch-spanischen Stücke 
sind aufwühlend wie Schreie, wie Mes¬ 
serstiche ins Herz. Kombiniert werden 
diese Neukompositionen mit bekann¬ 
ten Stücken aus der Zeit der Unidad 
populär wie „El pueblo unido“ (Das 
vereinte Volk) und „Plegaria a un la¬ 


brador“ (Gebet eines Bauern) und der 
Zeit des Widerstands wie „Las ültimas 
palabras“ (Die letzen Worte), auf der 
Grundlage der letzten Rede Allendes 
im Bombenhagel des Regierungspa- 
lasts La Moneda, und „Yo te nombro 
libertad“ (Ich nenne dich Freiheit), eine 
aus Argentinien stammende „Hymne“ 
aus dem Untergrund. 

Die Bezüge zum deutschen Antifaschis¬ 
mus werden endgültig deutlich in der 
Neuinterpretation der „Moorsoldaten“. 
Musikandes brechen im Lied aus dem 
KZ Börgermoor immer wieder den uns 
gewohnten Marschcharakter, arbeiten 
es choralartig aus und betten es so ein 
in dieses Album der Grenzüberschrei¬ 
tungen zwischen südamerikanischer 
und europäischer Musiktradition. 
Diese CD ist ein künstlerisch großzü¬ 
giges Geschenk an die linke Kultur un¬ 
seres Landes - ein Dankeschön an alle, 
die die Solidarität mit Chile im Kopf 
und im Herzen tragen oder diese gera¬ 
de entdecken und die nicht aufgehört 
haben zu kämpfen - eine Kraftquelle 
für die Mühen der Ebenen. 

Thomas Hagenhofer 


Manfred Hocke gehört zu den sozialis¬ 
tischen Intellektuellen der DDR, die 
während der „Wende“ Anfang der 90er 
Jahre im Rahmen des „Eliteaustauschs“ 
„abgewickelt“ und auf die Straße ge¬ 
setzt wurden. Vieles, was er geschaffen 
oder mitgeschaffen hatte, verschwand 
in Archiven oder fiel der Vermüllung 
zum Opfer. Hocke war zu diesem Zeit¬ 
punkt 56 Jahre alt und auf der Höhe sei¬ 
ner Schaffenskraft. Sein Leben änderte 
sich jäh, es fiel auf die „Stunde Null“ 
zurück, was hieß: Fuß fassen, erneut an¬ 
fangen ... Übermorgen kann der partei¬ 
lose Kommunist seinen 80. Geburtstag 
feiern. 

Manfred Hocke wird am 29. September 
1933 als Arbeiterkind in der Tschepine, 
Breslaus Armenviertel, geboren. Seine 
Kindheit ist ärmlich, nennenswert nur 
der Besuch der Volksschule. Im Janu¬ 
ar 1945, der politisch vorbestrafte Va¬ 
ter ist im Krieg verschollen, flieht die 
Mutter mit ihrem Sohn vor der anrü¬ 
ckenden Front aus Schlesien. Statio¬ 
nen der Irrfahrt: die Lausitz, Bayern, 
Berlin, Bremen und wieder die Lau¬ 
sitz. 1948 schließt Hocke die Grund¬ 
schule ab; 1952 besteht er das Abitur. 
Vier Jahre später ist er, dank des sozi¬ 
alistischen Bildungswesens der DDR, 
diplomierter Philologe nach einem Sla¬ 
wistik- und Polonistik-Studium an der 
Humboldt-Universität. In einem Zweit¬ 
studium befasst er sich mit Theaterwis¬ 
senschaft, Publizistik und Romanistik. 
1959, gründlich ausgebildet, beginnt 
sein Berufsleben als Dramaturg am 
Theater in Senftenberg. Es folgen die 
Volksbühne, der Henschel-Verlag, das 
Berliner Ensemble und schließlich die 
DEFA, wo von 1971-1990 vorrangig als 
Entwicklungsdramaturg tätig ist. Neben 
der Publikation von Rezensionen über¬ 
setzt Hocke in diesen Jahren an die 30 
Theaterstücke aus dem Russischen, 
dem Polnischen und dem Spanischen. 
Das Sammelwerk „Revolutionsstücke“, 
editorisch von ihm betreut, enthält sei¬ 
ne Übersetzung des Dramas „Der be¬ 
freite Don Quichote“ von Lunatschar- 
ski. Für den Sammelband „Gorki - Dra¬ 
ma und Theater“ verdeutscht er den 
wissenschaftlichen Hauptteil. An die 


150 Lektorate kennzeichnen seinen 
Entwicklungsweg, so auch die Schau¬ 
spiel-Charakteristiken in dem Lexikon 
„Handbuch der Sowjetliteratur“. Über¬ 
haupt: Manfred Hocke hat viel getan 
für die Popularisierung der sowjetrus¬ 
sischen und polnischen Dramatik in 
der DDR. Zu den von ihm dramatur¬ 
gisch betreuten DEFA-Filmen gehören 
die Spielfilme „Der Magdalenenbaum“ 
„Das Luftschiff“, der Kinderfilm „Der 
Krieg um des Esels Schatten“ sowie der 
Krimi „Für Mord kein Beweis“. 

Eine andere wesentliche Seite seiner 
schöpferischen Produktivität ist die 
Prosa der Kleinen Form. Hocke beob¬ 
achtet scharf, erzählt gern ausschwei¬ 
fend und urteilt parteilich. Seine leicht 
verstellte autobiographische Kunstfi¬ 
gur heißt Archibald Einfalt, genannt 
Archie - sein Markenzeichen. Dessen 
gelegentliche Begleiterinnen sind die 
Muse Guste und die Jungmuse Suse, 
zwei beflügelte Phantasiegestalten. 
„Archies“ erschienen und erscheinen in 
etlichen Periodika. Gesammelt liegen 
die kritischen, nachdenklich stimmen¬ 
den und heiteren Geschichten in dem 
bei GNN erschienenen Buch „Archie 
in den Zeiten“ sowie in dem von Wil- 
jo Heinen 2013 herausgegebenen reiz¬ 
vollen „Archies Pusteblume“ vor. Sein 
Büchlein „Heimatsüchtig“ (Heinen, 
2009) vereint die autobiographische 
Erzählung „Von Breslau über Bautzen 
nach Berlin“ mit einem gleichfalls au¬ 
tobiographischen „Hörspiel ohne Titel“. 
Manfred Hocke ist ein sensibler und 
fleißiger Mensch, der Freundschaft 
sucht und braucht, der literarisch frucht¬ 
bar tätig ist und dafür streitet, dass das 
gewesene Gute nicht in Vergessenheit 
gerät und die Feinde der Menschheit 
am Pranger stehen. Sein Herz flammt 
rot, es ist jung geblieben. In einem sei¬ 
ner letzten „Archies „ bekennt er, dass 
„die 40 Jahre DDR für ihn wie Milli¬ 
onen anderer ... die produktivste und 
interessanteste Periode seines und ihres 
Erdendaseins gewesen ist“. 

Wir gratulieren Archie Hocke zu sei¬ 
nem 80. Geburtstag mit dem Wunsch, 
dass sein Alterswerk uns zur Freude 
kräftig weiter wachse. Bernhard Igel 


Der Tod des großen Zampano 

„Was zur deutschen Literatur gehört, bestimme ich“ 


„Der Einzigartige“ rühmt eine Felici¬ 
tas von Lovenberg den toten Marcel 
Reich-Ranicki in der FAZ. Um sich 
danach in euphorische Betrachtungen 
über seine „Begabung zur Unterhal¬ 
tung“ seinen „leidenschaftlichen Sub¬ 
jektivismus“ zu verlieren. Nun, diese 
Qualitäten wird ihm niemand streitig 
machen wollen. 

1958, als er dem sozialistischen Aufbau¬ 
versuch den Rücken wandte, lag die 
Dschungelcamp-Epoche der rendite¬ 
starken „Feuchtgebiete“ noch fern. Der 
Tod, die millionenfachen Morde waren 
noch präsent. Der atomare Overkill, die 
revanchistisch-bigotte Adenauerregie¬ 
rung mit ihren Globkes und Oberlän- 
ders diktierten nicht nur der Gruppe 
47 eine Literatur, die sich unangenehm 
ernst zu nehmen versuchte. Thomas 
Mann hatte 1947 mit seinem „Doktor 
Faustus“ einen bitteren Abgesang auf 
Hoffnungen in die Fortschrittsfähig¬ 
keit seiner Klasse geschrieben. So wie 
sich Adrian Leverkühn mit dem Teufel 
zu verbünden bereit war, hatte sich die 
bildungsbürgerliche Elite auf den Pakt 
mit dem braunen Mob eingelassen. 
Eine Literatur, die Ernst genommen 
werden musste, schon wegen der real 
existierenden bei den armen Brüdern 
und Schwestern. 

Zwar funktionierte der militante An¬ 
tikommunismus der braunen wie 
schwarzweißroten Jahre mit atomarer 
Vehemenz, dennoch verfielen nicht we¬ 
nige angesichts des frohgemuten „Wir 
sind wieder wer!“ der alten Generale 
und neuen Schieber und trotz besagter 
Armut einer unangebrachten intellek¬ 
tuellen Konsequenz. 

Eine Lage, die förmlich nach „leiden¬ 
schaftlich subjektiver“ Anleitung rief. 


Das klassische Terrain der Reichs¬ 
schrifttumskammer lag darnieder und 
bedurfte einer zeitgemäß „marktkon¬ 
formen“ Ausgestaltung. Die Marktlü¬ 
cke existierte also. Sie brauchte nur 
besetzt zu werden. „Der Einzigartige“ 
erwies sich als Starbesetzung. 

Eine nicht gerade simple Aufgabe, bei 
der sich, angesichts der Lage, so etwas 
wie ein „Kapitalistischer Realismus“ 
von selbst verbot. Es ging also darum, 
einer literarischen Bearbeitung der 
Wirklichkeit den Weg zu ebnen, die da¬ 
rauf verzichtete, eine Realität des Ka¬ 
pitalismus zur Kenntnis zu nehmen, die 
den „Einzigartigen“ ohnehin nicht inte¬ 
ressierte. Diesmal mit dem Diktat der 
Form und des Geschmacks. Dazu galt 
es die hiesigen wie die real existieren¬ 
den Autoren auf den aus Matthäus 4,8 
bekannten Berg zu führen, von dem aus 
die Bundesbank in den schönsten Bur¬ 
da-Farben zu sehen war. Missliebige in 
diesem Fegefeuer der Eitelkeiten durf¬ 
ten erfahren, was es bedeutete, aus der 
Gnade zu fallen. Martin Walser hat sich 
die entsprechende Abrechnung („Tod 
eines Kritikers“) von der Seele ge¬ 
schrieben. „Mordphantasien“ (Schirr¬ 
macher), die der „Kritiker“ stilsicher 
mit der „Antisemitismuskeule“ (Wal¬ 
ser) niederschlug: „Er verübelt Juden, 
dass sie überlebt haben.“ Ohne Rassis¬ 
mus geht‘s in Deutschland halt nicht. 
Er habe „unter dem Vorwurf der Theo¬ 
riefeindlichkeit und der Theoriefremd¬ 
heit“ gelitten wird uns versichert. Dieses 
Los war offenbar bitter, aber unvermeid¬ 
bar. Dantes „Lasciate ogni speranza ...“ 
(Lasst, die ihr hier eintretet, alle Hoff¬ 
nung fahren) galt noch nicht als akzep¬ 
tiertes Credo des kapitalistischen „In¬ 
ferno“. Lyotard, Derrida, und Foucault 


noch nicht als die gefeierten Propheten 
des ideologischen Bildersturms. Und 
Fukuyama konnte noch nicht als ihr 
Testamentvollstrecker Vollzug melden. 
Theorie hätte zwingend dort das Argu¬ 
ment, die logische Vernunft gefordert, 
wo sich der „leidenschaftliche Subjek¬ 
tivismus“ mit der vehementen Behaup¬ 
tung, der geschmäcklerischen Empfin¬ 
dung begnügen konnte. 

Seine „Begabung zur Unterhaltung“, 
die sich vor allem aus einer sendungs¬ 
bewussten Leidenschaft zur Selbst¬ 
darstellung speiste, brauchte das apo¬ 
diktische Urteil, die Sucht nach dem 
Superlativ. Theoretische Erörterung, 
abwägende Differenzierung haben 
in einer guten Show nichts verloren. 
„Eure Rede sei: Ja, ja, nein, nein. Was 
darüber ist, das ist von Übel.“ (Mt 5,37). 
In seiner Welt des guten Guten und 
schlechten Schlechten wurde selbst 
aus Brecht ein unpolitischer Dichter, 
dessen Interesse am Marxismus aus¬ 
schließlich von der literarischen Ver¬ 
legenheit diktiert gewesen sei, seine 
Stücke aus Gründen der inhaltlichen 
Kohärenz mit irgendeiner Ideologie 
unterfüttern zu wollen. So wie es Schil¬ 
ler mit der deutschen Klassik gemacht 
habe. Vermutlich hat der „Einzigarti¬ 
ge“ das, was er da so sagte, tatsächlich 
geglaubt. Schon allein deshalb, weil es 
sich aus seinem Munde so überzeugend 
raumfüllend angehört hatte. Und ihn 
die Betörung durch das eigene Wort 
nach den Jahrzehnten wohl auch von 
allen letzten Zweifel befreite. Die ihm 
medial verliehene Macht zunehmend 
als persönliche Eigenschaft interpretie¬ 
rend, schaffte er es immerhin zu Sätzen 
wie: „Was zur deutschen Literatur ge¬ 
hört, bestimme ich.“ 


Kurz vor dem „vorläufigen Endsieg“, 
1988, erreichte Reich-Ranicki dann 
endlich die Show-Abteilung des ZDF. 
Was man zu bieten habe, sei nichts an¬ 
deres als Worte, Worte, Worte. Das ent¬ 
sprach natürlich ebenso wenig der Re¬ 
alität wie vieles andere von ihm auch. 
Es ging nicht um irgendwelche Worte. 
Es ging um Streit. Primär um die of¬ 
fensichtlich quotenträchtige Attrakti¬ 
on der cholerischen Ausfälle des extra 
dazu zum „Literaturpapst“ (Spiegel) 
Ironisierten. Von den 81 Folgen „Lite¬ 
rarischen Quartetts“ wird kaum etwas 
mehr in Erinnerung bleiben als sei¬ 
ne Attacke gegen Sigrid Löffler. Die¬ 
se zänkische Mainzer Resterampe des 
postmodernen Literaturbetriebs ent¬ 
sorgte bis 2001 alle Überbleibsel einer 
literarischen Ernsthaftigkeit in den 
Mario-Barthismus des globalisierten 
Weltdorfes. Und sie katapultierte den 
„Kritiker“ dorthin wo er immer hin 
wollte, ins Zentrum des halbseidenen 
Promi-Zirkus. Als eine Art zeigefinger¬ 
fuchtelnder Wiedergänger von Waldorf 
und Statler aus der Muppet Show. 
Konsequenterweise sollte ihm 2008 für 
diese epochale Leistung der „Deutsche 
Fernsehpreis“ (Das Erste, ZDF, RTL, 
Sat. 1) zuerkannt werden. Dass RTL 
dabei auch einen Preis für die Boh- 
len-Pöbeleien „Deutschland sucht den 
Superstar“ durchdrückte, liegt selbst¬ 
verständlich in der Logik des Preises. 
Quote zu machen, indem man statt auf 
die Mächtigen auf Wehrlose einprügelt, 
hat Konjunktur. In den Medien, wie im 
richtigen Leben. Der „Papst“ schien 
gespürt zu haben: Auf Pöbeleien gibt 
es keinen Alleinvertretungsanspruch. 
Reich-Ranicki zog die Notbremse: „Ich 
gehöre nicht in diese Reihe.“ 


In der dem Eklat folgenden Diskussi¬ 
on - ausgerechnet mit dem „Entertai¬ 
ner“ Thomas Gottschalk (Quote?) - 
ging es nun auf einmal um einen po¬ 
sitiven Zukunftsentwurf. Der „Papst“ 
hatte sich mit seiner fundamentalen 
Medienkritik in die heikle Lage ge¬ 
bracht, dem Verriss ein positives Kon¬ 
zept gegenüberstellen zu müssen. Eine 
Gelegenheit, die Gottschalk geistesge¬ 
genwärtig nutzte. Eine Stunde, in der 
zu sehen war, dass auch Päpste nur mit 
Wasser kochen. Mehr als die bekann¬ 
te Flucht in die Klassik, Shakespeare, 
Schiller, Brecht, hatte der Kritiker nicht 
anzubieten. 

Die Realität der Französischen Revo¬ 
lution hatte aus Goethe, Wieland, Her¬ 
der und Schiller, den jungen Wilden 
des Sturm und Drang, gesetzte Ver¬ 
treter der Weimarer Klassik gemacht, 
die sich angesichts partikularistischer 
Begrenztheit nur noch dem kunstpäda¬ 
gogisch-reformistischen Programm des 
„Guten, Wahren, Schönen“ verpflichtet 
fühlten. Der „vorläufige Endsieg“ hat 
dagegen auch die Reform-Option ab¬ 
geräumt. Ihr parteiförmiger Ausdruck, 
die SPD, hat sich in eine neoliberale 
Kriegspropagandaorganisation umge¬ 
formt. Zynismus und schamlose Be¬ 
reicherung einerseits und Armut und 
Verwahrlosung andererseits prägen 
die Verhältnisse. Hätte Reich-Ranicki 
sich tatsächlich für das Leben interes¬ 
siert, wäre ihm vielleicht aufgefallen, 
wie lächerlich seine Berserkerattacken 
nach dem Untergang des Feindbildes 
wurden. Und wie klapperig es aussah, 
wenn er in der dünnen Luft der zyni¬ 
schen Entzivilisierung selbstständig zu 
gehen versuchte. 

Klaus Wagener 
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Die Dialektik des Kapitalismus 

Von Andreas Hüllinghorst, Berlin 



K laus Wageners Ansatz zur Kri¬ 
senanalyse ist zu unterstützen: 
Der Charakter der gegenwär¬ 
tigen Krisensituation ist nicht allein 
aus Analyse und Empirie zu gewin¬ 
nen, es bedarf ebenso einer theore¬ 
tischen Durchdringung der Entwick¬ 
lung des Kapitalismus, seines - wie 
Wagener in erfreulich dialektischem 
Ton schreibt - Sichselbstwerdens. Not¬ 
wendig ist eine solche theoretische 
Durchdringung, weil das menschliche 
Erkenntnisvermögen so ausgelegt ist, 
dass es bestimmte Seinsformen nicht 
mit den Sinnen, wohl aber im Denken 
erfahren kann. 

Für den Marxisten gibt es etwas, 
schreibt Lukäcs, „das wirklicher und 
darum wichtiger ist als die einzelnen 
Tatsachen oder Tendenzen: die Wirk¬ 
lichkeit des Gesamtprozesses, das 
Ganze der gesellschaftlichen Entwick¬ 
lung“ {Lenin, S. 16). Die einfachen, die 
grundlegenden Züge der Entwicklung 
des Kapitalismus sind solche, die man 
nur im Denken erfährt - um sie zu se¬ 
hen. 

Die Entwicklung des Kapitalismus 
kann aber - so meine ich im Unter¬ 
schied zu Wagener - nicht bloß als 
Geschichte der Kapitalakkumulation 
theoretisch konstruiert werden. Zwar 
ist die Zirkelbewegung des Kapitals 
als sich selbst verwertender Wert sei¬ 
ne einfache, aber, allein betrachtet, 
doch seine unlebendige Bewegungs¬ 
weise - sozusagen eine Laborexis¬ 
tenz, herausgerissen aus seinen his¬ 
torischen Zusammenhängen. Das gilt 
auch dann, wenn er die Akkumulation 
in verschiedenen Phasen des neolibe¬ 
ralen Imperialismus anspricht. Würde 
man die Zirkulation abstrakt als Mo¬ 
tor des Sichselbstwerdens erfassen, ab¬ 
strahierte man von der wirklichen Ak¬ 
kumulation und reduzierte seinen the¬ 


oretischen Blick auf die Entwicklung 
eines idealisierten, absolut gesetzten 
Kapitals. 

Die Konkurrenz 

Ein Kapital macht nur Profit und die¬ 
ser wird nur wieder als Kapital ange¬ 
legt, wenn es sich auf dem Markt in 
Konkurrenz zu allen anderen Kapitali¬ 
en behaupten kann. „Die freie Kon¬ 
kurrenz ist die Beziehung des Kapitals 
auf sich selbst als ein anderes Kapital, 
d.h. das (...) Verhalten des Kapitals 
als Kapital in der Realität. Die inne¬ 
ren Gesetze des Kapitals (...) werden 
durch die Konkurrenz erst als Geset¬ 
ze durchgesetzt“ (Grundrisse, S. 542). 
Konkurrenz und der mit ihr untrenn¬ 
bar verbundene Markt sind das Le¬ 
benselement des Kapitals. Beide ent¬ 
falten ihre volle Wirkungskraft mit der 
politischen Entwicklung der Bourgeoi¬ 
sie, mit ihrem revolutionären Sieg über 
den Feudalismus, wodurch kapitalisti¬ 
sche Produktionsverhältnisse etabliert 
werden. Nun erst kann sich die kapita¬ 
listische Produktionsweise ihrer Natur 
nach - Akkumulation unter Konkur¬ 
renzbedingungen - entfalten. 

Die Zirkelbewegung des Kapitals 
müssen wir mit der Entwicklung der 
Konkurrenz der unzähligen Kapitali¬ 
en auf dem (zunächst nationalen, bald 
aber schon internationalen) Markt in 
ihrer freien, später monopolistischen 
und schließlich staatsmonopolisti¬ 
schen (zunächst keynesianischen und 
dann neoliberalen) Qualität denken. 
Das Kapital bewegt sich akkumulie¬ 
rend und konkurrierend auf zugleich 
dem Markt. Was für die Zirkelbewe¬ 
gung des Kapitals gilt, muss auch beim 
Denken der Konkurrenz beachtet wer¬ 
den: Letztere hat keine Laborexistenz, 
die als bloße Wechselwirkung gedacht 
werden kann. Auch die Konkurrenz ist 


in ihrem historischen Zusammenhang 
zu denken. 

Die Vergesellschaftung 

Die Schaffung des nationalen Marktes 
und die volle Entfaltung der Konkur¬ 
renz ergibt sich nicht allein und nicht 
zuerst aus dem politischen Sieg der 
Bourgeoisie über den Feudalismus, 
sondern der politischen Entfaltung 
liegt die Entwicklung ausnehmend be¬ 
sonderer Produktivkräfte (Dampfma¬ 
schine etc.) durch die Bourgeoisie zu¬ 
grunde, indem letztere erstere zu einer 
Reife bringen, die feudalistische Pro¬ 
duktionsverhältnisse unproduktiv und 
kapitalistische Produktionsverhältnisse 
politisch erforderlich machen. Der in¬ 
nere Motor dieser Entwicklung ist die 
Vergesellschaftung der Produktion als 
materielle Kritik an den feudalistischen 
Produktionsverhältnissen. Im Feudalis¬ 
mus eignete sich der individuelle Pro¬ 
duzent - sei er Bauer oder Handwer¬ 
ker - sein individuelles Arbeitsprodukt 
an; der Feudalherrscher nimmt sich 
davon für sein individuelles Bedürf¬ 
nis. Im Kapitalismus wird dieser Pro¬ 
duktionsprozess aber vergesellschaftet: 
Keiner stellt mehr ein Produkt allein 
her. Die neuen Produktionsmittel las¬ 
sen das nicht mehr zu. Der Produzent, 
der Lohnarbeiter, wird durch die Tä¬ 
tigkeit mit den Maschinen ebenso ver¬ 
gesellschaftet. Die Vergesellschaftung 
ist selbstverständlich auch ein Prozess. 
Sie entwickelt sich aus der Produktion 
in freien Marktverhältnissen weiter: 
Das frei konkurrierende akkumulie¬ 
rende Kapital vergesellschaftet sich, 
indem es z.B. Aktiengesellschaften, 
Konzerne, Trusts, Interessenverbände 
etc. auf nationaler und internationaler 
Ebene gründet. Es entsteht am Ende 
eine staatsmonopolistische Planung 
der Produktion anhand der imperialis¬ 
tischen Ziele des (inter-)national füh¬ 
renden Monopolkapitals. 

Die Vergesellschaftung der Produktion 
hat aber noch eine andere Seite: Über 
einige Jahrtausende zieht sich nämlich 
der Vorgang des Entstehens und Auflö¬ 
sens der Klassengesellschaft durch. Die 
Vergesellschaftung der Produktion ist 
dabei ein wichtiger Schritt zur Auflö¬ 
sung. Jedoch folgte bisher keine Verge¬ 
sellschaftung der Aneignung des Mehr¬ 
werts aus der Produktion (siehe MEW 
Bd. 20, S. 252 /). Darum ist die Verge¬ 
sellschaftung der Produktion nur eine 
unter Wahrung der privaten Aneignung 
des Mehrwerts aus der Produktion. Sie 
entwickelt sich nur in dem Rahmen, 
den die Eigner des Mehrwerts bestim¬ 
men und die Arbeiterklasse dies zu¬ 
lässt. Die Bestimmung der Vergesell¬ 
schaftung der Produktion und beson¬ 
ders die der Aneignung des Mehrwerts 
ist das Wesen des Klassenkampfs. 

Der Klassenkampf 

Mit der vergesellschafteten Produk¬ 
tion und der privaten Aneignung des 
Mehrwerts entsteht aus dem Feudalis- 


Bruttoinlandsprodukt 
und Bruttolohnquote 

Von Friedrich Sendelbeck, Nürnberg 


Ein wesentliches Merkmal der gegen¬ 
wärtigen Krise ist weder mit „großer 
Krise“ noch mit „struktureller Krise“ 
oder mit „zyklische Überproduktions¬ 
krise“ beschrieben. 

„Groß“ sagt qualitativ eher gar nichts 
aus, „strukturell“ vermutlich auch 
nicht, außer es soll fälschlicherweise 
suggerieren, dass der Kapitalismus in 
ein Stadium von nicht mehr beherrsch¬ 
baren Krisen eingetreten sei, und „zy¬ 
klische Überproduktion“ ist nun - statt 
einer neuen Erkenntnis - immer schon 
das kapitalistische Lebenselixier, aus 
dem sich dieses Wirtschaftssystem ge¬ 
stärkt vorwärts entwickelt. 

Es ist jedoch notwendig, sich das an¬ 
zusehen, was in dieser Qualität neu 
in der jetzigen Krise festzustellen ist: 


Wer die Entwicklung des bundesdeut¬ 
schen Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
und der Bruttolohnquote in den letz¬ 
ten 20 Jahren und besonders in den 
15 Jahren vor Beginn der gegenwär¬ 
tigen Krise analysiert, stellt fest, dass 
von 1993 bis 2008 das BIP um etwa 
50 Prozent (800 Mrd. Euro) gewach¬ 
sen ist, die Bruttolohnquote aber um 
etwa acht Prozent abgesunken ist (da¬ 
für gibt es u.a. politisch gewollte Grün¬ 
de: Hartz IV, Leiharbeit, Befristungen 
ohne Sachgrund etc.). 

Das Absinken der Lohnquote hat zum 
einen zu einem Verlust bei den Brut¬ 
tolohneinkommen von - kumuliert 
für die 15 Jahre - über einer Billion 
Euro (und bei den Sozialversicherun¬ 
gen von etwa 400 Mrd. Euro) geführt, 


zum anderen zum bekannten Export¬ 
überschuss der vergangenen Jahre (der 
seit 2003 bis heute immer dreistellige 
Milliardenbeträge aufweist) und damit 
zur Verschuldung hauptsächlich der eu¬ 
ropäischen Nachbarstaaten. Dass mit 
dem Exportüberschuss auch zusätz¬ 
lich der Finanzsektor immens gewach¬ 
sen ist, ist der Tatsache geschuldet, dass 
die aus den Exportüberschüssen erlös¬ 
ten Beträge eben nicht in der Realwirt¬ 
schaft angelegt wurden, und auch gar 
nicht mehr konnten (angesichts der 
real existierenden Überakkumulation). 
Insbesondere dadurch wurde zusätzli¬ 
cher (auch politischer) Druck auf die¬ 
se Staaten ausgeübt, den Sozial- und 
Demokratieabbau voranzutreiben 
(wie es ja bei uns auch „erfolgreich“ 
durchgeführt worden war und zur be¬ 
kannten Exportstärke beigetragen 
hatte). Erklärungen für die Auswir¬ 
kungen der gegenwärtigen Krise auf 
die Bereiche Soziales, Umwelt, Nah¬ 
rungsmittel und Energie etc. können 
anders nicht abgeleitet werden. 


mus eine neue Klassengesellschaft mit 
Bourgeoisie und Lohnarbeitern als 
Hauptklassen. Beide reproduzieren 
die Produktionsverhältnisse auf immer 
neue Weise, aber stets in derselben, die 
kapitalistische Produktionsweise er¬ 
neuernde Form. Dieser Widerspruch 
ist der Motor zur Auflösung dieser 
und der Klassengesellschaft überhaupt 
(siehe MEW, Bd. 20, S.264 ). 

Die Vergesellschaftung wird von der 
privaten Aneignung des Mehrwerts 
beeinflusst. Insofern ist sie von der 
Bourgeoisie bestimmt. Sie bestimmt 
damit auch die Entwicklung der kapi¬ 
talistischen Hauptproduktivkraft: der 
Arbeiterklasse. Je bewusster Letz¬ 
tere sich ihrer Bestimmheit wird, je 
bewusster wird sie sich ihrer Bestim¬ 
mung: Sie muss die bisher nichtver- 


gesellschaftete Seite der Klassenge¬ 
sellschaft, die private Aneignung des 
Mehrwerts, vergesellschaften, um da¬ 
durch auch die Vergesellschaftung der 
Produktivkräfte und Produktionsver¬ 
hältnisse von ihrer kapitalistischen 
„Deformation“ (Heinz Jung) zu be¬ 
freien. Der Klassenkampf bestimmt 
daher die Entwicklung bzw. die Re¬ 
produktion der kapitalistischen Pro¬ 
duktionsweise. Damit bestimmt er 
auch die ihn bestimmende Verge¬ 
sellschaftung der Produktion, den 
Markt, auf dem alle Produktivkräfte 
als Waren gehandelt werden, und er 
bestimmt die Konkurrenz auf dem 
Markt und schließlich die Akkumula¬ 
tion. Die Akkumulation ist daher in 
einem mehrschichtigen dialektischen 
Zusammenhang zu denken. 
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„Es gibt keine negativen Auswirkungen“ 

Nachlese zum Massenmord an Textilarbeiterinnen in Bangladesch 


D ie britische „FinancialTimes“ ist 
für eher trockene Berichterstat¬ 
tung bekannt, seitenweise Zah¬ 
len dominieren im Herzblatt der Bour¬ 
geoisie über Emotionen. Der redaktio¬ 
nelle Teil beschäftigt sich hauptsächlich 
mit Trends, deutet Entwicklungen und 
analysiert Probleme aus Sicht der Herr¬ 
schenden. Für allzu großen Optimismus 
blieb in den vergangenen Jahren wenig 
Platz, die Krise mit all ihren Erschei¬ 
nungsformen füllte den größten Teil 
der Spalten. Hie und da gibt es aber 
Ausnahmen, Ende Juli kam auf Seite 2 
endlich mal wieder richtig Freude auf: 
„Textilhersteller in Bangladesch set¬ 
zen trotz der Desaster auf Wachstum“ 
wusste Reporter Victor Mailet aus der 
Sonderwirtschaftszone Gazipur süffi¬ 
sant zu berichten. „Es gibt keine nega¬ 
tive Auswirkungen auf die Bestellun¬ 
gen aus dem Ausland“ wird der Chef 
der Zentralbank, Atiur Rahman, zitiert. 
Sowohl die beiden Minister - der für 
Wirtschaft und ganz besonders der für 
Textilien - als auch die große Mehr¬ 
heit der Fabrikbesitzer scheinen einig 
in der Einschätzung, dass der Kapita¬ 
lismus solche „Zwischenfälle“ wie den 
Einsturz der Rana-Palza-Kleiderfabrik, 
bei dem mehr als 1 100 Arbeiter, die 
meisten davon Frauen, den Tod fanden, 
immer noch locker wegstecken kann. 
„Wir gehen in der Tat davon aus, dass 
die Bestellungen für den Export zuge¬ 
nommen haben“, freut sich Aitur Rah¬ 
man. Wie weit der mächtigste Mann im 
Bankwesen des zweitgrößten textilpro¬ 
duzierenden Landes der Welt nach der 
VR China seine Prognosen noch etwas 
nach unten korrigieren wird, bleibt ab¬ 
zuwarten. Seit dem „schlimmsten In¬ 
dustrie-Desaster der Erde“ (Financi¬ 
al Times) wurden keinerlei offizielle 
Zahlen veröffentlicht und einige Kapi¬ 
talisten sind etwas verhaltener in ihren 
Einschätzungen. Humanitäre Überle¬ 
gungen spielen dabei keinerlei Rolle, 
das reine Profitkalkül lässt bei einigen 
Sorge um den guten Ruf des Standorts 
Bangladesch anklingen. Rubana Huq, 
Direktorin der zweitgrößten Herstel¬ 
lerkette, der Mohammadi Group, ist 
eine davon. Sie hat beobachtet, dass 
einige ausländische Käufer zumindest 
überlegen, andere Billiglohnländer in 
ihre Planung einzubeziehen: „Kunden 
sind dabei, sich ernsthaft mit Kambo¬ 
dscha zu beschäftigen. Ich wäre nicht 
überrascht, wenn wir eine Abwande¬ 
rung von 5 bis 10 Prozent hätten, sagt 
sie, spart aber gleichzeitig nicht mit Lob 
für die „Großen“ der Branche: „Die 
größten Marken kaufen in der glei¬ 
chen Art und Weise und genauso viel 
in Bangladesch ein, wie vorher, aber es 
gibt Händler mit kleineren Anteilen, 


wie Disney, von denen einige wegzu¬ 
bleiben scheinen.“ 

Disney ist in der Tat die einzige Mar¬ 
ke, die bereits nach dem mörderischen 
Brand der Fabrik in Tazreen (117 tote 
Arbeiterinnen) im November 2012 ihre 
Geschäfte mit Bangladesch auf Eis leg¬ 
te. Die gepriesenen „Großen“ zeigten in 


der vergangenen Woche, was von ihrem 
in großer Aufmachung durch die Medi¬ 
en verbreiteten „teilnahmsvollen Ge- 
sabber“ (Marion Baur im UZ-Interview, 
17.5. 2013 ) zu halten ist. Die Internati¬ 
onale Arbeitsorganisation (ILO) hatte 
alle nachweislich bei der kollabierten 
Rana-Plaza-Fabrik einkaufenden Tex¬ 
tilfirmen nach Genf in ihre Hauptquar¬ 
tier beordert. Dort sollte über finan¬ 
zielle Entschädigung für die Familien 
der 1. 100 Toten geredet werden, „das 
Mindeste was getan werden kann“, so 
die ILO. 

Die Textilbarone hatten keinerlei 
Grund, sich über dieses Treffen allzu 
große Sorgen zu machen die UN-Agen- 
tur ILO ist schließlich nicht für revolu¬ 
tionäre Aktivitäten und Konzernfeind¬ 
lichkeit bekannt, hat den Nobelpreis im 
Jahre 1969 wegen ihres Engagements 
für „Frieden zwischen den Klassen und 
bessere Arbeitsbedingung auf der Welt“ 
gewonnen. 

Trotzdem hielten es gerade mal neun 
(!) der 29 Unternehmen überhaupt für 
notwendig, nach Genf anzureisen, ein 
einziges (die irische Billigklamotten- 
Kette Primark) war bereit in den zu bil¬ 
denden Fonds einzuzahlen. Das damit 
zur Ergebnislosigkeit verdammte Tref¬ 
fen wurde unverzüglich aus den Medien 
verbannt. 

Die Einschätzung im oben genannten 
UZ-Interview, dass es auch nach der 
Katastrophe von Rana-Plaza kein Um¬ 
denken seitens der Kapitalisten gibt, 
dass sich nichts Entscheidendes än¬ 
dern wird, „die Maschine der Ausbeu¬ 
tung erst dann zu Stillstand kommen 
wird, wenn ihre Betreiber entmachtet“ 
sind, erhielt zusätzlich zum Wahrheits¬ 
gehalt noch die zynische Sahne auf den 


Kuchen, dass die heute medial stets so 
hochgehängte internationale Hilfe bei 
menschlichen Tragödien für Textilar¬ 
beiterinnen in Bangladesch definitiv 
nicht gilt. 

Es wäre auch das erste Mal gewesen. 
Seit Bangladesch seitens der US- und 
europäischen Textilketten zum Billig¬ 


land der Branche schlechthin aufge¬ 
rüstet wurde (und damit zum ernsthaf¬ 
testen Konkurrenten Chinas, das den 
Kapitalisten zu teuer und politisch zu 
unzuverlässig geworden ist), sind weit 
über 3 000 Arbeiterinnen und Arbei¬ 
ter Opfer der Todesfabriken geworden, 
das sind so viele wie beispielsweise die 
Auseinandersetzungen in Nordirland in 
mehr als 30 Jahren forderten. Die Zahl 
der durch Arbeitsunfälle Verletzten ist 
nicht statistisch erfasst, geht aber mit 
Sicherheit in die Zehntausende. Diese 
„Späne beim Hobeln“ spielten im Pro¬ 
fitkalkül der Bosse nie eine Rolle, war¬ 
um sollte sich das geändert haben? 
Veränderungen im Denken vieler Men¬ 
schen innerhalb und außerhalb Bang¬ 
ladeschs haben sich in den vergange¬ 
nen Monaten aber vollzogen und zwar 
massiv und trotz Medienmanipulation, 
trotz aller Lügen, trotz brutaler Gewalt 
gegen Textilarbeiter, die für ihre Rech¬ 
te und für Verbesserungen ihrer Lage 
kämpfen. 

Die KP Bangladeschs in einer Einschät¬ 
zung: 

„... Jeder Versuch, Gewerkschaftsorga¬ 
nisationen zu gründen oder friedliche 
Demonstrationen zu organisieren, wird 
von den Arbeitgebern und der Polizei 
brutal unterdrückt. Trotz all der Unge¬ 
heuerlichkeiten, erleben wir in Bang¬ 
ladesch zahlreiche militante Bewegun¬ 
gen, Demonstrationen, Streiks, Revol¬ 
ten, Besetzungen und andere Aktionen 
seitens der Textilarbeiter, die sich zu ei¬ 
nem militanten und führenden Teil der 
Arbeiterklasse unseres Landes entwi¬ 
ckeln. 

Im Rahmen dieser Aktionen sind viele 
Arbeiter ermordet und verletzt worden, 
viele ihrer Führer und Aktivisten sind 


im Gefängnis, werden physisch gefol¬ 
tert, tausende wurden entlassen und mit 
Gewalt aus ihren Wohnungen vertrie¬ 
ben ...“ 

Von all dem scheint die ILO nichts 
wissen zu wollen, die beschriebene Mi- 
litanz der Textilarbeiter steht im ab¬ 
surden Gegensatz zu den Versuchen, 
die Textilkapitalisten am Gesprächs¬ 
tisch zu Almosen überreden zu wollen. 
Auch seitens der Gewerkschaftsoberen 
kommt wenig Unterstützung. Die KP 
kritisiert hart jene „opportunistischen, 
korrupten und die Klassenzusammen¬ 
arbeit betreibenden Gewerkschaftsfüh¬ 
rer, die mit Regierung und Arbeitgeber¬ 
verband daran arbeiten, die Morde an 
Textilarbeitern zu vertuschen bzw. die 
Menschen mit Sympathieerklärungen 
und Zahlungen an einige Hinterbliebe¬ 
ne ruhig zu stellen ... 

Außerhalb Bangladeschs, besonders in 
Europa, hat die Diskussion um „nach¬ 
haltige“ Produktion, „saubere“ Texti¬ 
lien usw. in den vergangenen Mona¬ 
ten stark zugenommen. Auf den briti¬ 
schen Inseln (das Königreich ist neben 
Deutschland größter Importeur aus 
Bangladesch) versuchen durchaus 
auch reaktionäre Elemente Vorteile 
daraus zu ziehen. So sucht etwa der 
BNP-Vorsitzende (British National 
Party, Schwesterpartei der NPD) mit 
seinem Konzept einer autarken briti¬ 
schen Textilproduktion im Wahlkampf 
zu punkten. 

Der Großteil der Menschen, die sich 
Gedanken um ein „anderes Produzie¬ 
ren“ machen, sind von den Zuständen 
angewidert, sehen aber den Zusam¬ 
menhang zwischen kapitalistischer 
Profitgier und der Zerstörung traditi¬ 
oneller Industrien und hochwertiger 
handwerklicher Herstellung in ihren 
Heimatländern nicht, oder nur un¬ 
genügend. Seitens der Medien wer¬ 
den immer wieder solche alternativen 
Projekte befördert, die nicht an den 
Grundlagen der Ausbeutung von Tex¬ 
tilarbeiterinnen und Textilarbeitern 
rütteln. 

Im Norden Irlands etwa, wo bis vor 
etwa 40 Jahren die größte Leinenin¬ 
dustrie der Welt und eine fast ebenso 
gewaltige Herstellung von Wolltuch 
über eine halbe Million Menschen 
beschäftigte und die wesentlichen 
Akzente für die gesamte europäische 
Mode- und Bekleidungsindustrie setz¬ 
te, wird seit 2 Jahren wieder in sehr 
kleinem Umfang Flachs (das Rohma¬ 
terial für Leinen) angebaut. Die Initi¬ 
atorin dieses durch sämtliche Medien 
gezerrten Projekts ist die Weberin und 
Textildesignerin Marion Baur. Die in 
Deutschland geborene Tochter eines 
Schneidermeisters, heute Betreiberin 


einer kleinen Weberei in der Graf¬ 
schaft Derry, auf unsere Fragen zum 
Stellenwert des „Zurückholens“ der 
Leinenproduktion, der Nachhaltigkeit 
in Textilherstellung: 

„Es ist schon spannend, wenn sich 
auf unserem einen Hektar kleinen 
Flachsfeld bei der Ernte Vertreter 
von BBC, ITV, Nordirischem Rund¬ 
funk, Süddeutscher Zeitung und der 
Times, um nur einige zu nennen, die 
Hände geben. Unser Flachsanbau, 
der ausschließlich dazu dient, hoch¬ 
wertigen Rohstoff für unsere hoch¬ 
wertigen Textilien zu erzeugen, wird 
gerne dazu hergenommen, zu bewei¬ 
sen, dass jeder Mensch sozusagen die 
freie Wahl hat, sich gute und gesunde 
Textilien besorgen kann usw. Sobald 
ich darauf hinweise, dass unsere Pro¬ 
dukte in der Angebotspalette der gro¬ 
ßen Ketten keinerlei Rolle spielen, 
jedes Jahr mehr als 200 000 Tonnen 
Textilien aus den Todesfabriken Ban¬ 
gladeschs nach Deutschland und fast 
ebenso viele nach Großbritannien 
importiert werden - von der EU mit 
Zollfreiheit belohnt - dann wird es 
schon ruhiger im Medienwald. Wenn 
wir den Tod unserer Kolleginnen in 
Dakka Massenmord nennen und den 
Journalisten sagen, anstatt über den 
politischen Stellenwert der wunder¬ 
schönen Flachspflanze zu schwärmen, 
den Menschen mitzuteilen, was die 
Gewerkschaften der Textilarbeiter 
fordern, dann bricht meist das große 
Schweigen aus. Trotzdem nutzen wir 
natürlich die Medienpräsenz, wo wir 
können ... 

Ich habe oft betont, dass jede Form 
von nachhaltiger Produktion auch 
im Kapitalismus gut ist. Jeder Meter 
Tuch, jedes Kleidungsstück, das nicht 
in den Todesfabriken hergestellt wird, 
hat in sich einen hohen Wert, auch 
einen politischen. Aber wenn Nach¬ 
haltigkeit und alternative Herstel¬ 
lung zur Augenwischerei verwendet 
wird, die von den wirklichen Zustän¬ 
den ablenkt, dann sind wir gefordert, 
das richtigzustellen, keine Illusionen 
zu verbreiten, die Schuldigen und 
das schuldige System immer wieder 
zu benennen. Das ist eine Aufgabe, 
die uns Kommunisten keiner abneh¬ 
men wird und die wir auch innerhalb 
der alternativen Bewegung, wenn ich 
das mal so nennen darf, wahrneh¬ 
men müssen. Das Umdenken vieler 
Menschen, das genauere Hinschau¬ 
en, was wo und wie hergestellt wird, 
erhöht da unsere Chancen, denn vom 
Nachdenken über das ,Was 4 und das 
Wo 4 ist es bis zur Frage nach dem Wa¬ 
rum 4 nicht mehr gar so weit 44 

Hermann Glaser-Baur 


Sofortforderungen des gewerkschaftlichen 
Zentrums der Textilarbeiter in Bangladesch: 

★ Alle schuldigen Fabrikbesitzer müssen verhaftet werden. 

★ Alle Regierungsbeamten, die Informationen über schlechte Arbeitssicherheit 
unterschlagen haben, sind sofort zu entlassen. 

★ Der Minister muss zurücktreten. 

★ Die Familien der toten Arbeiter und alle Verletzten müssen Entschädigung erhal¬ 
ten, kostenlose und gründliche medizinische Behandlung der Verletzten. 

★ Die Regierung muss sofort eine Bestandsaufnahme erstellen und veröffentlichen, 
den Zustand der Fabriken betreffend. 

★ Sofortiger Stopp aller Repressionen gegen Arbeiter und die Gewährleistung aller 
gewerkschaftlichen Rechte. 
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Bundeswahlversammlung 

zur Wahl der Kandidatinnen und Kandidaten für die Liste der DKP 
zur EU-Wahl 

Vorbehaltlich der Zustimmung des Parteivorstands findet die Ver¬ 
sammlung als Bundesmitgliederversammlung 

am Sonntag, dem 20. Oktober 2013 in Hannover, 

Freizeitheim Linden, Windheimstraße 4, Hannover statt. 
Beginn: 11.00 Uhr, Ende: 17.00 Uhr 

Teilnahmeberechtigt sind alle Mitglieder der DKP. 

Stimmberechtigt bei der Aufstellung des Wahlvorschlags sind alle 
Mitglieder der DKP, die das 18. Lebensjahr vollendet haben und die 
deutsche oder die Staatsbürgerschaft eines EU-Landes besitzen. 

Als Tagesordnung wird vorgeschlagen: 

1. Eröffnung und Begrüßung 

2. Konstituierung 

3. Referat 

4. Diskussion 

5. Wahl der Bundesliste der DKP zu den EU-Parlamentswahlen 2014 

6. Bekanntgabe des Wahlergebnisses 

7. Schlusswort 

Zur Planung wird um Anmeldung über die Bezirks- und 
Landesorganisationen gebeten 


DKP 


Am 27. September 2013 feiert unsere Genossin 

Waltraud Meißner 

Ihren 85. Geburtstag 

Liebe Waltraud, 

dazu gratulieren wir Dir alle ganz herzlich und wünschen Dir alles 
Gute und vor allem noch viele Jahre Gesundheit. 

Für Dein jahrzehntelanges Engagement in der kommunistischen 
Bewegung, vor allem in der DKP Hagen, danken wir Dir. 

Wir wünschen Dir im Kreise Deiner großen Familie noch viele 
gute Jahre und wissen Dich im Kampf um Frieden und eine sozial 
gerechtere Welt fest an unserer Seite. 

DKP Kreisvorstand Hagen 



Wir dünken Pm dass Pu 
immer für uns du bist* 


für Waltraud Meißner 

Mes Liebe za Seinem 

85. Geburtstag 

Seine Große 
und affe Kimen 
and der ganze Anhang 


Daß du dich wehren mußt, 
willst du nicht untergehen. 
Das wirst du wohl einsehen. 



Zu den jüngsten Entwicklungen in der Türkei 


Unser Genosse bert brecht 

Vollrat Neumann 

wurde am 20. September 60 Jahre alt, wozu alle Genossinnen aus 
dem Bezirk Land Bremen nachträglich ganz herzlich gratulieren. 


Veranstalter: Marx-Engels-Stiftung in Zusammenarbeit mit der Rosa- 
Luxemburg-Stiftung Hessen und der Redaktion „Infobrief Türkei“. 

Samstag, 28. September, 11.00-18.00 Uhr 

Kassel, Cafe Buch-Oase, Germaniastr. 14 

• Murat Cakir, RLS Hessen: Aufstand gegen Erdogan 

• Axel Gehring, Marburg: Rejim Istifa? Über AKP, (Gezi-)Proteste 
und die Krise der neoliberalen Formation in der Türkei 


Wir wünschen unserem Bremerhavener Genossen, der seiner Vater¬ 
stadt immer treu geblieben ist, nur für ein Studium der Völkerkun¬ 
de ließ er sich für eine Weile nach Hamburg locken, Gesundheit und 
Lebensfreude und Kraft für die Arbeit, die Kommunisten in der Diaspo¬ 
ra leisten: Wo immer sich Widerstand regt, die Menschen unterstützen, 
unser Wissen und unsere kollektiven Erfahrungen einbringen, gemein¬ 
sam lernen im Kampf. 

DKP Bezirk Land Bremen 


• Ismail Karatepe, Kassel: Bauwirtschaft, Islamismus und die 
türkische Bourgeoisie 

• Gülsen Celebi, Düsseldorf: Frauen- und LBGT-Initiativen im Protest 

• Michael Backmund, München: Kommune vom Gezi-Park und 
der Klassenkampf in der Türkei und in Kurdistan 

Unkostenbeitrag: 10 €; ermäßigt 7 €. 

Da wir einen Mittagsimbiss vorbereiten wollen, wären wir um 
Voranmeldung dankbar: marx-engels-stiftung@t-online oder 
0211-6802828 (Hermann Kopp) 



UZ 


unsere zeit - 

Wochenzeitung der DKP 


4 Wochen Probeabo weiterempfehlen! 

Schickt uns Adressen von Freunden, Kollegen, Ver¬ 
wandten, die sich für die UZ interessieren könnten. 
Wir versenden die UZ 4 Wochen kostenlos. 

Tel.: 0201 - 17 78 89 23 | info@unsere-zeit.de | www.dkp.de 
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Weingut Eicher 

Rheinterassen 

Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128 
Tel.: 06249 - 67263 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte 
Ferienwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, 
Kühlschrank, Bad, Dusch, WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Podiumsdiskussion zum Auftakt 

. Kn« - eint H ErausfordEninci tur die antifafcftirtiscli-e BEWsgung? 

Hlans-Peter Brenner, nelveräretancfer 'ntts-jcnderder DKP 

Ssvill» Dagdelen. Sprectte'-mKr MqiKluiÜffd hbepälkincler FHftJCjj'i DIE UMfcC rli Buuenieu 
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Susann Wrtl-Stahil, Jomnsl&lin i.irrt 4.ila4n oiiw Jfirük,>n hVr.nl rl-fti [*! \m\ 

Freitag | 4. Oktober 2013 | 19 Uhr ' 

Georg - As mussen-H aus | Böckmannstraße 3 (St. Georg) 

www. Kapitalismus- in -der- krise.de igl 


MARXISTISCHE BLÄTTER 

Ökonomie des Sozialismus 

+ Zwölf Thifitrt - Zur ääxialiärttLJä-Diäku&- 
sian Lucas 

* Ware-C eld-Berichu ng im Social ismus 

rtarry Nick 

* Marklwirtschafl und Sozial liamua 

Haividn Hsttach 

+ Planwj irisch :sfl iiti 21. Jahrhundert 

Ifctmut DiJilkltitSe 

* Ökonom it des Sozi alism uu Jörg Rhüftlifir 
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www.inarxistische-blaetter.de 


Erinnerung an die Gründung der POR 
Festveranstaltung 

des DDR-Kabinelt-Boch jin e.V. 

Samstag, 5.10.2013 

Pes^Blazzi-Realschule B GraF-AdolF-Str. 40m, 44B6G Boch jm 

Einlass; 12:00 Uhr - Ende: 21:00 Uhr 

Munlk -ÄUBEtallurig - Redebefträge - Literatur - Inftratände 
Eiten A. Trinken - Ztitwugen - □DR.-Quir - OttfihruLiB« 

Irrt» u.AnwHjng 

.vöramilalliungen^ddr-fcablnett-bochijm.hlöiapüt.de 



Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de 10039.0566. 81478 

Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinderparadies. 



Urlaub im 
Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Verlag Wiljo Heinen 


JULIUS FUClK 

Eine Reise 
noch München 

-Juli 1934- 


LL-.riL-lj'.r-j Hl- -au K-j'-cj-.hmui'i! 


Deutsche Erstveröffentlichung 
einer 2011 wiederentdeckten 
Reportage aus dem faschis¬ 
tischen Deutschland 

Julius Fuffk 

Eine Reise nach München 
64 S.j fester Einbard, 10 ,- € 
ISBN 978-3-95514-011-3 


www.gutes-lesen.de 


Entschleunigung: 

Ruhe 8k Natur satt im Müritz- 
Nationalpark. 2 FeWo je 2-3 Pera. 
ganzjährig in Kratzcburg-GranzirL. 
Havel & HaveLseen, Boot & Rad. 

Info: vrww.txino, gga.de 

Tel.: 0331767 07 9© 


Hier könnte Ihre 

Anzeige stehen... 

• gewerblich oder privat 

• zur Ankündigung von Terminen 
und Veranstaltungen 

• für Mitteilungen und Grüße 

Die UZ wird gelesen... 

• von Genossinnen und Genossen der DKP 

• von zahlreichen Abonnentinnen aus dem 
gesamten linken Spektrum 

Die Anzeigen werden gestaltet... 

• kostenlos, nach Ihren Wünschen und Ideen 

Nutzen Sie die UZ-Anzeigenseite... 

• und unterstützen Sie die UZ damit auch finanziell. 

• Die Auftragserteilung an uns ist unkompliziert; 
einfach die Anzeige per Mail, Post oderTelefon 
übermitteln. 
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DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
Neue Internetseite: www.karl-liebknecht-schule.org 

Wochenendseminar Sa./So. 12./13. Oktober 2013 

Zur Arbeit von Kommunistinnen und 
Kommunisten in Kommunalvertretungen, 
in Parlamenten und in Wahlkämpfen 

In der bürgerlichen Gesellschaft wird der Parlamentarismus mit der 
Teilnahme an Wahlen als der einzige Ort dargestellt, wo es um Po¬ 
litik und Demokratie geht. Wir haben da ein grundsätzlich anderes 
und umfassenderes Verständnis von Politik. Trotzdem nehmen wir 
an Wahlen teil und nutzen Kommunalvertretungen als Feld, auf dem 
wir politisch kämpfen. Im Seminar wollen wir unser Verständnis der 
Ansprüche an diese Arbeit prüfen und auf der Grundlage gegenwärti¬ 
ger Entwicklungen weiterentwickeln. Dazu wollen wir an marxistische 
Ansätze zur Kommunalpolitik in der Geschichte erinnern, unsere mit 
anderen politischen Ansätzen in der Kommunalpolitik vergleichen 
und die Veränderungen des Kampffelds Kommune beobachten und 
zur Grundlage für unsere Arbeit machen. Wir wollen die Erfahrungen 
aus der Praxis der DKP vor Ort einbringen und so Kritik und Weiter¬ 
entwicklung ermöglichen. Als Ziel setzen wir uns das Stärken unseres 
Eingreifens in die Kommunalwahlen 2014. 

Mit Beiträgen von Michael Gerber (Bottrop), Arno Grieger (Rein¬ 
heim), Wolfgang Richter (Dortmund) und Tunia Erler (Direktkandi¬ 
datin der DKP für die Bundestagswahl in Berlin-Mitte). 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen 
nur, wenn es sich um Absagen handelt. Die Anreise kann bereits Frei¬ 
tag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 10.30 Uhr. 
Ende Sonntag gegen 14 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25€. Ab Freitag 
30€. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 

V_y 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 

immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnung in der 
TOSCANA-SEGGIANO 

Bei Gunter & Sibylle 

Tel. 003905 641 836 713, mob. 00393381539818 
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Die EU und die Krisen-Debatte 

Betr.: Krisendiskussion in der UZ 

1996 war ich Gast bei dem 13. Partei¬ 
tag der DKP. Ich hatte das Glück neben 
Kurt Bachmann zu sitzen. Er hat mich 
gefragt, wie die Meinung der dänischen 
Arbeiterklasse zur Europäischen Uni¬ 
on ist. Ich habe (ein bisschen optimis¬ 
tisch) gesagt, dass die dänische Arbei¬ 
terklasse gegen die Union sei und blei¬ 
ben werde. Was ich meinte war, es ist 
unsere Aufgabe gegen dieselben Klas¬ 
senkräfte, die hinter dem Zweiten Welt¬ 
krieg standen und hinter der heutigen 
Aufrüstung stehen, zu kämpfen. 
Darum ist es für mich eine Überra¬ 
schung, dass die EU kaum einen Platz 
in der Krisendebatte der DKP ein¬ 
nimmt. Wie kann es sein, dass die neuen 
übernationalen Formen des Kapitalis¬ 
mus gar nicht zur Diskussion stehen? In 
den 70er Jahren gab es wertvolle öko¬ 
nomische Beiträge über die neuen For¬ 
men des staatsmonopolistischen Kapi¬ 
talismus. Heute sind es nur ganz wenige, 
die diese Tradition weiterführen, zum 
Beispiel Gretchen Binus und Hans-Pe- 
ter Brenner. 

Eine der wichtigsten Erfahrungen der 
Krise ist, dass die Banken und das Fi¬ 
nanzkapital die Lasten der Krise auf die 
Bürger und die Staatskassen abwälzen. 
Mit welchen neuen Analysen und Ak¬ 
tionen können wir diese Entwicklung 
bekämpfen? Das muss eine der Haupt¬ 
fragen der Debatte sein. 

Lars U. Thomsen , Esbjerg 

„Original DKP“? 

Betr.: Aufmacher, UZ vom 13.9.2013, 

S.l 

Der Aufmacher zur Aktion Umfairtei¬ 
len (UZ Nr. 37) berührt grundsätzliche 
Fragen zu den Aufgaben von Kommu¬ 
nisten in Bewegungen und Bündnis¬ 
sen, besonders im sozialen und gewerk¬ 
schaftlichen Bereich. So unverzichtbar 
unsere Beteiligung an solchen Aktivitä¬ 
ten ist, so wichtig ist darüber hinaus die 
Klarheit, welche besonderen Perspekti¬ 
ven, Ziele und Aufgaben wir als Kom¬ 
munisten dort haben. 

Wir wissen: Selbst wenn Menschen in 
ihren Lebensbedürfnissen vom Mono¬ 
polkapital so massiv benachteiligt wer¬ 
den, dass sie protestieren, demonstrie¬ 
ren, Verbesserungen ihrer Lebenssitu¬ 
ation einfordern, dann steht dahinter 
praktisch immer erst mal die Illusion, 
den Kapitalismus menschlicher gestal¬ 
ten zu können, wenn man sich nur mit 
den richtigen Argumenten dafür ein¬ 
setzt. Die Erkenntnis, dass das, was 
heute erkämpft wurde, immer wieder 
morgen vom Kapital einkassiert wird, 
dass die Ursache für die empfundene 
Ungerechtigkeit im Zwang des Ka¬ 
pitals zum Maximalprofit liegt, dass 
überhaupt im bürgerlichen System 
nicht die Lebensbedürfnisse der ar¬ 
beitenden Menschen, sondern die Ver¬ 
wertungszwänge des Kapitals die allein 


entscheidende Rolle spielen, wird nicht 
von allein entstehen. Ebenso wenig 
die Schlussfolgerung, dass nachhaltige 
Verbesserungen nicht im Kapitalismus, 
sondern nur in einem anderen System 
erreicht werden kann, wo die Macht 
des Monopolkapitals und seine öko¬ 
nomischen Zwänge beendet sind, also 
im Sozialismus. Wer Marx und Lenin 
richtig verstanden hat, sollte wissen, 
dass diese Einsichten sich den Men¬ 
schen eben nicht schon dann ergeben, 
wenn wir mit ihnen für das Teewasser 
kämpfen, sondern wir müssen daran 
zielbewusst arbeiten, wir müssen die 
Erfahrungen der Kämpfe in diesem 
Sinne auswerten, wir müssen die Ent¬ 
wicklung von Klassenbewusstsein för¬ 
dern, die Erkenntnis, dass eine grund¬ 
legende Systemalternative notwendig 
ist und dass man sich dafür politisch 
organisieren muss. 

Diesen Zusammenhang ignoriert Ge¬ 
nosse Metzroth (...). Dementsprechend 
reduziert sein Fazit die Aufgabe der 
Kommunisten auf (...), „ihren Beitrag 
dazu zu leisten, dass es hierzulande fai¬ 
rer und gerechter zugeht“ (...). 

Thomas Mehner ; Krefeld 

ln der Sache und Tonlage 
nicht nachvollziehbar 

Betr.: „Erklärung des Sekretariats des 
Parteivorstands der DKP“, 

UZ vom 13.9.2013, S. 12 

Die Erklärung des Sekretariats des Par¬ 
teivorstands zur Entwicklung des Mei¬ 
nungsstreits in der Partei ist in der Sa¬ 
che und in der Tonlage nicht nachvoll¬ 
ziehbar. 

Ja, es gibt zu verschiedenen politischen 
Fragen unterschiedliche Meinungen, 
es gibt „relativ klar ausgeprägte Strö¬ 
mungen“ (Patrik Köbele), es gibt 
Streit - und das schon seit vielen Jah¬ 
ren. Nun tauschen sich Genossinnen 
und Genossen darüber aus, und zwar 
„einzeln oder in Verbindung mit ande¬ 
ren“ (Statut), nun werden in mindes¬ 
tens einem Bezirk die Ergebnisse des 
Parteitags äußerst kritisch diskutiert, 
aber ist das alles „ungewöhnlich“ oder 
„nicht hinnehmbar“ wie das Sekretari¬ 
at formuliert? Ungewöhnlich ist eher 
die dramatisierende Tonlage dieser 
weitgehend entpolitisierten Stellung¬ 
nahme. 

Der Parteivorstand hat auf all seinen 
bisherigen Sitzungen stets den An¬ 
spruch formuliert, die Debatte um 
Streitpunkte weiter zu führen und zu 
organisieren. Da ist es doch kontra¬ 
produktiv, wenn das Sekretariat ohne 
Zeitnot zwei Wochen vor einer Partei- 
vorstands-Tagung eine Erklärung ver¬ 
öffentlicht, die meines Erachtens der 
kollektiven Diskussion bedarf. Zumal 
diese Erklärung an mehreren Stellen 
Formulierungen enthält, die statuten¬ 
widriges Verhalten unterstellen. 

Wird hier das Stöckchen vorbereitet, 
über das in zwei Wochen dann der ge¬ 


samte Parteivorstand springen soll? 
Welche Stoßrichtung hat diese Er¬ 
klärung - wenige Wochen vor der ge¬ 
werkschaftspolitischen Konferenz in 
Hannover, mitten in der Debatte um 
ein Pressefest 2014, und unmittelbar 
vor der Herausforderung, gemeinsam 
einen Krieg gegen Syrien abzuweh¬ 
ren? 

Ich hoffe, der Parteivorstand wird sei¬ 
ner politischen Verantwortung besser 
gerecht, als es das Sekretariat mit dieser 
Erklärung getan hat. 

Isa Paape, Erlangen 

Richtigstellung 

Betr.: Leserbrief des 
Bezirksvorstandes Südbayern, UZ 
vom 23.8.2013, S. 15 

Dazu möchte ich Folgendes richtigstel¬ 
len: 

1. Das Papier des BV Südbayern zur 
Landtagswahl wurde auf der Bezirks- 
MV am 23.3.2013 zwar zur Diskussi¬ 
on gestellt, nach kurzer Debatte aber 
NICHT zur Beschlussfassung aufgeru- 
fen. (Der BV-Sprecher: „Das ist kein 
Antrag.“ Es sollte nach seiner Aussage 
zur Ergänzung noch mit dem BV Nord¬ 
bayern besprochen werden.) 

2. Daraus folgt: Die angeführte Position 
des BV, bei den Landtags wählen in Bay¬ 
ern aufzurufen, die Partei „Die Linke“ 
zu wählen, wurde NICHT zur Abstim¬ 
mung gestellt. (Der Leserbrief behaup¬ 
tet die Beschlussfassung.) 

3. Die Position, die Parteien „nicht in 
einen Topf zu werfen“ und aufzurufen, 
„links von der CSU“ zu wählen, wur¬ 
de von mir in die Debatte eingebracht. 
(Der Leserbrief behauptet, eine solche 
Position sei nicht vorgetragen worden. 
Mein Redebeitrag, den ich als Gegen¬ 
position zum o.a. Papier verstehe, liegt 
schriftlich vor.) 

Peter Willmitzer ; München 

Nur 29,8 Prozent für die 
CDU/CSU 

Betr.: Bundestagswahl 

Wenn man nachprüft, wie es wirklich 
mit den Wahlen aussieht, dann steht 
fest, dass die CDU/CSU nicht einmal 
ein Drittel der Bundesbürger vertritt. 
Wahlberechtigte haben wir 61,800 Mil¬ 
lionen Bürger = 100 Prozent 
Gewählt haben 44,185 Millionen = 71,5 
Prozent 

CDU/CSU haben gewählt 18,425 Milli¬ 
onen = 28,5 Prozent 
SPD haben gewählt 13,312 Millionen = 
18,3 Prozent 

Leider haben ich das nicht irgendwo le¬ 
sen können - warum? 

Erich Schreier ; Röthenbach/Pegnitz 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


FR ★ 27. SEP 


Darmstadt: Internationales Sommerfest der 
DKP Darmstadt-Dieburg - Thema „Viva Cuba 
Socialista!“, mit Berichten von Teilnehmern 
der SDAJ-Solibrigaden und ihren Erfahrun¬ 
gen in Cuba. Bürgerhaus Kranichstein, Luise- 
Büchner-Saal, Grundstr. 10,18.00 Uhr. 


SA ★ 28. SEP 


Erfurt: „Hat der Sozialismus in Kuba eine 
Zukunft?“. Vortrag und Diskussion mit Heinz 
Langer, Botschafter a.D. der Deutschen De¬ 
mokratischen Republik. Veranstalter: Rot¬ 
fuchs Erfurt. Gaststätte „Dahlie“, Roßlauer 
Str. 1,10.00 Uhr. 


SO ★29. SEP 


Duisburg: „Marx in Marxloh“ - Sonntags¬ 
brunch des Deutschen Freidenker-Verbandes 
in dem der Inhalt der Marxschen Werke „Das 
Kapital“ Band I und „Das Kommunistische 
Manifest“ skizziert werden. Referent: Klaus 
von Raussendorff (NRW-Vorsitzender des 
Deutschen Freidenker-Verbandes). Bürgerbüro 
Marxloh, Kaiser-Wilhelm-Straße 278,11 Uhr. 

Siegen: „40 Jahre nach dem Putsch - Nichts 
ist vergessen, und niemand!“ Ausstellung, 
Diskussionen und Kultur aus und über Chile 
1973 und heute. Referent: Mario Berrios Mi- 
randa. Veranstalter: DKP Siegen-Olpe-HSK 
u.a.VEB, Marienborner Straße 16,17.00 Uhr. 

Essen: „Manifest der Kommunistischen Par¬ 
tei“ Lesezirkel der MASCH Essen - Zweiter 
Teil. DKP-Parteizentrum, Hoffnungstraße 18, 
14.00 Uhr. 


MO ★ 30. SEP 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der DKP 
Darmstadt-Bergstraße. LinksTreff „Georg Frö- 
ba“, Landgraf-Philipps-Anlage 32,19.30 Uhr. 

Darmstadt: „Let‘s talk about Cuba!“ - Be¬ 
richte von den Kuba-Brigaden, Diskussion 
zur kubanischen Demokratie, Cocktails und 
Snacks. Gemeinsame Veranstaltung der 
SDAJ-Darmstadt/Odenwald mit der DGB- 
Jugend Südhessen. DGB-Haus, Rheinstr. 50, 
20.00 Uhr. 


DO ★ 3. OKT 


Hof (Saale): Das Programm der DKP und 
„Die Antworten der DKP auf die Krise“. Se¬ 
minar der DKP Oberfranken mit Heinz Stehr. 
Büro der Partei „Die Linke“, Ernst-Reuter- 
Straße 52,10.30 Uhr._ 

Sprockhövel: „Freiheit für die Cuban5! - Wer 
sind sie? Wofür stehen sie?“. Gespräch mit 
Adriana Perez, Ehefrau von Gerardo Hernän- 
dez. Veranstalter: Netzwerk Cuba. IG Metall 
Bildungszentrum, Otto-Brenner-Straße 100, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 4. OKT 


Frankfurt/Main: „Freiheit für die Cuban5! - 
Wer sind sie? Wofür stehen sie?“. Gespräch 
mit Adriana Perez, Ehefrau von Gerardo 
Hernändez. Veranstalter: Netzwerk Cuba. 
DGB-Haus; W.-Leuschner-Str. 69-77, 17.00 
Uhr. 


SA ★ 5. OKT 


Bochum: Festveranstaltung zum 64. Jahres¬ 
tag der Gründung der DDR. Neben Kultur u.a. 
mit der Schalmeienkapelle „Kurt Weineck“ 
wird es interessante Diskussionen und Vor¬ 
träge geben u.a. mit Kurt Andrä zum Leben 
von Wilhelm Pieck und mit Dieter Winderlich 
zum 100. Geburtstag von Friedrich Dickel. 
Die Moderation wird Peter Wolter (junge Welt) 
leiten. Veranstalter: DDR-Kabinett-Bochum 
e.V. Pestalozzi-Realschule, Graf-Adolf-Straße 
40, Einlass und Essen ab 12.00 Uhr, Beginn 
14.00 Uhr. Eintritt ist frei, um Spenden wird 
gebeten. Voranmeldung unter: info@ddr-ka- 
binett-bochum.de. 

Frankfurt/Main: „Freiheit für die Cuban5 - 
JETZT!“. Demonstration für die Freiheit der 
Cuban5. Anschließend Gespräch mit Adriana 
Perez, der Ehefrau von Gerardo Hernändez. 
Zum Abschluss des Abends gibt es eine „Fi¬ 
esta Cubana“ - mit cubanischer und latein¬ 
amerikanischer Musik von Nicky und Band. 
Eintritt frei; Spenden erwünscht. Veranstalter: 
Netzwerk Cuba. Haus der Jugend, Deutsch¬ 
herrnufer 12, Beginn Demonstration: 18.00 
Uhr; Beginn Abendveranstaltung: 20.00 Uhr. 

Hamburg: 40 Jahre faschistischer Putsch in 
Chile. Teil I - Filmvorführung „Die Schwarze 
Nelke“ über das Leben von Harald Edelstam. 
Teil II - Konzert „Peter Franke singt Canta Vic¬ 
tor Jara“, an der Guitarra Acustica: Emanuel 
Leander König. Rote Flora, Schulterblatt 71, 
17.00 Uhr. 


SO ★ 6 . OKT 


Essen: „Manifest der Kommunistischen Par¬ 
tei“ Lesezirkel der MASCH Essen - Dritter 
Teil. DKP-Parteizentrum, Hoffnungstraße 18, 
14.00 Uhr. 


FR ★ 11. OKT 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP 
Schweinfurt - Hassberge, Kreis Unterfranken 
zum Thema „Die Dialektik von Reform und 
Revolution“. DFG-VK Büro, Gabelsbergerstr. 
1,19.00 Uhr. 


SA/SO ★12/13. OKT 


Leverkusen: „Zur Arbeit von Kommunistinnen 
und Kommunisten in Kommunalvertretungen, 
in Parlamenten und in Wahlkämpfen“ - Wo¬ 
chenendseminar der Karl-Liebknecht-Schule. 
Mit Beiträgen von Michael Gerber (Bottrop), 
Arno Grieger (Reinheim), Wolfgang Richter 
(Dortmund) und Tunia Erler (Direktkandidatin 
der DKP für die Bundestagswahl in Berlin- 
Mitte). Anmeldung unter www.karl-lieb- 
knecht-schule.org. Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP, Am Stadtpark 68,10.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 
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Meine progressive Woche 

Vom 14. bis 20. September 


Finger weg vom i-Phone 5S 



Der Clou des neuen Smartphones des US-amerikanischen Kultkonzerns Apple ist der Fingerabdruckleser. Apple verspricht 
Sicherheit durch Einmaligkeit, nur dem Benutzer selbst und nur seinem Fingerabdruck stehe das Gerät zur Verfügung. 
Nur drei Tage hat es gedauert, bis das als dreiste Lüge entlarvt wurde. Zunächst machten sich japanische Journalisten den 
Spass, den Sensor wahlweise auf ihre Zehen, Brustwarzen oder ihre Nase zu programmieren. Deutschen Hackern vom Cha- 
os-Computer-Club gelang es nun, einen Fingerabdruck von einer Glasplatte abzufotografieren, auf einen künstlichen Finger 
zu übertragen und damit das neue iPhone zu entsperren. In seiner Information wiesen die Hacker darauf hin, dass man den 
Fingerabdruck täglich zigfach irgendwo hinterlasse. 

Schon unmittelbar nach Vorstellung des Apple-Telefons hatten Datenschützer an die Verpflichtungen von US-Firmen ge¬ 
genüber dem Geheimdienst NSA hingewiesen. Nach den bisherigen Erfahrungen liegt der Verdacht nahe, dass - ähnlich 
wie bei der Einreiseprozedur in die USA - die Geheimdienste ihr Projekt „Scan die Weltbevölkerung“ mit dem Fingerab¬ 
druckleser in großem Stil vorantreiben wollen. 


Die Stasi ist überall 


Mittwoch 

Frau Merkel lehnt Leihstimmen für die 
FDP vehement ab. Das hat einen guten 
Grund. Überhangmandate führten nach 
altem Wahlrecht dazu, dass sich die größte 
Partei schon über die Erststimmen über¬ 
proportionale Gewinne sichern konnte. 
Ein kleiner „Partner“ konnte - im Ge¬ 
genzug für eine Zweitstimmenkampag¬ 
ne - Erststimmen beisteuern. Dieses Ver¬ 
hältnis hatten CD U und FDP noch ein¬ 
mal zu ihren Gunsten verbessern wollen. 
2012 schob das Bundesverfassungsgericht 
dem einen Riegel vor. Soviel Verfassungs¬ 
bruch war dann doch zuviel. Dem vom 
Grundgesetz geforderten Verhältniswahl¬ 
recht wurde sein Recht verschafft. Und so 
muss Merkel ihren Wunschpartner FDP 
zumindest an diesem Punkt bekämpfen - 
der Verfassungstreue sei dank. 

Donnerstag 

Im Jahre 2006 hat eine Dortmunderin das 
faschistische Terror-Trio Uwe Mundlos, 
Uwe Böhnhardt und Beate Zschäpe zu¬ 
sammen mit einem „bulligen Skinhead“ 
beobachtet. Die Frau war eine Nachba¬ 
rin des türkischstämmigen Kioskbesitzers 
Mehmet Kubasik; die vier hielten sich eine 
Woche vor dem Mord an Kubasik in der 
Nähe des späteren Tatortes auf. Hier wird 
konkret, was auf der Hand liegt. Zschä¬ 
pe war immer aktives Mitglied der Ter¬ 
rorbande. Die Zeugin wurde anscheinend 
nicht von den Behörden entdeckt., son¬ 
dern von den Anwälten der Opfer. Die 
Nebenkläger beantragen sie im Prozess 
zu hören. Eine Nachbarin, die den Ermitt¬ 
lern Jahre verborgen blieb? Lächerlich. 
Opferanwalt Andreas Thiel berichtet al¬ 
lein aus Hamburg, dass nach den dortigen 
Morden 2 303 Personen überprüft, 478 
Spuren verfolgt und 502 Personen ver¬ 
nommen wurden. Bundesweit wurden 16 
Millionen Handy Verbindungen, 10 Milli¬ 
onen Kreditkartendaten und 14000 Über¬ 
nachtungen überprüft. Warum das nicht 
zum Ergebnis führte? Andreas Thiel: „Es 
erklärt sich mir überhaupt nicht, warum 
ich in den Ermittlungsakten nur auslän¬ 
dische Namen finde.“ 


Was vor zweieinhalb Jahren noch wie 
Zukunftsmusik klang, wird Realität. 
Immer mehr Privatfirmen drängen in 
den USA (aber nicht nur dort) auf den 
„Weltraummarkt“. Und es sind nicht 
nur kleine „Startups“. 

Schon lange geht es nicht mehr nur 
um Weltraumtouristik für abenteuer¬ 
lustige Leute „mit Geld im Portemon¬ 
naie“. Sondern um Hochtechnologie- 
Entwicklungen. Es geht um Software, 
revolutionäre technische Lösungen 
ebenso wie den künftigen Zugriff auf 
Ressourcen des Mondes, der Asteroi¬ 
den, um mögliche Produktionsanlagen 
im erdnahen Weltraum und derzeit vor 
allem - und ganz profan - auch um „ge¬ 
wöhnliche“ Dienstleistungen für staat¬ 
liche US-Stellen, vor allem die Raum¬ 
fahrtbehörde NASA. 

Direkte „Dienstleister“ für den Trans¬ 
port von NASA-Nutzlasten in den erd¬ 
nahen Orbit sind derzeit SpaceX und 
die Orbital Sciences Corporation. Die 
NASA sichert deren „Engagement“ 
mit hohen Zahlungen ab - vor allem 
um die Versorgung der Internationa¬ 
len Raumstation ISS zu gewährleis¬ 
ten: Nachschub für die ISS transpor¬ 
tierten, nach dem endgültigen Aus für 
die Shuttle-Fähren der NASA im Jahr 
2011, in den letzten zwei Jahren vor al¬ 
lem der russische Raumfrachter Pro- 
gress-M, ATV (Europäische Raum- 
fahrtagentur) und HTV (Japan). Dem 
Austausch der Mannschaft dienen der¬ 
zeit allein die russischen Sojusraum- 
schiffe. 

Schon jetzt geht es allein da um ein Mil¬ 
liardengeschäft, auch wenn die betei¬ 
ligten Privatfirmen immer wieder be¬ 
teuern, derzeit selbst viel mehr Geld 
investieren zu müssen ... 

SpaceX und die Orbital Sciences Cor¬ 
poration setzen dabei offenbar auf un¬ 
terschiedliche technisch-technologi¬ 
sche Konzepte. 


★ 

„Ich habe mir nichts zuschulden kom¬ 
men lassen. Ich bin unschuldig, absolut 
unschuldig.“ Beteuerungen dieser Art sind 
eigentlich lupenreine Schuldbekenntnis¬ 
se, in der Politik allemal. Wenn sie ein 
Berlusconi vorträgt, sollten eigentlich die 
Handschellen klicken. Immerhin haben 
die italienischen Abgeordneten gegen 
den Verbleib des cavaliere im Parlament 
gestimmt. Ende Oktober wird das wohl 
rechtskräftig werden. Sollte die Justiz sich 
dann wirklich ernsthaft mit Berlusconi 
beschäftigen, wäre ihm lebenslang sicher. 
Andreotti und Craxi lassen grüßen. 
Allerdings kann kein Gericht den Scha¬ 
den heilen, den Berlusconi seinem Volk 
zugefügt hat. Das müssen die Italiener 
schon selbst tun. Buona fortuna, Italia. 

Freitag 

Interne Schulungen, fachkundige Be¬ 
treuung, anspruchsvolle Aufgaben, ein 
menschliches, offenes und faires Arbeits¬ 
klima. So beschreibt Aldi Süd seine Ar¬ 
beitswelt in Anzeigen. Wer will da nicht 
Azubi sein? 

Wie es unter der Decke aussieht, zumin¬ 
dest in einem Zentrallager im baden-würt¬ 
tembergischen Mahlberg, ist anscheinend 
ein anderes Ding. Heute wird bekannt: 
Azubis wurden mit Frischhaltefolie ge¬ 
fesselt und mit schwarzen Eddings im 
Gesicht beschmiert, weil Vorgesetzte sie 
schlechter Leistungen bezichtigten. Ver¬ 
antwortlich sollen der Prokurist der Re¬ 
gionalgesellschaft, der Bereichsleiter, seine 
beiden Stellvertreter sowie drei Lagerar¬ 
beiter sein - das ist mehr als ein Einzelfall. 
Das riecht nach System. Das Billig-Billig 
hat eben seinen Preis im Verhältnis zu ge¬ 
beutelten Lieferanten, aber auch für die 
Belegschaften. 

Noch gilt hier die Omerta, das Gesetz des 
Schweigens. Dem Konzern scheint das 
nicht nur lieb, sondern notfalls auch teuer 
zu sein: Anstatt den Quälgeistern fristlos 
zu kündigen, bekamen sie Aufhebungs¬ 
verträge, einschließlich der dazugehöri¬ 
gen Abfindungen. Das verpflichtet zum 
Stillschweigen. Adi Reiher 


Im Rahmen des CRS-Programms 
(Commercial Resupply Services) be¬ 
auftragte die NASA SpaceX für 1,6 
Milliarden US-Dollar, zwölf Dragon- 
Flüge zur Versorgung der ISS durch¬ 
zuführen. Der erste Flug startete am 
8. Oktober 2012. Später sollen mit dem 
Raumschiff auch bis zu sieben Perso¬ 
nen befördert werden können. 

Der Vorteil des „Drachen“ ist derzeit 
vor allem, dass er Nutzlasten zur Erde 
zurückbringen kann. Dies kann die 
„Cygnus“-Kapsel, der Orbital Sciences 
Corporation, die am 18. September mit 
Hilfe einer „Antares“-Rakete zur ISS 
startete, offenbar (noch?) nicht. 

Ein erster Ankopplungsversuch von 
„Cygnus“ scheiterte am Sonntag auf¬ 
grund von Computerproblemen. Ein 
weiterer fand nach Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe statt. An Bord von 
„Cygnus“ befinden sich rund 700 Ki¬ 
logramm Versorgungsgüter, darun¬ 
ter Kleidung und Lebensmittel. Ein 
Scheitern der Erprobungsmission war 
einkalkuliert und gefährdet die Versor¬ 
gung der Station nicht. 

Erst im Dezember soll es den ersten re¬ 
gulären Flug geben. 

Interessant sind vor allem aber die In¬ 
formationen über die „Antares“-Rake- 
te. Diese nutzt Kusnezow-NK-33-Trieb- 
werken, die einst sowjetische Mond¬ 
reisen möglich machen sollten. Die in 
den 60er Jahren entwickelten und in 
den 70er Jahren erprobten, produzier¬ 
ten, dann aber nicht weiter genutzten 
Triebwerke wurden - teilweise - in den 
90er Jahren in die USA verkauft. Neue 
Werkstoffe und eine hochentwickelte 
Elektronik sorgen heute nicht nur bei 
der Orbital Sciences Corporation, son¬ 
dern übrigens auch in Russland, dafür, 
dass die Ideen und die solide Arbeit der 
einstigen Konstrukteure, sowjetischer 
Wissenschaftler, Ingenieure und Tech¬ 
niker endlich Früchte trägt. nh 


Was lange währt, wird endlich gut, sagt 
der Volksmund. Das wäre ein gutes 
Omen für Georg Maas 4 jetzt anlaufen¬ 
den Spielfilm „Zwei Leben“, dessen 
Realisierung laut Presseheft „einige 
Jahre“ dauerte. Aber wenn man dann 
liest, dass Maas das Drehbuch mit 
nicht weniger als vier weiteren Betei¬ 
ligten verfasst hat, fallen einem gleich 
die sprichwörtlichen vielen Köche ein, 
die den Brei verderben. Dass der Ro¬ 
man „Eiszeiten“ von Co-Autorin Han¬ 
nelore Hippe, der dem Film zu Grunde 
liegen soll, seit Jahren unveröffentlicht 
ist, könnte ja auch an der Borniertheit 
deutscher Verlagslektoren liegen. Die 
verwirrenden Zeit- und Handlungsort- 
Sprünge in Maas’ Film - er selber nennt 
es „ungewöhnliche Dramaturgie“ - le¬ 
gen allerdings andere Mutmaßungen 
nahe. 



TWO LIVES 


Immerhin, ein Film ist daraus gewor¬ 
den, eine deutsch-norwegische Kopro¬ 
duktion, die ein „Politthriller“ sein will 
und es nun sogar geschafft hat, bei der 
deutschen Nominierung für den „Aus¬ 
lands-Oscar“ 2014 den hoch gelobten 
„Lola“-Gewinner „Oh Boy“ aus dem 
Feld zu schlagen. Dahinter steckt po¬ 
litisches Kalkül: 2007 hatte Florian 
Henckel von Donnersmarck mit „Das 
Leben der anderen“ über die Wand¬ 
lung eines Stasi-Spitzels den Oscar ge¬ 
wonnen und damit eine Hollywood- 
Karriere gestartet - es wurde ein Fehl¬ 
start. Mit ähnlicher Thematik schaffte 
es 2013 Christian Petzolds „Barbara“ 
nicht einmal mehr in die Vorauswahl. 
Und nun soll es „Zwei Leben“ richten? 
Gewiss, Maas 4 Film hat alle Zutaten, 
aus denen man einen Oscar-Hoff¬ 
nungsträger bastelt: ein opferreiches 
Schicksal in harten Zeiten, ein paar 


Georg Maas' „Zwei Leben“ 

skrupellose Finsterlinge und einen 
jungen Anwalt, der unerschrocken 
den Mächtigen entgegentritt. Maas 4 
Hauptfigur Katrine ist zugleich Opfer 
und Täterin. Als „Lebensborn“-Kind 
von den Nazis aus dem besetzten Nor¬ 
wegen nach Deutschland verschleppt, 
gerät sie dort nach dem Krieg schon 
bald in die Fänge der - natürlich, der 
Stasi! Die hat sie nicht nur zu Spio¬ 
nagediensten „schon im Kinderheim 
rekrutiert“ (O-Ton Katrine), sondern 
kidnappt auch lange nach dem Ende 
der DDR noch im norwegischen Ber¬ 
gen Katrines Enkelin, um einen Mord 
zu vertuschen und der Enttarnung zu 
entgehen - Letzteres offenbar mit Er¬ 
folg: Ein Schlusstitel belehrt uns über 
bis heute unenttarnte Stasi-Spione in 
Norwegen. Wer sagt denn, der Kalte 
Krieg sei vorüber? 



Wenn die Botschaft klar ist, kommt es 
auf die Stimmigkeit der Details nicht 
mehr so an. Das beginnt noch vor den 
ersten Bildern mit einer Lüge: „Von 
heute an“, so sagt die Radiostimme aus 
dem Off 1990, „haben die Siegermäch¬ 
te des II. Weltkriegs bei der Regierung 
Berlins ihre Finger nicht mehr im Spiel.“ 
Als hätte uns der NSA-Abhörskandal 
nicht längst eines Besseren belehrt. Da 
muss der weltgewandte Anwalt, der 
auf internationalen Konferenzen auf- 
tritt und große Anzeigenkampagnen 
schaltet, seine Ermittlungen mangels 
Diktiergerät ins Notizbuch schreiben, 
und die Minikamera, mit der Spionin 
Katrine geheime Dokumente ablichtet, 
macht vernehmlich „klick 44 , während 
der bespitzelte norwegische Offizier 
gleich daneben steht. Die Stasileute, die 
doch Katrina ausgebildet haben, fallen 
beim Eindringen in ihr Hotelzimmer 


auf den billigsten Trick der Welt herein. 
Ungereimtheiten ohne Ende. 

Juliane Köhler als Katrine scheint die 
Idealbesetzung für eine Rolle, in der 
mehr als eine im Gesicht eingefrorene 
Leidensmiene nicht verlangt ist. Ken 
Duken ist als schnatternder Anwalt 
eine dürftige Robert-Redford-Kopie 
und lediglich die Bergman-Ikone Liv 
Ullmann kann in einer Nebenrolle 
überzeugen; als Weltstar könnte sie 
dem Film ein Plus bei den Oscar-Ju¬ 
roren eintragen. Aber wenn das nicht 
klappt, war 4 s sowieso wieder die Stasi, 
denn die hat sogar eine Szene in Maas 4 
Drehbuch geschmuggelt, die man nur 
als heimliches Loblied auf die Tap¬ 
ferkeit ihrer Kundschafter verstehen 
kann: Da kann die wahre Katrina, de¬ 
ren Identität die falsche nutzt, dem sie 
verfolgenden Stasioffizier noch ein 
Brotmesser in den Bauch rammen, be¬ 
vor sie von dessen Adlatus erschossen 
wird, aber der wie ein Schwein Bluten¬ 
de kümmert sich erst um die korrekte 
Beseitigung der Leiche! Wenn das kein 
Heldentum ist! Hans-Günther Dicks 


Der rote Kanal 


Ich bin Kuba, Kuba/UdSSR 1964 

Dieser wenig bekannte Klassiker 
beschreibt das vorrevolutionäre 
Kuba und die Revolution in vier 
Episoden. Regisseur Mikhail Ka- 
latozov arbeitet in einer phänome¬ 
nalen Bildsprache, in atemberau¬ 
benden Kamerabewegungen und 
einer Montage, die aus dem Vollen 
der klassischen sowjetischen Film¬ 
kunst schöpft. 

So., 29.9., 10.35-13.00 Uhr, 3sat 
Do., 3. io., 12.15-13.30 Uhr, 
zdf kultur 

Gute Zähne nur für 
Reiche?, D 2013 

Gesunde Zähne sind für immer 
mehr Menschen in Deutschland 
kaum noch bezahlbar. Die Doku¬ 
mentation begleitet Einzelschick¬ 
sale und gibt dabei Einblicke in 
ein System, in dem durch Ver¬ 
kaufsschulungen trainierte Zahn¬ 
ärzte als gewiefte Geschäftsleute 
agieren. 

Mo., 30.9., 22.00-22.45 Uhr, ndr 

Flüstern & Schreien, DDR 1988 

Kultdokumentation über vier 
DDR-Rockgruppen. 

Di., 1.10., 23.45-1.40 Uhr, rbb 


Private sichern bemannte US-Raumfahrt 

... und setzen auf das große Geschäft 








